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I. E i n l a d u n g
zum

z w ö l f t e n westpreußischen K t i i d te tage .

Zu dem am Ire i tag, den 11. uud Sonnabend, den 12. September d. I . zu Joppot stattfindenden
zwölften westpreußischen Städtetage beehren wir uns ganz ergebenst einzuladen.

> Graudenz, Etadtverordneteuvorsteher. 3Iüll8t6rIioi ^ > Danzig, Stadtverordneter.
Elbing, Oberbürgermeister. >Vürt2 - Marienwerder, Bürgernleister, llaet^ieb - Culmsee, Bürgermeister.

ÄlüI Ior-Dt . Krone, Bürgermeister. I l r . v. ^Vuriud > Zoppot, Bürgermeister.

T a g e s o r d n u n g
für den zwölften weftprenßischen Stiidtetag.

1. Eröffnung des Städtetages.
2. Geschäftsbericht (Druckexemplar liegt bei) und geschäftliche Mitteilungen (Abschicdsschreiben

des Herrn Oberpräsidcnten Delbrück, Exzellenz, vom 30. Oktober 1902).
3. Rechnuugslegung und Entlastungserteilung.
4. Vortrag über Ausführung bezw. Abänderung des Kommunalabgabengesetzes vom 14. In l i 1893.

Berichterstatter: Herr Bürgermeister Dembski-Dirschau,
Mitberichtcrstatter: Herr Stadtrat Schuckert-Dirschau.

5. Empfiehlt sich für kleinere Städte die Durchführung einer besonderen Gemeindegrundstcuer
nach dem gemeinen Werte des Grundbesitzes?

Berichterstatter: Herr Stadtrat Mitzlaff-Danzig,
Mitbcrichtcrstatter: Herr Stadtverordneter Hcnnig-Schwetz — oder umgekehrt.

6. Ist der ministerielle Armentarif von 1876 der Revision bedürftig?
Berichterstatter: Herr Bürgermeister Geißler-Schwetz,
Mitbcrichterstatter: Herr Stadtverordneter Hennig - Schwetz.

7. Änderung des Quartierlcistungsgesetzes für die bewaffnete Macht im Frieden, hinsichtlich der
zweijährigen Befreiung neuer Gebäude.

Berichterstatter: Herr Bürgermeister Geißler-Schwetz,
Mitbcrichterstatter: Herr Stadtverordneter Hennig-Schwetz.

8. Bericht der Kommission zur Gründung eines Ruhegehaltskassenverbandes für die Kommunal-
bcamten.

Berichterstatter: Herr Bürgermeister M ü l l er-Dt. Krone.
9. Anregung des Hern: Landrates des Kreises Berent: Die Verhandlungen des westftreußischen

Städtctages künftig den Landräten resp. Kreisausschüssen der Provinz Westpreußen regel-
mäßig zugehen zu lassen.

10. Falls Referenten gefunden werden, noch: Offerte der Schweizerischen Unfallvcrsicherungs-
Aktiengcscllschaft Wiuterthur über Gemeinde-Haftpflicht-Versicherung :c.

11. Mitteilungen.
12. Wahl des Vorstandes.
13. Beschlußfassung über Ort und Zeit des nächsten Städtctages.
14. Schluß des Städtetages.
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Programm
des zwölften weftprenßischen Stadtetages.

Donnerstag, den 10. September.

6 Uhr abends: Vorstandssitzung im Kurhausc in Zoppot.

Von 8 Uhr abends ab: Zwangloses Beisammensein der schon anwesenden Mitglieder des
Städtctagcs mit ihren Damen nebst Gästen im Hotel „Wcrminghoff".

(Emvfangnahmc der Drucksachen für den Städtetag, Fest- und Teilnehmerkarten).

Freitag, den 11. September.
9 Uhr vormittags: Sitzung des Städtetages im Saale des Kurhauses.

Zwischen 11^2 und 1 2 ^ Uhr Pause.

Sodann: Fortsetzung der Beratung.

Schlich spätestens 2 Uhr.
Während der Sitzung werden einige Herren des Komitees die Damen herumführen.

Vcrsammlnng der Damen 10 Uhr in der nördlichen Glasveranda im Kurgarten.

2 Uhr nachmittags: Fahrt nach dem Walde mit Damen.

(Großer, kleiner Stern, Spaziergang nach dem Gaisbcrg, znrück nach der Kaiserhöhc).
41/2 Uhr: Abfahrt nach den Hotels.

6 Uhr nachmittags: Gemeinschaftliches Essen im Kurhaus mit Damen (Gedeck 3Mk. ohne Wein).

8V2 Uhr abends: Feuerwerk.

Sonnabend, den 12. September.

Sofern die Bcratungsgcgeustände am ersten Tage erledigt werden:'')

10 Uhr vormittags: Besichtigung des großen Seebades.

11 Uhr vormittags: Dampferfahrt (Bewirtnng anf dem Dampfer). Nach der Dampferfahrt
gegen 41/2 Uhr gemeinschaftliches Essen im Hotel „Werminghoff" mit Damen. (Gedeck
1,75 Mk. ohne Weinzwang).

8V2 Uhr abends: Rsnnion im Kurhaus.

Sonntag, den 13. September.

Von 11 Uhr ab großes Konzert im Kurgartcn.
Nachmittags Ansflügc mit Damen in die Umgegend nach Verabredung.

Die Teilnahme der Damen an den gesamten Festlichkeiten, außer an den Beratungen, ist sehr
erwünscht.

Den Teilnehmern des Städtetages nebst ihren Familien werden bereits vom 5. September d. I .
ab folgende Vergünstigungen gewährt werden:

l»,) Erlaß der Kurtaxe,
d) freier Eintritt zu den Konzerten im Kurgarten.

An Hotels zur Unterkunft der Teilnehmer und Gäste des Städtetages werden in Zoppot empfohlen:

das Kurhaus, das Hotel Kaiserhof,
das Hotel Werminghoff, das Hotel Pommcrfcher Hof,
das Hotel Haucifcu, das Viktoriahotel,
das Strandhotcl, das Hotel Zoppoter Hof.

Mi t diesen Hotels ist die Verabfolgung von Nachtquartieren zum Preise von 2 Mk. vereinbart.

DiesbezügliHe Anmeldungen werden entweder direkt oder 3 Tage vorher an Herrn Ratsherrn
Gildemeister»Zoppot erbeten.

Sollte dies nicht zutreffen, so wird der Beginn der Besichtigung pft. auf eine spätere Ttnnde verschoben.



I I . Verzeichnis der Teilnehmer
nn dem

zwölften Stiidtetage der Provinz Weftpreußen in Zoppot 1903.

Nr. Name der Stadt. Vertreten durch

Name.

Amtliche Stellung

bczw.

Stand des Vertreters.

9.

10.

11.

Berent .

Briefen .

Tanzig .

Tirschan

Elbing .

Tt. Eylan

Frcystadt

Garnsee

Grandcnz

Iastruw

Konitz .

Guttschalt . .
Kallmann . .

von Gostomski
Kannowsti .

Gronan . .
Mitzlasf . .
Schneider . .
Kcrnth . . .
Müusterberg.
Davidsohli .
>taiow . . .

Tcmbski . .
Schuckert . .
Nnabc . . .
Tuwcnsee . .

Taussc . . .
Ap . . . .
Tießen . . .
Reimer . . .
Pudor . . .
Uuger . . .

Grzywacz . .

Scefeld . . .

Naumann . .

Nicolai . . .

Kühnast . .
Di-. Teichen
Mehrlein . .
Biron . . .
Scheffler . .

Hcmpel . . .

Deditins . .
Di-. Müller .

Bürgermeister.
Stadtverordnetenvorstcher.
stellvcrtr. Stadtverordnctcnvorstcher.

Bürgermeister.
Stadtkämmerer.

Stadtältcster.
Stadtrat.
Stadtrat.
Stadtverordnetenvorstehcr.
stellvertr. Stadtverordnetenvorstehcr.
Stadtverordneter.
Stadtverordneter.

Bürgermeister.
Stadtrat.
Stadtverordnctenvorsteher.
stcllvertr. Stadtverordnetenvorstchcr.

Bürgermeister.
Stadtrat.
Stadtrat.
Stadtverordnetenvorstchcr.
Stadtverordneter.
Stadtverordneter.

Bürgermeister.
Stadtucrordnetenvorstchcr.

Bürgermeister.

Bürgermeister.

Erster Bürgermeister.
Stadtrat nnd Kämmerer.
Stadtverordnctcnvorstehcr,
Stadtverordneter.
Stadtverordneter.

-germeister.

Bürgermeister.
Stadtvcrordnetenvorstcher,
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Nr. Namelder Stadt. Vertreten durch

Name.

Amtliche Stellung

bczw.

Stand des Vertreters.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

18.

19.

20.

21.

22.

23.

24.

25.

26.

27.

28.

29.

Dt. Krone

Marienburg

Marienwerder

Mewe . .

Nenmark .

Ncnenbnrg

Neustadt .

Putzig . . .

Riesen bürg .

Rosenberg

Schöneck . .

Echwctz. . .

Pr. Stargard

Goldstanot

Born
Krucger
Ianke

Würh
Tons
Böhnke . .
Di-. Schrock

Twistet
Obuch

Liedke .
Lange .

Bnchhorn
Engelicn
Lau . .

Tranthan
Bnrau .
Block. .

Tcmplin .

Reimann .

Hcrmsdorff

Sooft . .

Geißler . .

Arndt .
Münchau
Klawittcr

Sladtverordnctenvorstcher.
Beigeordneter.

Bürgermeister.

Bürgermeister.

Bürgermeister.

Bürgermeister.

Bürgermeister.
Stadtverordneter.

Bürgermeister.
Stadtrat.
Stadtverordnctcnvorstchcr.

Bürgermeister.
Beigeordneter.
Stadtverordnctenvorstehcr.
stellvertr. Etadtverordnetenvorstcher.

Bürgermeister.
stellvertr. Stadtverordnctenoorsteher.

Bürgermeister.
Ratmann.

Bürgermeister.
Stadtverordnetcnvorstchcr.
stellvertr. Stadtverordnetenoorsteher.

Bürgermeister.
Beigeordneter.
Stadtverordnetenvorsteher.

Stadtverordneter.

Bürgermeister.

Bürgermeister.

Bürgermeister.

Bürgermeister.

Stadtrat.

Stadtverordnetcnvorstchcr.
Stadtverordneter.
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Nr.

30.

31.

32.

33.

34.

35.

36.

Name der Stadt .

Stuhm

Tieqenhof

Thorn

Tuchcl

Vandsbnrg

Zempclbnrg

Zoppot

Vertreten durch

Name.

Brocze
Grunenbcrg

Foerstcr
Froesc

Stachowitz
Boethkc

Wagner
Lncke

Pieper

Saalmann

I>r. voil Wurmb
Dr. Walinow
Witt
Karpillski
Haneisen
Bielefeldt
Albrccht

Amtliche Stellung

bczw.

Stand des Vertreters.

Beigeordneter.
Stadtverordneter.

Bürgermeister.
Stadtverordnetenvorstcher.

Bürgermeister.
Stadtverordnctenvorsteher.

Bürgermeister.
Stadtverordnetenvorsteher.

Bürgermeister.

Bürgermeister.

Bürgernleister.
Stadtverordnetenvorstehcr.
Stadtverordneter.
Stadtverordneter.
Stadtverordneter.
Ratsherr.
Ratsherr.

Ohrengäste.

Herr Regierungspräsident von Iarotzky-Tanzig.

Herr Regierungsrat Wex-Tanzig.

Herr Landrat Graf Keyserlingt-Ncnstadt Westvr.



I I I . Verhandlungen
des

z w ö l f t e n w e f t p r e u ß i f c h e n Z t a d t e t a g e s z u J o p p o t

am

l t . September Ffttt».

t a ch st e n o g r a p h i s ch c r A n s z e i ch n u n g.

Freitag, den 11. Septemßer 1903. — Saal des Kurhauses in Zoppot,
9'/4 I h r vormittags.

Stellvertretender Vorsitzender, Stadtverordneten-
Vorsteher Wehrlein-Graudcnz: Meine Herren! Ich er-
kläre den zwölften westpreußischen Städtetag für er-
ö f fne t . Ich bitte die Herren vom Vorstande hier an
diesem Tische Platz zu uehmen. Das ist geschehen
und damit ist das Bureau konstituiert. Die Redner-
liste wird zu meiner Rechten Herr Bürgermeister
W ü r t z , das Protokoll zu meiner Linken Herr Bürger-
meister H a r t w i c h führen. Die sich meldenden Redner
bitte ich, sich der Zettel zu bedienen, die hier ans dem
Tische liegen, ferner bitte ich alle Teilnehmer, sich in
die Präsenzliste einzutragcu, die hier auslief.

Ehe wir iu die Verhandlungen eintreten, wollen
wir altem Brauche gemäß uuseres verchrteu Landcs-
herrn gedenken. Ich bitte Sie mit mir eiuzustimmcu
in den Ruf: Seme Majestät, unser allergnädigster
Kaiser und König Wilhelm I I . lebe hoch! hoch! hoch!
(Die Anwesenden haben sich erhoben nnd stimmen
dreimal lebhaft in den Rnf cm).

Es ist stets bei Gelegenheit des Städtetagcs au
Seme Majestät ein Huldignngstelcgramm abgesandt
worden. Auch jetzt ist eiu solches aufgestellt wordeu.
Es lautet:

Au Sciuc Majestät den Kaiser und König.

Die in Zoppot versammelten Vertreter der
westftreußischen Städte seudeu Euer Majestät in
Treue und Liebe ehrerbietigen Gruß und
Segcnsruf.

Der wcstprcußische Städtctag.

Ich uehmc an, daß Sie der Fassung uud der
Abseuduug zustimmen.') Ich stelle das fest.

i) Auf dieses Huldiguugstelegramm lief noch am Tage
der Absendung eine drahtliche Autwort ein, die während des
Festmahles verlesen wurde. Die Antwort lautet:

Westpreußischer Etä'dtetag
Zoppot.

Seine Majestät der Kaiser und König lassen den
Vertretern der westprcußischen Städte für den treuen
Gruß vielmals danken.

Auf Allerhöchsten Befehl:
Tcr geheime Kabiuetsrat.

v 0 n L n c a n u s.

Meine Herren! Als der westprcußischc
im vorigen Jahre in Graudcnz tagte, stand an der Spitze
der Provinz noch der Mann, der mit Recht der Vater
der Provinz gcuaunt wurde, Se. Exzclleuz der Herr
Obcrpräsident von G o ß t er. Weuu wir heute seiner
gedcukeu, so erfüllen wir damit nicht nur eine Pflicht,
sondern wir wollen damit zugleich Ausdruck gebeu der
inuigsteu Verchruug, der herzlichste« Dankbarkeit, welche
die ' wcstprcußischcu Städte ihm im hohen Grade
schuldcu uud die wir ihm stets bewahre» wcrdeu. Ich
bitte Sie, meine Herren, sich zum Andeuten an den
verstorbenen Oberpräsidenten von den Sitzen zu er-
heben. (Geschieht).

Mciue Herren, mir liegt noch die Pflicht ob, die
Herren Ehrengäste zu bcgrüßeu. Wir haben Ein-
laduugcu geschickt an den Herrn Obcrpräsidemcu, den
Herrn Landeshauptmann, die beiden Herren Re-
gieruugspräsideutcu, deu Hcrru Landrat des Kreises
Neustadt uud den Herrn Landrat des Kreises Danzig.
Mehrere dieser Herren sind leider verhindert — meist
dnrch Urlanb —, wir haben aber die Freude, den
Herrn Negieruugspräsidenten von I a r o t z k y , den
Kommuualdezernenten der Regierung, Hcrru Re-
gicruugsrat Wex und den Herrn Landrat des Neu-
städter Kreises Herrn Graf K e y s c r l i n g k bei nns zu
begrüßen. Ich heiße die Herren im Namen des
Städtetagcs willkommen nnd spreche Ihnen den ver-
bindlichsten Dank dafür ans, daß sie durch ihr Er-
schciueu Interesse für uufere Bestrebuugcn bekunden.

Regierungspräsident von Jarotzn: Meine Herren!
Gestatten Sie mir zunächst herzlich zn danken für die
freuudlichc Einladung, die mir von Seiten des Vor-
standes gefchickt worden ist uud die freundliche Be-
grüßuug, die der Herr Vorsitzende eben an uns gerichtet
hat, uud daß ich gleichzeitig das Bedauern Sr. Exzellenz
des Herrn Oberpräsidenten ausspreche, dem es leider
nicht möglich ist, wie er es eigentlich beabsichtigt hatte,
dem Städtetage beizuwohnen. Ich freue mich umso-
mehr, Ihrer Einladung zu folge::, als ich heute zum
ersten Male Gelegenheit habe, an dem westprcußischcn
Städtetage teilzunehmen. Die Städte des meiner Ver-
waltung anvertrauten Regierungsbezirks habe ich zn



meiner Freude bereits alle kennen gelernt, umsomehr
freue ich mich heute mit den Vertretern dieser Städte
zusammen zu sein, gleichzeitig kennen zu lernen die Ver-
treter der Städte des anderen westpreußischen Regierungs-
bezirks und beiwohnen zu können dem gegenseitigen
Austausch der Meinungen und Erfahrungeu. Ich darf
mich mit einem gewissen Recht als zu Ihnen gehörig
betrachten, denn ich bin als Landrat bereits Vorsteher
eines kommnnalen Bezirks gewesen nnd habe grade die
kommunale Seite meines Amtes geschätzt und in der
Erfüllung der kommunalen Aufgaben des Kreises be-
sondere Befriedigung gefunden. Ich bin durch einen
besonderen Glückzufall kommissarisch auch schon früher
Vorsteher einer Etadtgemeinde gewesen, und wenn
dieses Gemeinwesen auch sehr klein war, so ist doch
die dort verlebte Zeit für mich mit den angenehmsten
Erinnerungen verbunden.

Wir bewegen uns in einem Zeitabschnitt, der
leider einen wenig güustigcu Ausblick auf die wirtschaft-
liche Lage gestattet. Der Druck, welcher auf manchen
Gebieten des deutsche« Erwerbslebens, namentlich hier
im Osten, seit längerer Zeit lastet, kann noch nicht als
gehoben betrachtet werden. Elementare Ereignisse, die
auch uusere Provinz vor kurzem heimgesucht haben,
haben auch die wcstpreußischen Städte vielfach in Mi t -
leidenschaft gezogen. Aber wir brauchen deshalb nicht
die Flinte ins Korn zu werfen.

„Verzagen ist Unkraut, reißt es heraus!
Mut , Kraft und Arbeit gründen das Haus."
Dieses Tichterwort müssen wir uns vor Augen

halten nnd müssen alles daran setzen, die Kräfte der
Städte zu fammeln, damit die bessere Zeit, die wir
erhoffen, bald hereinbricht. Das ist mein Wunsch, mit
dem ich den Städtetag begrüße. Ich wünsche, daß
Ihre Verhandlungen einen gedeihlichen Verlauf nehmen
und Ihre Entschließungeu gekrönt sein mögen von
günstigem Erfolge für die wcstpreußischcn Städte, für
die Provinz und für das gesamte Vaterland. (Beifall).

Bürgermeister Dr. von Wurmb-Zoppot: Meine
Herren! I m Namen der Stadt Zopftot gestatte ich
mir herzlichen Tank dafür auszusprechen, daß der
zwölfte wcstpreußische Städtetag in uusern Mauern
gefeiert wird. Zoppot als jüngste der westpreußischeu
Städte ist damit eiuer hohen Ehre gewürdigt worden,
und wir alle wissen diese Ehre voll zu schätzen. Ob-
wohl erst seit wenig über Jahresfrist Stadt, hat Zoppot
doch schon regen Bürgcrsinn entwickelt und arbeitet mit
allem Eifer daran, feine Verwaltung und feine Ein-
richtungen den Fortschritten der Zeit gemäß zu gestalten
unter selbstverständlicher Berücksichtigung der Steuer-
kraft seiner Bürger. Wenn wir Ihnen anch nicht so
schöne Anlagen wie im vorigen Jahre Graudenz vor
Augen führen können, so werden doch diejenigen Herren,
die Zoppot von früher her keimen, meinen Ausspruch
von vorhin voll bestätigen. Eine Einrichtuug wenigstens,
die bisher unübertroffen ist, werden wir Ihnen morgen
vor Augen führen, unser neues großes Seebad. I m
übrigen werden zumeist wir selber aus Ihren Ver-
handlungen neue Anregungen schöpfen können nnd
schöpfen müssen, und wenn Sie uns wieder mit Ihrem

Besuche beehren — und wir hoffen, es geschieht recht
bald — Ihnen beweisen, daß wir weder rasten noch
rosten. Dagegen erhoffen wir, wenn anders der Himmel
ein Einfehen hat uud seine liebe Sonne scheinen läßt,
dank der günstigen Lage Zoppots die Tage, die Sie
hier verleben, recht abwechslungsreich ausfülleu zu
köunen. Wenigstens haben wir mit aller Sorgfalt das
Vcrgnüguugsprogramm ausgearbeitet, und alle Kreise
der Bürgerschaft sind bemüht. Ihnen den Aufcuthalt
hier so schön wie möglich zu gcstaltcu. So wünsche
ich denn von Herzen, daß Ihnen dieser Städtctag in
recht angenehmer Erinnerung bleiben möge und heiße
Sie im Namen der Stadt Zoppot herzlich willkommen.
(Beifall).

forschender: Ich darf wohl in Ihrer aller Namen
dem Herrn Bürgermeister von Zoppot verbindlichen
Dank aussprechen für die freundlichen Begrüßuugs-
worte, die er an uns gerichtet hat. Das Programm
des diesjährigen Städtctagcs zeigt Ihnen ja, was
unser wartet, uud ich bin sicher, daß wir in dieser
Bezichuug in Zoppot alle sehr zufrieden sciu werden.

Wenn Sie mich, den stellvertretenden Vorsteher
des westprcußischeu Städtetages die Leitung führen
sehen, so wissen Sie ja alle, es hat seineu Gruud
darin, daß unser bisheriger verehrter Vorsitzender zu
einem höheren Amte berufen, zum Obcrpräsideuten der
Provinz auscrsehen ist.

Ich verlese hier ein Schreiben des gegenwärtigen
Herrn Obcrpräsidcnten vom 30. Oktober v. I . Tar in
heißt es:

„Nachdem ich zum Oberpräsidenten der Provinz
Westpreußeu ernannt uud die Geschäfte des
Oberbürgermeisters der Stadt Danzig nieder-
gelegt habe, bin ich genötigt, auch meinen Sitz
im Vorstände des westpreußischeu Städtetages
und den mir übertragenen Vorsitz in demselben
hicmit niederzulegen."

„ Ich möchte indessen nicht ohne ein Wort des
Abschieds von dem Vorstande des Städtetages,
dem ich 6 Jahre lang angehört habe, scheiden
und benutze diese Gelegenheit, um meinen
Kollegen im Vorstande für die freundliche Unter-
stützung, die ich bei ihnen stets gefunden habe,
herzlich zu danken und zu versichern, daß ich
mich meiner Tätigkeit als Vorsitzender des west-
prcußischcn Städtetages mit besonderer Freude
criunern werde."

Ich habe nur erlaubt, damals an den Herrn
Obcrpräsidenten Folgendes zn schreiben:

„Euer Exzellcuz habeu infolge Ernennung zum
Obcrpräsidcutcn der Provinz Westprcußen mit
Schreiben vom 30. Ottober d. I . die Mitglied-
schaft und den Vorsitz im westprcußischen Städte-
tage niedergelegt. Von dieser leider zu er-
warteudcu Mitteiluug haben wir mit dem leb-
haftesten Bedaueru Kenntnis genommen.

Für die in demselben Schreiben an uus ge-
richteten so freundlichen Abschiedsworte sprechen
wir hiermit ergebensten Dank aus. Der West-

3
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preußische Städtctag wird stets eingedenk bleiben
der umsichtigen Leitung und erfolgreichen Tätig-
keit seines bisherigen Vorsitzenden.

Darüber aber, daß Euer Exzellenz uns und
der Provinz als deren oberster Leiter verbleiben,
geben wir unserer Freude uoch besonderen Aus-
druck und bitten Euer Exzellenz wir gehorsamst,
auch fernerhin von bedeutuugsvollcrer Stelle
aus den wcstpreußischen Städten Fürsorge und
Wohlwollen zu Teil werdeu zu lasseu."

Meine Herren, Sie sind sicherlich mit mir der
Meinung, daß wir diesen letzten Passus aus vollem
Herzen uud mit vollem Vertrauen wiederholen können.
Wir können sicher sein, daß der jetzige Herr Ober-
präsidcnt, den wir ja früher einen der unsrigen nennen
konnten, mit derselben Sorgsamkeit und Fürsorge wie
bisher auch in Znkunft für die westpreußischcn Städte
eintreten wird.

Der Vorstand hat sich erlaubt, an den Herrn
Obcrpräsidcntcn, der leider verhindert ist, an uusern
Beratungen teilzunehmen, folgendes Telegramm^) auf-
zusetzeu:

Au
Se. Exzelleuz, den Oberpräsidcnten der Provinz

Westpreußen Herrn Dclbrück, Tanzig.
Nnserm Vorsitzenden vieler Jahre senden wir in
außerordentlicher Verehrung uud Dankbarkeit
unseren Gruß mit dem Wunsche, Ew. Exzellenz
möge auch fernerhin unsere Bestrebungen mit
Ihrer fördernden Teilnahme unterstützen.

Der westftreußische Städtctag.
Weuu keiu Widerspruch erfolgt, nehme ich an,

daß die Herren mit der Fassung und mit der Ab-
scnduug einverstanden sind. Ich stelle das fest.

Wir kommen jetzt zu Punkts der Tagesordnung:

Geschäftsbericht.

Der Geschäftsbericht ist in Ihren Händen. Es
erübrigt sich wohl, daß ich ihn verlese. Wünscht
jemand das Wort dazu? Das ist nicht der Fall.
Dann nehme ich an, daß die Mitglieder mit dem I n -
halte dieses Geschäftsberichts einverstanden sind.

Wir kommen zu Punkt 3 :

Mechnungslegung.

Die Rechnung ist ordnungsmäßig gelegt von
unserem Mitgliede des Vorstandes Herrn Kommerzien-
rat M ü n s t e r b e r g . Es wird vom Vorstande vorge-
schlagen, daß zur Prüfung der Rechnung die Herren
Stachowi tz -Thorn und Dr. Wannow-Zoppo t er-

*) Auch auf dieses Telegramm lief noch am 11. Sep-
tember eine drahtliche Antwort ein, die wahrend des Fest-
mahles verlesen wurde. Die Antwort lautet:

Westpreußischer Städtetag
Zoppot.

Dem Städtetage danke ich herzlich für seinen freund-
lichen Gruß. Ich werde mich unserer gemeinsamen Arbeit
stets gern erinnern und meine alten Freunde und
Kollegen, wo ich kann, unterstützen.

Delbrück.

Wählt werden. Es erfolgt kein Widerspruch. Die
Herren wollen die Rechnung prüfen und uns gegen
Schluß der Sitzung darüber Bericht erstatten.

Ehe wir weiter gehen, möchte ich mitteilen, daß
Herr Hcnnig-Schwetz, der bei Punkt 5 der Tages-
ordnung als Mitberichterstatter aufgeführt ist, außer-
stande gewesen ist, schon heute herzukommen. Schwetz
bekommt große Einquartierung, uud Herr Hennig ist
aus geschäftliche« Rücksichten behindert, jetzt schon hier
zn sein. Er wird heute abeud kommen und hat mich
ersucht, den Pnnkt 5 auf die morgige Tagesordnung
Zu setzen. Der Vorstand war der Meinung, daß einst-
weilen Ihnen der Vorschlag gemacht werden sollte, den
Punkt 5 hinter Punkt 7 Zur Erledigung zu bringen,
und sollte die Tagesordnung heute nicht so weit fort-
schreiten, dies morgen zu tun. Nun ist Herr Hennig
allerdings auch noch Mitberichterstatter bei den Punkten
6 und 7, aber Herr Bürgermeister G e i ß l c r hat mir mit-
geteilt, daß bei diesen beiden Punkten Herrn Hcuuigs
Gegenwart nicht unbedingt erforderlich ist, sodaß wir diese
beiden Gegenstände auch ohne Herrn Hennig wohl
zu Ende beraten könnten. Also, wenn kein Widerspruch
erfolgt, nehme ich an, daß Sie mit der Verlegung von
Puutt 5 der Tagesorduuug einverstanden sind. Es
erfolgt kein Widerspruch: ich stelle I h r Einverständnis fest.

Es folgt Punkt 4 der Tagcsordmmg:
Mor t rag über Ausführung bezw. Abänderung des

Aommunalaligavengesetzes vom 14. Z u l i 1893.
Berichterstatter Bürgermeister DembZki-Dirschau:

Meine Herren! Diejenigen von Ihnen, welche die
Städtetage seit längeren Jahren besucht haben, werden
wissen, daß, als seinerzeit der Entwurf zu diesem Ge-
setze bekannt gegeben wurde, ciu außerordentlicher
Siädtctag einberufen worden ist, daß auf diesem Städte-
tage die verschiedenartigsten Abänderungsanträge ge-
stellt wurden, und daß besonders der Umstand schmerz-
liches Bedauern veranlaßtc, daß die Steuerverteilung
auf die einzelnen Steuerartcn, d.h. auf Personal- und
Realsteuer durch das Gesetz ziemlich festgelegt war.
Man befürchtete damals eine Überlastung der unbeweg-
lichen Werte uud war dem gesetzgeberischen Gedanken,
daß diejenigen Objekte besonders herangezogen werden
müßten, die durch die Veranstaltuugcn der Gemeiuden
eine Wcrtcrhöhung erfahren, noch nicht freundlich gesinnt.
I m Laufe der Zeit, uachdem das Gesetz jetzt zehn
Jahre funktioniert, hat sich in dieser Beziehung die
Meinung an manchen Stellen gewandelt. Es ist aus
mauchem, der früher fcharf kämpfte gegen die Belastung
des Grundbesitzes ein Freuud dieser Einrichtung ge-
worden, wenn anch in beschränktem Maße. Außer
diesem neuen Gedanken, der in dem Gesetze zum Aus-
druck kam, ist ja das ganze Verhältnis der Gebühren
und Beiträge ans eine gesetzliche Basis gestellt. Auch
hier lagen eine Menge Abändcrnngsanträge vor, die
aber, wie wir wissen, unberücksichtigt geblieben sind.
Wir haben gesehen, daß sich mit dem Gesetz ganz gut
leben läßt, und es liegt mir fern, Ihnen die Blüten-
lese jener Abänderungsanträge von ncnem vor Angen
zu führen.



Dasjenige, was mich zu meinem Referat ver-
anlaßt hat, liegt auf dem Gebiete der zeitlichen Be-
grenzung der Steuerpflicht und der damit in Verbindung
stehenden Möglichkeit der Einziehung von Steuern für
eine Zeit, wo der Steuerpflichtige an den Gemeinde-
cinrichtungcn teilgenommen hat.

Sie kennen ja die Bestimmungen des § 60 des
Kommuualabgabengesctzes der von dem Beginn und
dem Erlöfchen der Stenerpflicht handelt. Es heißt da
n. a. unter Nr. 2 :

Die Tteuerpflicht erlischt:
d) durch das Aufgeben des Wohnsitzes, Sitzes

oder Aufenthalts mit dem Ablaufe des
Monats, in welchem der Wohnsitz, Sitz oder
Aufenthalt tatsächlich aufgegeben worden ist,
sofern jedoch bis zu diesem Zeitpunkte der
Gcmciudcbehördc hiervon keine Anzeige er-
stattet ist, erst mit dem Ablaufe des folgenden
Monats;

o) durch die Veräußerung des Grundvermögens
bczw. die Einstelluug des die Steuerpflicht
bedingenden Betriebes von Handel oder Ge-
werbe einschließlich des Bergbaues mit dem
Ablanfe des Monats, in welchem die Ver-
äußerung bczw. die Einstellung des Betriebes
erfolgt ist.

Nun sollte man glaubeu, daß man nach dem
eigentlichen Sinne der Gesetzgebung in der Lage wäre,
von Steuerpflichtigen für diejenige Zeit, in der sie
tatsächlich an den Gemeindeeinrichtungen teilgenommen
haben, auch die Steuer einziehen zu können, selbst
dann, wenn sie die Gemeinde bereits verlassen haben.
Tas ist aber nach der Iudikatur des Obervcrwaltuugs-
gerichts unmöglich, denn das Oberverwaltungsgericht
hält die Einziehuug von Steuern für diesen Zeitraum
dann für unberechtigt, wenn demjenigen, der seine Be-
ziehungen zu der Gemeinde gelöst hat, nicht bereits
vor seinem Abgange aus der Gemeinde die Stcuer-
zuschrift, das Heranziehungsschreiben, behändigt ist. So
kommt es, daß jemand, der, um eiu Beispiel anzu-
sühreu, ini Monat Jun i oder Anfangs I n l i fortzieht,
aber bis dahin noch nicht in dem Besitz der Steuer-
zuschrift gewesen ist, an dem neueu Wohnorte nicht
mehr von der alten Gemeinde für die Zeit seines
dortigen Aufenthaltes besteuert werden kann. Er hat
Apri l , M a i , I u u i über an den Gemeindeeinrichtungen
teilgenommen, feine Steuerftflicht erlifcht erst mit dem
Ablaufe des Abgangsmonats und trotzdem besteht keine
Möglichkeit, die rückständige Steuer von ihm einzu-
treiben. Die Gemeinden sind kaum iu der Lage, vor
Ende Jun i , ja bisweilen nicht vor Mitte Ju l i ihre Ver-
anlagungsarbeiten fertig zu stellen, da ihnen das
Material über die Staatssteuercrhebung zumeist erst
Ende Ma i zugeht. Je größer die Veranlagungsarbeit
an sich ist, desto längere Zeit vergeht, bis die Steuer-
listen ausgelegt und die Steuerzuschriften behändigt
werden können. Bei Städten mit stabiler Bevölkerung,
bei denen es nnr ausnahmsweise vorkommt, daß
jemand wegzieht, ist die Sache allerdings von geringer
Bedentung, die Städte mit stark wechselnder Be-

völkerung aber leiden uuter dem gegenwärtigen Zu-
stande außerordentlich. Die Iudikatur des Ober-
verwaltuugsgerichts ist recht eigentümlich. Trotzdem
in dem Kommnnalabgabcngesetz ausdrücklich steht, daß
die Steuerpflicht der Fortziehenden erst erlischt mit
dem Ablaufe des Monats, in welchem der Wohnsitz,
Sitz oder Aufenthalt tatsächlich aufgegeben worden ist,
oder bei nicht erfolgter Abmeldung erst mit dem Ab-
laufe des folgenden Monats, trotzdem also die Steuer-
pflicht bis dahin fortbesteht, wo sich der Fortgczogcne
tatsächlich abmeldet, hält das Oberverwaltungsgericht
deu Ausdruck des Gesetzes nicht für prägnant genng,
uni darin eine Änderung des bisherigen Rechtszustandes
zu sehen, ergiebt sich für das Oberverwaltungsgericht
aus diesem festgelegten Fortbestehen der Steuern flicht
noch nicht die Absicht des Gesetzgebers, an dem vor-
herigen Zustande etwas geändert zn haben. I n Städten,
die im Verhältnis zu ihrer Zivilbevölkerung einen sehr
starken Prozentsatz von Beamten in sich bergen, z. B.
in Dirschau, wo gegen 900 Beamtenfamilien sind, bei
denen insbesondere der 1. Ju l i ein beliebter Ver-
setzungstermin ist, — in solchen Städten kommt es in
jedem Jahr in einer ganzen Anzahl von Fällen vor,
daß man für das dem Versetzungstcrmin voraus-
gehende Vierteljahr die Steuer nicht mehr einziehen
kann. Aber selbstverständlich gilt das nicht nur von
Beamten, sondern von jedem anderen Steuerpflichtigen,
der den Ort verläßt. Es ist eigentümlich, wie das
Oberverwaltungsgericht das Erlöschen der Stcuerpflicht
auffaßt. I m gewöhnlichen Wortgebrauch versteht man
unter Steuerpflicht doch etwas anderes als es in der
Rechtssprechung des Oberverwaltungsgerichts Zum Aus-
druck gekommen ist. Der Steuerpflicht des Gemeinde-
angchörigcn muß das Besteuerungsrecht der Gemeinde
und das Recht zur Einziehung der Steuer bis zum
Zeitpunkte des Erlöschens der Steuerpflicht gegenüber-
stehen, auch wcun der Steuerpflichtige inzwischen seine
Gemeindeangchörigkeit durch Aufgabe des Wohnsitzes,
Sitzes, Aufenthaltes, Veräußeruug 'des Grundstückes
bezw. Aufgabe des Betriebes von Handel, Gewerbe
oder Bergbau gelöst hat. Die Steuerpflicht stellt die
Gegenleistung des Steuerzahlers für die Teilnahme
an den Gemeindeeinrichtnngen dar, qualifiziert sich
mithin als eine Schuld gegenüber der Gemeinde. Wie
diese Schuld nun plötzlich erlöschen soll durch den
Wechsel des Aufenthaltes, ist nicht ersichtlich. Wenn
das Oberverwaltungsgericht sich ans diesen Stand-
punkt stellt, so ist dieses eine Auslegung des Gesetzes,
die das Gesetz ans des Messers Schneide legt, die
allerdings Zengnis ablegt von der Gewissenhaftigkeit
der Verwaltungsrichter, die eine klare gesetzliche Vor-
schrift für die Annahme einer Ändcruug des bisherigen
Rechtszustandes nötig zu haben glauben, die aber dem
allgemeinen Rechtsbewußtsein nicht entspricht.

Ich habe die verschiedenen Entscheidungen durch-
gesehen und gefunden, daß das gleiche Verhältnis, das
hier in der engeren Gemeindebesteueruug zu Tage tr i t t ,
auch iu Bezug auf die Kreisbesteuerung vorliegt. So
ist z. B. der Fal l vorgekommen, daß ein Ritterguts-
besitzer, der im September noch nicht seine Steuer-



Zuschrift erhalten hatte, nachdem er aus dem Kreise
weggezogen war und sein Gut verkauft hatte, von dem
betreffenden Krcisausschuß eine persönliche Steuer-
Zuschrift erhielt, um für einen Zeitraum, iu welchem
er noch im Kreife gewohnt hatte, nachträglich zu den
Zuschläge:: für Personal- und Rcalstcuer hcraugezogen
zu werden. Das Objekt war mehrere Tausend Mark.
Auf erhobene Befchwcrde und Klage wurde die Be-
rechtigung des Kreises zur Erhebung der Steuer nicht
anerkannt. Es wurde uur gesagt, der Kreis hätte sich
die Steuer auf Umwegen verschaffen können, indem er
einfach den Gutsbezirk besteuerte; dieser hätte als
Gemcindebezirk zahlen müssen. Ich meine, es stärkt
das Ncchtsbewußtscin nicht, wenn man sieht, auf
welchem Wege hier ein Nichtschuldner, der neue Besitzer
des Gutes zum Zahlungspflichtigen gemacht wird, wäh-
rend der eigentliche Zahlungspflichtige frei ausgeht. Das
ist doch schließlich das Verdienst eines Gesetzes, wenn seine
Begriffe dem gewöhnlichen Verständnis offen liegen. Es
haben daher selbst einige Personen, die von der Praxis
des Oberverwaltungsgcrichts Kenntnis hatten, bei nach-
träglichen Steuereinziehungen gesagt: „Wi r zahlen
gleichwohl, weil wir das Gefühl haben, daß du im
Rechte bist". Das ist aber bei sehr wenigen der Fal l ,
denn die meisten gehen im Punkte der Steuerzahlung
bekanntlich nicht über das eiserne Muß hinaus.

Sie sehen, hier ist eine Lücke auszufüllen. Es
bleibe dahingestellt, ob sie durch das Obervcrwaltungs-
gcricht gcschaffeu ist; nach meiner Überzeugung ist dies
der Fal l , ist es die Absicht des Gesetzgebers gewesen,
niit der Bestimmung im § 60 dafür zu sorgen, daß
der wegziehende Steuerpflichtige auch noch am neuen
Wohnorte herangezogen werden kann. Dies wird
durch die Praxis des Oberverwaltungsgerichts ver-
eitelt, und da dessen Standpunkt schon seit 1894 fort-
dauernd der gleiche geblieben ist und nicht zu erwarten
steht, daß es davon abgeht, so wird nichts anderes
übrig bleiben, als eine Gesetzesänderung vorzuschlagen.
I n Übereinstimmung mit einer gutachtlichen Äußerung
des Herrn Stadtrat M i t z l a f f bin ich der Meinung,
daß der Weg der Gesetzgebung bcschritten werden soll,
um die vorhaudeue Lücke auszufüllen. Das mangelnde
Interesse einzelner Gemeinden kann hier nicht ent-
scheidend sein.

Den Wortlaut der entsprechenden Gesctzcs-
änderung jetzt zu fixieren ist ungemein schwer. Ich
habe mir viel Mühe gegeben, aber keine Lösung ge-
sunden, die alles umfaßt. Ich befinde mich auch hier
in Übereinstimmung mit Herrn Stadtrat M i t z l a f f ,
der seinerzeit ebenfalls erklärte, eine befriedigende
Löfnng nicht gefunden zu haben. Deswegen würde
es zweifellos richtig sein, wenn der Städtetag einfach
eine Resolution faßte des Inhal ts, daß diese bestehende
Lücke dnrch eine Gesetzesnovelle beseitigt werden möge
und wenn man es dann den gesetzgebenden Faktoren
überließe, den besten Wortlaut selbst zu finden. I n
der Resolution, die ich Ihnen vorschlage, habe ich die
Daten der einzelnen Erkenntnisse des Oberverwaltungs-
gerichtes gleich mit angeführt. Die Resolution lautet:

Gegeuübcr den Endurteilen des zweiten Senates
des Oberverwaltungsgerichtes vom 22. Februar
1896 — Rep. I I . 0 286/95 — und vom
4. Dezember 1897 — Rep. I I . d 116/97 —
(siehe Band 29 Seite 21 und Band 32 Seite 37
der Entscheidungen des Obcrverwaltungsgerichtes)
muß das Besteuerungsrecht der Gemeinden er-
weitert werden.

Stencrpflichtige, welche ihre bisherige Gc-
meindezugehörigkeit durch Aufgabe des Wohn-
sitzes (Sitzes, Aufenthaltes), Veräußerung des
Grundvermögens, Aufgabe des steuerpflichtigen
Handels-, Gewerbe- oder Bergbaubetriebes löfen,
müssen auch in ihren neuen Gemeinden noch
dem Bcstcuerungsrecht der bisherigen Gemeinde
unterworfen fein und zwar für den dem Er-
löschen der Steuerpflicht gemäß § 60 Abfatz 2
unter 2 d und o des Kommunalabgabengefctzes
unmittelbar voraufgehenden Zeitabschnitt und
zwar selbst dann, wenn die Steuerzuschrift erst
in der neuen Gemeinde zugestellt wird.

Bei dem jetzigen Rechtszustandc sind namentlich
die Gemeinden mit stark wechselnder Bevölkerung
erheblicheren Verlusten ausgesetzt, und es wider-
spricht überdies dem Rcchtsgefühl, daß Steuern
für ciue Zeit, in welcher den Steuerpflichtigen
die Teilnahme an den Gemeindecinrichtnngen
gewährt werden muß, unbcitreiblich sind.

Der westpreußischc Städtctag bittet daher
a) deu Herru Finanzministcr,
d) das Hans der Abgeordneten,
o) das Herrenhaus

durch eiue Novelle zum Kommunalabgabcngcsctz
vom 14. Ju l i 1893 (§ 60) das in der vor-
stehenden Resolution erstrebte Besteucrungsrecht
der Gemeinden sicher zn stellen.

Etwas anderes habe ich nicht vorschlagen können.
Ich gebe anhcim, zu der Resolution Stellung zu
nehmen. (Beifall).

Witberichterstatter, Stadtrat Schuckert-Dirschau:
Den Ausführungen des Herrn Berichterstatters kann
ich mich nur anschließen. Man könnte vielleicht ein-
wenden, daß die Gemeinden sich durch rechtzeitige Zu-
stellung der Steuerzuschriften vor Steuerausfällen der
in Rede stehenden Art schützen könnten oder daß die
erwähnten Steuerausfalle nur vereinzelt vorkommen
und zu geringfügig feien, nm deshalb eine Änderung
des Kommunalabgabengefetzes herbeizuführen.

Diefc Einwendungen lassen sich jedoch widerlegen.
Was die rechtzeitige Zustellung der Steuer-

zuschriften angeht, fo muß vorweg bemerkt werden,
daß die Gemeindesteuerveranlagung vollständig von der
Staatssteuervcranlagung abhängig ist nnd eine Heran-
ziehung neu anziehender Personen zur Gemeindesteuer
nicht früher erfolgen kann, als bis das Ergebnis der
Staatssteuerveranlagnng bekannt ist. Es wird nun
wohl in allen Gemeindeverwaltungen die Erfahrung
gemacht worden fein, daß die Überweisung der Staats-
einkommensteuer neu anziehender Personen oft erst



nach mehrfachem Schriftwechsel erfolgt uud mitunter
2—3 Monate vergehen, bevor eine Heranziehung dieser
Personen zur Gemeindesteuer möglich wird. Ebenso
erhalten die Gemeinden von den staatlich veranlagten
Real- und Betriebssteuern oft erst Kenntnis, wenn die
zur Gemeindesteuer herauzuziehenden Steuerpflichtigen
den Wohnsitz in ihnen bereits wieder aufgegeben haben.

Die bei Beginn eines Steuerjahres am Orte
ansässigen Steuerpflichtigen können durch die iu § 65
des K. A. G. vorgeschriebene Bekanntmachung oder
durch besondere Steuerzuschrift nicht früher von ihrer
Gemeindestcucrpflicht in Kenntnis gesetzt werden, als
bis die zur Erhebung der Zuschläge erforderlichen
Genehmigungen eingegangen sind. Nicht viele Städte
werden in der Lage sein, ihre Wirtschaftspläne, Steuer-
bcdarfs- und Vertcilungs - Nachwcisungcn so zeitig
fertigzustellen, daß die erforderlichen Genehmigungen
der Zuschläge noch vor Beginn des neuen Rechnungs-
jahres eingehen können. — I n vielen Städten,
namentlich da, wo für die zu erhebenden Zuschläge
die ministerielle Genehmigung erforderlich ist, wird der
Monat M a i vorübergehen, bevor die Stcuerbeuach-
richtigungen erfolgen können. — Daß dies wirklich
der Fal l ist, beweisen die vielen bei Beginn eines
Etcuerjahres von den Gemeinden ausgchcuden Er-
suchen um Zustellung von Steuerzuschrifteu au bereits
verzogene Personen nnd Einzichuug von Steuern von
denselben für die Monate Apri l , M a i und auch gar Juni .

Tiefen Ersuchen ist wohl überall entsprochen
worden und haben die Steuerpflichtigen die geforderte
Steuer bisher ohne Wcigcruug bezahlt. — Erst in
neuester Zeit werden die in Betracht kommenden Ent-
scheidungen des Königlichen Oberverwaltnngsgcrichts
immer mehr bekannt und mehren sich die Einsprüche
gegen eine Heranziehung zur Gemeiudcsteucr nach dem
Verlassen des Ortes.

Aus dem Angeführten geht wohl genügend hervor,
daß die Gemeinden nicht immer in der Lage sind,
Steuerpflichtige vor dem Verlassen des Ortes von
ihrer Gemeindcstcuerpflicht zu benachrichtigen und daß
dieselben hierdurch unverschuldet Stcucrausfälle er-
leiden müssen.

I n Städten mit viel wechselnder Bevölkerung ist
die Zahl der Steuerpflichtigen, welche den Ort vor
ihrer Heranziehung zu den Gemeindesteuern bereits
wieder verlassen haben, nicht so unbedeutend. — Die
Gemeinden haben nicht nur den Nachteil, daß sie von
diesen Steuerpflichtigen die Gemeindesteuer für 1 bis
3 Monate verlieren, sondern sie müssen für dieselben
nach Verhältnis der zum Sol l stehenden Staatssteucr-
beträge auch noch die Kreis- nnd Provinzialabgabeu
entrichten. — Die Steuerpflichtigen aber haben den
Vorteil, daß sie für die in Betracht kommenden Monate
gemeindestencrfrei bleiben, trotzdem sie an den Nutzungen
und Einrichtungen der Gemeinde ihres bisherigen
Wohnortes teilgenommen haben. Is t es doch vorge-
kommen, daß Beamte der Vcrkehrsverwaltungen (Post,
Eisenbahn) durch mehrfache Versetzungen in einem
Steucrjahrc während des ganzen Jahres gemeindc-

steucrfrci geblieben sind, weil ihnen die Steuerzuschriften
nicht vor dem Fortzuge zugestellt werden konnten.

Die Steuerausfälle, welche den Gemeinden bei
Aufrechterhaltung der in Betracht kommenden Ent-
scheidungen des Königlichen Oberverwaltungsgerichts
entstehen, sind keineswegs unbedeutend. Es ist z. B. fest-
gestellt worden, daß diese Ausfälle in der Stadt
Dirfchau in einem Rechnungsjahre von 124 Steuer-
pflichtigen 820 M . betragen haben würden. Dieser
Betrag wird ja für große Städte geringfügig crfcheinen,
mittlere und kleine Städte müssen jedoch mit solchen
Einnahmen rechnen.

I n seiner Entscheidung vom 4. Dezember 1897
(Bd. X X X I I S . 37) hat das Königliche Ober-
verwaltungsgcricht Zwar die Schwierigkeiten anerkannt,
die den Gemeinden durch die Abhängigkeit der Ge-
meindcsteuerveranlagung von der Staatssteucrverau-
lagung entstehen, weil dem selbständigen Vorgehen der
Gemeindebehörden der Abschluß der staatlichen Ver-
anlagungsarbciten vielfach im Wege steht, es ist dies
jedoch nicht für ausschlaggebend erachtet worden, um
ein bestehendes Recht zu beseitige::. Dem Kommunal-
abgabengesetze aber fehlt es an einem unzweideutige«
Ausdruck, durch welchen das bestehende Recht hätte
geändert werden sollen.

Unter diesen Umständen erscheint es wünschens-
wert, daß der Antrag des Herrn Berichterstatters zum
Beschluß erhoben wird.

Zerichterjtatter, Bürgermeister Dembski: Ich möchte
noch hervorheben: Das Obcrverwaltungsgericht selbst
steht auf dem Standpunkte, daß die Gemeinden in
einer außerordentlich schwierigen Lage sich befinden,
da die Gemcindcbcsteucrung von dem Ergebnis der
Staatsstcuerveraulagung abhäugig ist. I u dem Er-
kenntnis vom 4. Dezember 1897 wird ausdrücklich gesagt:

Es soll nicht verkannt werden, daß die soeben
gedachten Schwierigkeiten in der Tat bestehen
und daß sie unter der Herrschaft des Kommnnal-
abgabengesetzcs gewachsen sind, indem jetzt die
größere Abhängigkeit der Gemeindeeinkommen-
steuer von der Staatssteuer einem selbständigen
Vorgehen der Gemeindebehörden vor dem Ab-
schlüsse der staatlichen Veranlagungsarbeiten viel-
fach im Wege steht. Eine solche Erwägung kann
jedoch da nicht allein ausschlaggebend sein, wo
es sich um die Ermittelung des bestehenden
Rechtes handelt, und hierbei hat der Meinung
des Beklagten, als ob durch das Kommunal-
abgabengesetz dem früher von dem Obcr-
vcrwaltnngsgerichte eingenommenen Standpunkte
der Boden entzogen sei, nicht beigepflichtet
werden können.
Die Schwierigkeiten verkennt also das Ober-

verwaltungsgericht selbst nicht, es hat sich aber doch
nicht entschließen können, trotz der Fassung des ß 69
zu 2 d sich zu einem anderen Rechtsstandpunkte zu
bekehren.

Ich glaube, in der Sache selbst wird materiell
wohl nicht viel zu sagen sein.



Stellvertretender Stadtverordneten-Vorsteher Di-.
Schrock-Marienwerder: Meine Herren! Wer mit der
Stenerverwaltung nicht in so engen Beziehungen steht,
wie der Berichterstatter, hat jedenfalls zu seiner Über-
raschung von den Schwierigkeiten Kenntnis genommen,
die durch die Rechtsprechung des Obervcrwaltnngs-
gcrichts entstanden sind. Sachlich habe ich nichts den
Berichten nnd Anträgen der Berichterstatter hinzuzu-
fügen, ich möchte nur ein kleines formelles Bedenken
anführen. Ich gehöre persönlich dem westpreußischen
Städtetage noch zu kurze Zeit an, um Zu wissen, ob
es sich bei dem, was ich vorbringen wi l l , bereits um
Tradition handelt, ich entnehme aber dem vorjährigen
Bericht, daß die Anregungen znr Änderung des Ge-
setzes über die Fürsorgeerziehung mit der entsprechenden
Resolution nur eingereicht worden find dem Ministerium
des Innern und nicht auch den beiden Häusern des
Landtages. Ich möchte empfehlen, es auch diesmal
bei einer Eingabe an das in Betracht kommende
Ministerium zu belassen. Weder das Abgeordneten-
Hans und noch viel weniger das Herrenhaus ist zur
Zeit mit gesetzgeberischen Entwürfen beschäftigt, die
dem Kommunalabgabengcsetz auch nnr nahe stehen.
Wenn in solchen Zeiten eine Petition an eine der
parlamentarischen Körperschaften gerichtet wird, so ist
es fast mehr als sicher, daß sie als Material der Re-
gicrnng überwiesen wird, ohne daß irgend eine sachliche
Beratung oder Beschlußfassung zu Staude kommt. Ich
möchte auch meinen, daß eine Körperschaft wie die
Vereinigung der westprenßischcn Städte, sofern sich
ihre Anregungen in dem gewiesenen Gange der Ver-
waltung erledigen lassen, sich noch nicht mit Petitionen
an die parlamentarischen Körperschaften wenden sollte.
Deshalb möchte ich zu bedenken geben, ob wir nicht
nach Art des Vorganges im vergangenen Jahre diese
Refolution von städtetagswegen nur dem Herrn Finanz-
minister überreichen wollen.

Bürgermeister Liedke-Neumark: Meine Herren!
Auch ich biu der Ansicht, daß dieser für die Städte
sehr unerwünschte Zustand in Bezug auf das Bc-
stencrungsrecht in den von dem Herrn Berichterstatter-
genannten Fällen der Abänderung bedarf. Ich kann
auch bessere Vorschläge, als Herr D e m b s k i sie ge-
geben hat, nicht machen. Aber, wie ich aus der Re-
solution ersehen habe, liegen bisher nur Entscheidungen
des zweiten Senats des Oberverwaltungsgerichts vor.
Es könnte nun wohl geschehen, daß derselbe Senat
später einmal zu eiucr anderweitigen Entscheidung ge-
langen wollte und dann würde eine Entscheidung des
Plenums herbeigeführt werden müssen, die sehr wohl
von der bisherigen Praxis des zweiten Senats ab-
weichen könnte und prajudizierlich für die Zukunft wäre.
Ich meine daher, daß wir in allen Fällen, wo uns in
Zukunft wieder unfer Stcuererhebungsrecht gegenüber
weggezogenen Personen bestritten wird, fortgesetzt die
Entscheidung des Oberverwaltungsgcrichts .anrufen
follten. Es ist nicht uumöglich, daß bei anderer Be-
fetzung des zweiteu Seuats eine Entfcheidung des
Plenums und damit eine anderweitige Auslegung des
§ 60 herbeigeführt wird.

Stadtrat Mihlnss-Tanzig: Wenn man sich die
Resolution ansieht, dann findet man, daß sie vielleicht
etwas zu umstäudlich ist, um praktisch im Ministerium
uud im Abgeordnetenhaus verwertet zu werden. Es wäre
daher vielleicht wünschenswert, wenn der Herr Referent
sich nochmals der Mühe unterzöge, sich etwas kürzer
zu fassen uud uur das hiucinzuschreiben, was er eigent-
lich wünscht. Herr D e m b s k i führte an, daß ich vor
einem Jahre in einem Gutachten auch noch eine gesetz-,
gebcrische Formulierung nicht zur Hand hatte. Ich
habe mir im Laufe des Referats die Sache noch, einmal
überlegt, und es ist nur eingefallen, daß man vielleicht;
folgende kurze Formulierung in das Kommuualabgaben-
gcsctz hincinschrciben könnte. Der § 60 enthält unter
Ziffer 2 Vorschriften darüber, wann die Kommunal-:
abgabcnpflicht erlifcht. Wenn man hier nuu einfach den
Zusatz machte: „Die Veranlagung kann auch geschehen,
nachdem die Steucrpflicht erloschen ist," dann glaube,,
ich, ist eigentlich alles damit gesagt, was gesagt werden
soll. Diese Formulierung ist mir erst jetzt eingefallen,
deshalb komme ich erst so spät damit heraus.

Stcllv. Stadtvcrordnetenvorsteher Wünsterberg-
Tanzig: Ich halte die Resolution des Herrn Dembski
für Zu laug. Ich möchte nicht empfehlen, sie ohne
weiteres anzunehmen, zumal ich uicht glaube, daß auch
nur der fünfzigste Teil der Herren weiß, was darin
steht. (Widerspruch). Sie ist uns ja nicht gedruckt
zugegangen. Wie sie jetzt vorliegt, ist sie eine lange
Kritik bestehender Zustände. Ich schlage vor, da ich
dem Wunsche des Herrn D c m b s k i nicht entgegen-
treten möchte, daß wir die Beschlußfassung über die
Fassung der Resolution aussetzen bis nach Erledigung
der Nr. 5 oder 6 der Tagesorduung und daß wir
inzwischen eine kleine Kommission bitten, sich redaktionell
mit der Resolutiou zu befassen, damit wir eine hand-
liche, allen verständliche Form bekommen. Ich möchte
als Mitglieder dieser Kommission gleich vorschlagen
die Herren D c m b s k i , Di'. Schrock und M i t z l a f f .

Vorsitzender: Wird zu diesem Vorschlage das
Wort verlaugt? Das ist nicht der Fal l . Tann bitte
ich den Herrn Referenten, sich darüber zu äußern.

Zerichterstatter Bürgermeister Dembski: Was den
Antrag Schrock betrifft, so bemerke ich: Ich habe ver-
gessen hervorzuheben, daß ein entsprechender Antrag
an den Finanzminister schon im Jahre 1900 gestellt
ist, und daß auf einen Versuch, eine Antwort zu er-
halteu, der Bescheid ergaugen ist, es sei nicht üblich,
auf derartige Vorschläge eine Antwort zu erteilen.
(Bewegung). Deshalb bin ich in meinem Antrage so
weit gegangen, die gesetzgeberischen Faktoren mit hin-
einzubeziehcn. Ich glaube auch, daß die Resolution
ein größeres Gewicht hat, wenn sie jetzt vom Städte-
tage beschlossen wird, als wenn sie von einer einzelnen
Stadtgemeinde ausgeht.

Dem Kollegen Liedke möchte ich erwidern,
daß der zweite Senat den von ihm befolgten Grund-
satz in konstanter Rechtsprechung übernommen hat, aus
der Zeit vor der jetzigcu Kommunalabgabengesctzgcbung,
daß also verschiedenartige Endnrteile nicht vorliegen und'
sonnt auch keine Veranlassung für das Obcrverwaltungs-
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gericht besteht, einen Plenarbeschluß herbeizuführen.
Das konstante Festhalten an der bisherigen Gcrichts-
praxis datiert schon seit einem Jahrzehnt.

Was nnn den Formnliernngsuorschlag des Herrn
Stadtrat M i t z l a f f anlangt, so war ich schon ans den
Gedanken gekommen, in den § 60, wo es heißt: „Die
Steuerpflicht erlischt", einfach hinter Steuerpflicht ein-
zuschalten „nicht aber die Verpflichtung zur Entrichtung
der Steuern." Das schien mir aber dann doch wieder
die Sache nicht voll zu erfassen, weil immer noch die
Frage, betreffend die Zustellung des Steucrzcttels offen
bleibt.

Gegen den Antrag des Herrn Kommerzienrats
M ü n s t e r b e r g habe ich nichts einzuwenden. Ich
nehme jede Verbesserung dankbar entgegen. Ich werde
mich gerne mit den Herren der Mühe uuterziehcu, die
Sache kürzer zu fasseu, wenn es möglich ist. Meine
Absicht war es, in die Resolution gleich die Begründung
hineinzubringen, um Begleitbriefe zu vermeiden. Ich
halte sie auch nicht für übermäßig laug, stelle aber
anheim, eine andere Fassung zu gewinnen. Dagegen
meine ich, daß wir die Formulierung der angestrebten
Gcsetzesändcrung den gesetzgeberischen Faktoren selbst
überlassen sollten.

Bürgermeister Aedke-Neumark: Ich habe nicht
behauptet uud nicht behaupte« wollcu, daß zwischen
den bisherigen Entschciduugcn des Oberverwaltuugs-
gcrichtes irgendwelche Verschiedenheiten bestanden. Ich
habe nur gesagt, daß wcun bei anderweitiger Bcsetzuug
der Zweite Senat einmal eine andere Entscheidung würde
fassen wollen, daß dann eine Plenarcntschcidung not-
wendig werden würde. Wenn wir durch fortgesetzte
Klagcerhebung schließlich eine solche Plcnarentscheidung
in unserem Sinne erzielten, dann würde es keiner Ab-
änderung des Gesetzes bedürfen.

Beigeordneter Dous-Marienwerder: Die Ab-
änderung, die hier erstrebt wird, scheint mir doch in
einem gewissen Widerspruch Zu stehen zu der Be-
stimmung, daß die Stcucrpflicht, wenn der Betreffende
sich nicht abmeldet, erst mit dem darauf folgenden
Monat erlischt. Nun scheint es ja nach den Ent-
scheidungen des Obcrverwaltungsgerichts, daß der Ge-
meinde das Bcsteucrungsrecht genommen wird, wenn
sie die Veranlagung nicht rechtzeitig bewirkt, auf der
anderen Seite aber gewinnt sie für einen Monat die
Steuer, wenn der Fortziehende sich nicht abmeldet.
Wenn nun erstrebt wird, daß die Steucrpflicht auch
dann noch fortbestehen soll, wenn der Betreffende be-
reits verzogen ist, dann meine ich doch wird es not-
wendig sein, daß diese Bestimmung betreffend den Zweiten
Monat wieder rückgängig gemacht wird.

Vorsitzender: Stellen Sie einen bestimmten Antrag?
(Zuruf dcs Herru D o u s : Ich stelle es der Kommission
anHeim, das zu berücksichtigen).

Es liegt also nur der Antrag Münsterberg
vor, den Beschluß über die Resolution Dcmbsk i bis
nach Erledigung von Nr. 6 auszusetzen und eine Kom-
mission, bestehend ans den Herren D e m o s k i , Di-.
Schrock nnd M i t z l a f f mit einer anderweitigen Re-

daktion der Rcfolutiou zu beauftrage«. Wünscht jemand
das Wort zu diesem Antrage? — Das ist nicht der
Fa l l ; ich darf alfo wohl annehmen, daß die Versammlung
mit der Einsetzung dieser Kommission einverstanden ist.
Es erfolgt kein Widerspruch. Wir werden also nach
Erledigung von Nr. 6 den Bericht - der Kommission
hören.

Ehe wir zu dem nächsten Punkte der Tagesordnung
kommen, habe ich noch einige

Mi t te i l ungen
zu machen.

Unter dem 24. I u u i 1903 ist uus vom Nassauischcu
Städtetage folgendes Schreiben überfandt worden:

„Der Nassauische Städtetag hat auf seiner
10. Jahresversammlung am 28. Jun i 1902 zu
Eltvillc a. Rh. den Beschluß des Herrenhauses
vom 6. M a i 1902, wodurch das Herrenhaus die
Auträgc sciucr Mitglieder von Wcndt -Papen-
hausen und Z w e i g e r t :

1. die Königliche Staatsregierung zu ersuchen, in
Eröteruug der Frage einzutreten, ob und in
wieweit die Bestimmungen des Zuständigkeits-
gcsetzes vom 1. August 1883 in den §§ 158
und 159 in der Richtung zu verändern seien,
daß beim Vcrwaltuugsstreitverfahreu der be-
gonnene Instanzcnzug bis zur obersten Instanz
zur Durchführung gelangen könne, und dem
Herrenhaus über das Resultat dieser Er-
örterungen bei Beginn der nächsten Session
Mitteilung zu machen,

2. das Herrenhaus wolle beschließen, die König-
liche Staatsregierung aufzufordern, eine Än-
derung des Eisenbahngesetzes von 1838 dahin
herbeizuführen, daß die Befugniffe der Landes-
polizcibchörde vermehrt und die Entscheidungen
in letzter Instanz nicht allein in die Hände
des Ministers der öffentlichen Arbeiten gelegt
werden,

annimmt, einstimmig zugestimmt und beschlossen,
von diesem Zustimmungsbeschluß dem Herrenhaus
uud dem Haus der Abgeordneten Mitteilung zu
machen."
Das Schreiben ist an uus gerichtet. Ich habe

pflichtgemäß darüber Mitteilung gemacht.
Dann ist hier ein Schreiben eingegangen von

der Schweizerischen Nnfallversicherungs-Aktiengesellschaft
in Wintcrthur:

„Aubei erlauben wir uns crgebenst einen
Prospekt für Haftpflichtversicherung der Gemeinden
zur gefl. Prüfung zu überreichen und vorzu-
schlagen, daß, wenn eine Prüfung nicht mehr
möglich ist, eine Kommission erwählt würde, die
den Vertrag prüft und dann im nächsten Monat
über den Abschluß beschließt. I m nächsten Jahr
ist ein Abschluß nicht möglich, da Verträge dann
von keiner Gesellschaft mehr gemacht werden dürfen
laut Beschluß des Verbandes sämtlicher Ge-
sellschaften."
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Ich lege auf Beschluß des Vorstandes das Schreiben
und den Prospekt hierher und bitte die Herreu, die
sich dafür interessieren davon Einsicht zu uehmen. —
Eine Diskussion wird uicht gewünscht.

Ferner ist eingcgangeu folgcudcs Schreiben der
Allgemeinen Elcktricitätsgcscllschaft - Berl in:

„Das große Interesse, das zur Zeit die meisten
Stadtverwaltungen der Vervollkommcnung der
von uns fabrizierten Nernst- nnd Intensiv-Nernst-
lampen entgegenbringen einerseits, andererseits die
wiederholten Nachfragen vieler Verwaltungen nach
der Möglichkeit, diese Lampen im Betriebe vor-
geführt Zu sehen, erweckten in uns den Wunsch
an dem Mitte nächsten Monats WZoppot statt-
findenden Städtetage einen unsrer Ingenicure
zu beauftragen, einen Vortrag über das Nerust-
licht mit Vorführung im Betrieb befindlicher
Lampen zn halten.

Wir bitten Ew. Hochwohlgeboren uus dahiu
zu unterstützen, daß die Abhaltung dieses Vor-
trages ermöglicht wird. Wir sind sicher, daß er
allseits das größte Interesse finden wird."
Der Vorstand, dem ich die Sache gestern vor-

gelegt habe, ist der Ansicht, daß wir das doch nicht
ohne weiteres machen können. Ich habe an das Bureau
geschrieben, die Herren möchten sich einen Ort für den
Vortrag in Zoppot suchen, etwa das Elektrizitätswerk,
und uns mitteilen, wann der Vortrag stattfinden würde.
Ich habe darauf noch keine Antwort erhalten und werde
Ihnen Mitteilung machen, falls eine solche noch im
Laufe unserer Verhandlungen eintrifft.

Dann ist uns zugegaugen eine Petition des
Verbandes der Gemcindebeamten der Provinz West-
preußcn, betreffend die sogenannte Ostmarkenzulage.
Die Angelegenheit wird ja den meisten Herren bekannt
sein, der Vorsitzende des Verbandes hat aber eine
Menge von Exemplaren dieser Petition hierher geschickt
und diejenigen Herren, die dafür Interesse haben, bitte
ich sich damit versehen zu wollen. Eine Diskussion
darüber wird auch nicht gewünscht. Die Sache ist
damit erledigt.

Wir kämen nuu uuter Voruahme der beschlossenen
Verschiebung zu Punkt 6 der Tagesordnung:

Zst der ministerielle Armentar i f von 1876 der
Mevifton bedürftig?

Berichterstatter, Bürgermeister Geißler - Schwctz:
Meine Herren! Die Änderung des Armenkostcntarifs
vom 2. Ju l i 1876, der mir hier vorliegt, ist im vorigen
Jahre bei unscrm Städtetagsvorstande angeregt und
durch Seine Exzellenz den jetzigen Herrn Oberpräsidentelt
als damaligen Vorsitzenden für geeignet erklärt, als
Vortragsthema zu dienen. Wir hatten die geforderte
Herstellung eines zeitgemäßen Krankenhauses durch
beiderseitiges Entgegenkommen der Stadt und des Kreises
Schwetz dem letzteren überlassen können. Der Kreis
hat ein Krankenhaus hingestellt, das eine bedeutende
Anziehungskraft ausübt und in welchem für das Ge-
botene der Tagesfatz von 1 Mark sehr mäßig ist. M i t
dem Krciskrankcnhausc hat die Stadt ebenso wie andere

zur Fürsorge verpflichtete Verbände wegen Unterbringung
ihrer Hilfsbedürftigen ein Abkommen getroffen und
sichert deu Leidenden eine bessere obwohl etwas teurere
Kur und Pflege als früher. Die Landortschaftcn sollen
ihre Kranken nach demselben Grundsatz durch direktes
Abkommen mit dem Kreisausschuß unterbringen; sie
finden es aber sehr häufig bequemer, dieselben ohne
Antrag und Kostenvcrpflichtung nach der Stadt zu
fchicken, wo sie der Ortsbehörde überwiesen werden.
Der Nachweis, daß die Leute abgeschoben sind, gelingt
sehr selten, und der Landrat ist daher meist außer Stande
helfend einzugreifen. Wir muffen auf diese Weise pro
Kopf und Tag der uns zugeschobenen auswärtigen.
Kranken 20 Pfennig aus Mittclu der Kreisstadt zahlen,
indem wir als Armenverband nur 80 Pfennig wieder-
bekommen, das Krankenhaus aber seine Mark nimmt,
weil es an den Armentarif nicht gebunden ist. Wenn
nnn wie bei uus «/l« aller Krauken Auswärtige sind
und davon etwa die Hälfte der Stadt zur vorläufigen
Fürsorge ungesetzlicher Weise zugeschickt wird, so macht
das bei täglich durchschnittlich 40 Kranken einen Iahrcs-
zuschuß vou über 1000 Mark, deu die Stadt lediglich
für Laudortschaftcn dem Krciskrankcnhause leistet. Die
Summe erhöht sich wesentlich dadurch, daß der Land-
armeuvcrband für feine bei uns vorkommenden Armen,
die wir, wenn sie erkranken, ebenfalls vorläufig zu
nnterstützen haben, sich den Zuschuß von 20 Pfennig
pro Kopf und Tag auch gefallen lassen muß, weil der
Ortsarmcnvcrband eben nur 80 Pfeunig liquidieren darf.
Manche Städte in Ostpreußcu, so beispielsweise die
Stadt Allenstem, haben einen Ausgleich dadurch, daß
sie vom Kreise die Hälfte der Kurkostcn, für ihre eigenen
Ortsarmcn sogar, zurückbekommen. Das werden aber
die wenigsten Kreise könucu, unser kann es auch nicht.
Wie es uns geht, so passiert es anderen Städten mit
Krankenhäusern entweder schon jetzt oder bald anch, und
es entsteht eine Last, welche für die mit noch anderen
Anfordcruugeu gefegncteu Städte, besonders die kleinen
unangenehm zu werden beginnt. Wo etwa eine billigere
Krautcnhauspflege in eigner Regie besteht, wird sie in
kleineren Orten den heutigen hygienischen Forderungen
wohl kaum noch lange Stand halten können. M i r wil l eine
allgemeine Besserung nur möglich scheinen durch Er-
höhuug der Sätze des Tarifs vom 2. Ju l i 1876, dessen
Revision dort bei Nr. 6 vom Herrn Minister des Innern
selbst in Aussicht gestellt ist. Die Orte der Servis-
klassen ̂ , I , I I dürfen für Verpflegung täglich 80 Pfennig
alle übrigen 60 Pfennig liquidieren. Für Medikamente
und Heilmittel stehen allen Orten gleichmäßig 20 Pfennig
zu. Ein Blick auf die fozialen und wirtschaftlichen
Umwälzuugcu der letzten Jahrzehnte und auf die Sätze,
die außcrprcußischc deutsche Armenverbände nehmen,
läßt uuscru Tarif ohue weiteres als viel zu billig er-
kennen, ja man mnß sagen, daß zur Zeit speziell der
Verpfleguugsfatz in vielen kleineren Orten weniger aus-
reicht als iu größeren, denn die Scrvistlassen sind für
die Teucruugsvcrhältuisfc uicht entscheidend. Durch
den Zug nach größeren Orten gehen den Kleinstädten
überdies gute Steuerobjette verlorcu, wodurch ihuen
Leistungen für andere Gemeinden noch drückender werden.
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Da nun der alte Armemarif seit 27 Jahren besteht,
dürfte der Herr Minister die Zeit zur vorbehaltencn
Revision selbst für gekommen erachten, sobald er eine
Anregung von einem dazu wohl berufenen Städtctage
erhält, denn die Besserung des Tarifs sollte doch wohl
Hand in Hand gehen um der oftmals auf Höhcrc An-
forderung vielfach von Kreisen und Gemeinden bereits
vollzogenen Besserung der Krankenhäuser wie der Arzte-
und Apotekenaxcn.

Aus der täglichen Erfahrung heraus stelle ich
Ihnen deshalb als sehr mäßige Forderung anHeim:

Der Städtetag wolle den Herrn Minister des
Innern bitten, die Sätze zu Nr. 1 a. d. und 2
des Anncnpflcgckostentarifs vom 2. Ju l i 1876
von 60, 80 und 20 Pfennig auf 70, 90 uud
30 Pfennig festzusetzen. (Beifall)

Vorsitzender: Der Herr Referent hat uus mitge-
teilt, daß sein Mitberichtcrstattcr heute nicht erscheinen
würde; aber vielleicht hat er in dessen Namen noch
etwas hinzuzufügen. (Zuruf des Herrn G e i ß l e r :
Nein!) Tann wäre das Referat also erstattet.
Vünscht jemand das Wort dazu?

Erster Bürgermeister Kühnnst-Graudenz: Daß der
-^arif einer Veränderung bedarf ist zweifellos, denn es
Nt garnicht möglich, jetzt für 1 Mark in einen: größeren
Krankenhaufc einen Patienten zu behalten, und ärztlich
Zu behandeln. Es entstehen den größeren Städten
zweifellos noch viel größere Kosten als hier der Stadt
Tchwetz; bei uns betragen sie mindestens 1,50 Mark
bis 1,75 Mark. Infolgedessen werden ja auch in
anderen Körperschaften, falls kein Annenpflegesatz be-
Üeht, diese höheren Sätze gefordert und anstandslos
bezahlt. Es ist also nötig, daß eine Erhöhung der
Tarifsätze eintritt: ich möchte aber empfehlen, in der
Resolution keine bestimmten Zahlen zu nennen, sondern
nur eine Erhöhung der Sätze „ in angemessener Weise"
M fordern. (Lebhafte Zustimmung). M i t dieser
Änderung befürworte ich die Annahme der Resolution.

Beigeordneter Dous-Maricuwerder: Ich habe aus-
gerechnet, daß uns jeder Kranke, selbst ohne die
Privatbanken, die höhere Sätze bezahlen (2,50 M.)
ftro Kopf und Tag 1,50 M . tostet. Die Sätze, die
der Referent vorschlägt, scheinen auch mir noch sehr
niedrig zn sein und ich möchte Sie daher bitten, dem
Vorschlage des Herrn Kühnast Zuzustimmen.

Bürgermeister Duistel-Mewe: Ich kauu der An-
regung des Referenten nur im vollen Umfange bei-
pflichten. Ich weise nur noch auf einen Umstand
hin, der auch sehr dafür zu sprechen scheint, daß eine
Änderung der Tarifsätze eintreten muß. Ich meine die
Auslegung, die das Bundesamt für Heimatswesen dem
§ 29 des Unterstützuugswohnsitzgesetzcs gegeben hat.
Dieser § 29 bestimmt bekanntlich, daß diejenigen Per-
sonen, die sich in einem sesten Dienst- oder Arbeits-
verhältnis befinden, für die ersten 13 Wochen der
Hülfsbedürftigkcit von dem Arbeitsorte zu unterstützen
sind. Das Bundesamt hat nun diese Bestimmung
dahin ausgelegt, daß die Verpflichtung der Nrbeits-
gcmcinde nur dann einzutreten hat, wenn die Hülfs-

bedürftigkeit der betreffenden Personen an dem Arbeits-
orte erkennbar hervorgetreten ist, wenn sie sich bei dem
Ortsvorstcher der Gemeinde melden. Diese Auslegung
führt in sehr vielen Fällen dazu, daß Gemeinden sich
der Unterhaltspflicht des ß 29 entziehen können, nament-
lich kleinere Gemeinden, indem sie den sich Meldenden
in die nächste Stadt mit einem Krankenhausc schicken.
Dann muß die betreffende Stadt die höheren Kosten
tragen, während sie bei einem Regreß von der Arbcits-
gcmeinde nur die tarifmäßigen Kosten erstattet erhält.
Das scheint auch für eine Abändernng des Tarifs zu
sprechen.

Vorsitzender: Is t der Herr Berichterstatter mit
der vorgeschlagenen Änderung seiner Resolution ein-
verstanden? (Zeichen der Zustimmung des Bericht-
erstatters). Die Resolution würde dann lauten:

„Der Städtetag wolle den Herrn Minister
des Innern bitten, die Sätze Zu 1 a, d und 2
des Armenpflcgckostcntarifs vom 2. I n l i 1876
in angemessener Weise Zn erhöhen."
Wünscht noch jemand das Wort? Das ist nicht

der Fall. — Wenn kein Widerspruch erfolgt, nehme
ich an, daß die Versammlung mit dieser Fassung ein-
verstanden ist. — Es erfolgt kein Widerspruch, die
Resolution ist angenommen.

Wir kommen zn Punkt 7:

Änderung des Auartierleistungsgesetzes fü r die
bewaffnete Macht im Frieden hinsichtlich der zwei-

;äl)rigen Mefreiung neuer Geliäude.

Berichterstatter, Bürgermeister Geißler-Schwetz :
Meine Herren! M i t der Einleitung einer Änderung des
Quarticrgesctzcs verhält es sich so wie mit Punkt 5
und 6 der Tagesordnung. Jede kleinere Stadt, die
starke Einquartierung hatte, bestätigt die unangenehme
Lage der Ortsbehörde, die unter persönlicher Verant-
wortung des Ortsvorstchcrs für gute Quartiere sorgen
soll, andererseits aber bei den Besitzern neuer oder
wieder aufgebauter Gebäude nicht immer genug Ent-
gegenkommen findet. § 4 Nr. 7 des Rcichsgcsetzcs
vom 25. Juni 1868 steht diese» Besitzern zur Seite,
indem dort die Belegung neuer oder wieder aufgebauter
Gebäude verboten ist bis zum Ablauf zweier Kalender-
jahre nach dem Kalenderjahr, in welchem sie bewohn-
bar oder nutzbar wurden. Es kann also vorkommen,
daß ein etwa im April nutzbares Gebäude eigentlich
3 Jahre lang frei ist, weil eben der 1. Apri l schon
vorüber war. Kraft dieser nun 35 Jahre alten Be-
stimmuug veranlaßten bei nns zwei ehemalige alte So l -
daten — um nur diese drastischen Fälle herauszugreifen —
die Ablehnung voll Einquartierung für große Häuser
denen wenig an der zweijährigen Schonzeit fehlte. Es
geschah das in einer Zeit starker Belegung und reger
Bautätigkeit. Der eine, ein Staatsbeamter, schickte in
diesem Herbst die eingeschriebene Absage, noch bevor
ihm überhaupt Einquartierung angesagt war. (Heiterkeit).
Die Reichslast der Qnartierleistung kann durch Unter-
verteilung auf die Pflichtigen oder durch Massenein-
quartierung seitens der Gemeinde und Umlage der Kosten
erfüllt werden. Zu neuen Anschaffungen verpflichtet
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das Quartiergesetz die Quartiergeber, nicht, doch wird
es selbstverständlich sein, daß Ergänzungsstücke, wie
z. B. Krippe und Raufe in einem sonst als Pferdestall
geeigneten Raum, nicht als Neuanschaffungen gelten
können. Die meisten Gemeinden haben sich durch Orts-
statut auch die Heranziehung der Mieter zur Quartier-
last gesichert uud belegen nach Bedarf alle Wohnungen,
deren Inhaber von mindestens 420 Mark zur Gemeinde-
steuer veranlagt sind, oder die als Beamte mehr als
120 Mark Iahrcswohnungsmictc zahlen. Trotzdem
waren nach unfern wiederholten Erfahrungen und denen
vieler anderer Städte bei starker Belegung solche Bauten,
die weniger als 2 Jahre alt waren, nicht zu eutbehren;
sie wurdeu auch bei Revision der Belcgungsfähigkeit
des Ortes durch die Kreiskommission in Berechnung
gezogen, und es entstanden Verlegenheiten, wenn die
Wirte und Einwohner solcher Gebäude nicht so ent-
gegenkamen, wie es im Interesse unserer Vaterlands-
verteidiger eigentlich für jeden Staatsbürger selbstver-
ständlich sein sollte. Bekanntlich wird ja auch in Manövcr-
zciten, besonders auf dem Lande, von der Quarticr-
befreiungsvorfchrift des § 4 Nr. 7 so gut wie kein
Gebrauch gemacht. Warum sollte auch ein Raum, der
nach § 6 der Wcstpreußischen Bauorduuug uud wahr-
scheinlich auch der mcisteu anderen in 3 bis 4 Monaten
nach Rohbauabnahme dauernd von Mann, Frau und
Kindern bewohnt werden darf, nicht cbenfo unfern
Soldaten für ganz kurze Zeit als gesuude Unterkunft
dienen?

Es geht hieraus hervor, daß die zweijährige Frei-
stellung neuer Gebäude von der Quartierlast eine
ähnliche Vergünstigung für den Gruudbesitz bedeuten
sollte, als es die gleich lange Befreiung von der Ge-
bäudesteuer gewesen ist. Seitdem nun die Gebäudestcuer
als Staatsstcuer außer Hebuug gesetzt wurde, uud die
Gemeindesteuer als Zuschlag zu der staatlich veran-
lagten Gcbäudesteuer alsbald nach Eintritt der Nutz-
barkeit erhoben wird, ist auch die Quarticrvergünstigung
unhaltbar geworden und einer guten Unterbringung der
gegen das Jahr 1868 doch auch sehr vermehrte:! Truppen
direkt hinderlich.

Deshalb stelle ich Ihnen anHeim:
Der Städtetag wolle die Aufhebung der Nr. 7
des § 4 des Quartiergefetzes vom 25. Juni 1868
oder wenigstens die Abkürzung der Schonzeit auf
eiu Jahr an maßgebender Stelle in Anregung
bringen.
Es bleibe dahin gestellt, ob das Wort „Schonzeit"

glücklich gewählt ist.

Vorsitzender: Wenn kein Widerspruch erfolgt,
nehme ich an, daß die Verfammlung mit der Resolution
eiuverstanden ist. Das ist der Fall. Punkt 7 ist da-
mit erledigt.

Wir können jetzt wohl den

Gericht der zu Wunkt 4 eingesetzten Kommission

entgegen nehmen.

Berichterstatter Bürgermeister Dembski: Wir haben
uus über folgende Fassuug der Resolution geeinigt:

Der Vorstand des westpreußischen Städtetages
wird beauftragt, bei der Königlichen Siaats-
regiernng eine Abänderung des Kommuual-
abgabengefetzes in Anregung Zu bringen, durch
die sicher gestellt wird,

daß eine Veranlagung zur Gemeindesteuer
auch nach dem Erlöschen der Steucrvflicht
(K. A. G. § 60 Ziffer 2) für die frühere
Zeit, wenigstens während einer zu bestimmen-
den Frist, stattfinden darf.

Vorsitzender: Erfolgt gegen diese Fassung ein
Widerspruch? — Das ist uicht der Fall. Die Resolutiou
ist angenommen.

Wir könnten nun wohl auch gleich den

Bericht der Mechnungskommission
entgegennehmen. Herr Di-. W a n n o w ist nicht zu
haben gewesen. Infolgedessen hat Herr Bürgermeister
StachoWitz in Gemeinschaft mit Herrn Kühnast
die Rechnuug geprüft.

Bürgermeister Stachowitz-Thurn: Wir haben die
Rechnung nach jeder Richtung in Ordnung gcfuudcn
und fchlagen Ihnen die Erteiluug der Entlastung vor.

Vorsitzender: Wünscht jemand das Wort dazu?
Das ist nicht der Fa l l ; ich nehme also an, daß die
Versammlung die Entlastung erteilt. Es erhebt sich
kein Widerspruch, die Entlastung ist erteilt.

Es ist jetzt 11 Uhr, uud da das Referat zu Punkt
5 der Tagesordnung mehr als eine halbe Stunde in
Anspruch nehmen wird, stelle ich Ihnen anHeim, schon
jetzt die Pause eintreten Zu lassen. (Zustimmung.)
Wir wollen um 12 Uhr etwa uuscre Beratungcu
fortsetzen.

Pause.

Vorsitzender: Meine Herren, ich eröffne wieder die
Sitzung. Wir kommen zu Puukt 5 der Tagesordnung:

Empfiehlt sich fü r kleinere Städte die Durchführung
einer besonderen Gemeindegrundsteuer nach dem

gemeinen ZVerte des Grundbesitzes?

Berichterstatter Stadtrat Mitzlass-Danzig: Meine
Herren! Ich «lochte zuuächst meinem Bedauern Aus-
druck gebeu, daß mein Mitberichterstatter, Her Stadt-
verordneter Hennig-Schwetz nicht anwesend sein kann.
Er wollte erst morgen kommen, sodaß ich das Referat
allein erstatten muß. Ich muß das bedauern, einmal
deshalb, weil die ganze Anregung dazn, daß dieser
Punkt auf die Tagesordnung gesetzt wurde, von ihm
ausgegangen ist, — oder doch auf seine Veranlassung
von dem Magistrat Schwetz, — ferner deshalb, weil
das Thema wesentlich die kleineren Städte betrifft und
ich, wenn ich hier allein spreche, selbstverständlich bei
meinen Erfahrungen nur ausgehen kann von den
größeren Städten. Ich hoffe zwar, es werden sich
daraus die Gesichtspunkte auch für die kleineren Städte
gewinnen lassen; trotzdem wäre es wünschenswert ge-
wesen, wenn auch Herr Hcnnig hätte sprechen können.
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Durch das Kommunalabgabcngcsetz von 1893
und das Gesetz wegen Aufhebung direkter Staatsstcuern
von demselben Jahre haben die Steuern vom Gruud-
bcsitz eiue erhöhte Bedeutung für die städtischen Finanzen
gewonnen. Während bis dahin der Grundbesitz auch
vom Staate besteuert war uud im Zusammenhange
damit der städtische Steuerbedarf in den meisten Städten
im wesentlichen durch Zuschläge zur Einkommensteuer
gedeckt wurde, hat der Staat durch die Gesetze von
1893 bis auf weiteres auf die Erhebung von Grund-
besitzsteucrn für seine Zwecke verzichtet und diese Stcuer-
quelle ganz den Kommunen überlassen. Zugleich ist
aber auch bestimmt, daß die Kommnnen diese Steuer-
quelle regelmäßig mindestens in dem Maße ausnutzen
müssen, daß der Grundbesitz mit denselben Prozentsätzen
der staatlich veranlagten Grundbesitzstcuer herangezogen
wird, als Zuschläge zur Staatseinkommcnstcuer erhoben
Werden. Die Gründe, auf denen die stärkere Heran-
ziehung des Grundbesitzes zu den städtischen Lasten
beruht, sind in der Denkschrift zum Kommuualabgabeu-
gesctz (S. 920, 921) folgendermaßen dargelegt:

Die ausschließliche Aufbringung des Steuerbedarfs
durch Besteuerung des Einkommens stehe nicht im Ein-
klänge mit den Eigenheiten des Kommunalwesens. Ein
Teil der Ausgaben der Gemeinde gereiche Zwar allen
Einwohnern mehr oder minder gleichmäßig zum Vorteil;
ein anderer Teil der Ausgabe:: komme aber ganz oder
überwiegend den mit der Gemeinde untrennbar ver-
bundenen Objekten — Grund- und Hausbesitz uud
Gewerbebetrieb — zu gute und erhöhe deren Wert
oder werde durch sie veranlaßt, so die Ausgaben für
Anlegung und Untcrhaltuug von Straßen, für den
Bau von Wegen, Wasserstraßen usw. Daraus ergebe
sich, daß die ausschließliche oder überwiegende Auf-
bringung des kommunalen Steuerbedarfs durch Ein-
kommensteuern ohne Rücksicht auf die Zwecke und die
Wirkungen der Gemeindcausgabcn den Anforderungen
einer gerechten Steuerverteilung widerspreche. Inner-
halb der Kommunalverbände könne die Leistuugsfähigkeit
nicht den ausschließlichen Maßstab der Besteueruug
bilden, er müsse ergänzt werden durch den Grundsatz
der Leistung und Gegenleistung. Neben den die
Leistungsfähigkeit berechtigenden persönlichen Steuern
^ei daher regelmäßig ein den Aufwendungen für die
realen Güterquellen entsprechender Teil des Steuer-
bcdarfs durch Realsteucru aufzubringen.

Diese Ausführungen haben Bedeutung für die
Gesichtspunkte, welche für eine richtige Gestaltung der
Grundbesitzsteuern in Betracht kommen.

Die Kommunen sind aber nur verpflichtet, über-
haupt Grundbesitzsteuern in dem angegebenen Umfange
zn erheben, dagegen ist die Art, wie sie den Grundbesitz
besteuern wollen, durch das Kommunalabgabcngesetz
ihnen überlassen und nur subsidiär, wenn keine besondere
Steuerordnung über die Besteuerung des Grundbesitzes
besteht, ist ihnen gestattet, den Grundbesitz in Form
von Zuschlägen zur staatlichen Grund- und Gebäude-
tteuer, die auch nach 1893 fingiert weiter veranlagt wird,
zu besteuern. I n erster Linie erwartet das Kommunal-
abgabengcsctz aber, daß die Kommunen den Weg des

Erlasses besonderer Steuerordnuugen beschreiben. Die
großen Städte in Preußen, die Städte mit mehr
als 100000 Einwohnern, sind inzwischen bereits fast
alle allmählich dazu übergegangen, besondere Steuer-
ordnungen zu erlassen und nachdem auf diese Weise
anderwärts genügende Erfahrungen gesammelt siud, ist
es auch für die mittleren und kleineren Städte an der
Zeit, sich die Frage vorzulegen, ob es richtig ist, an
dem alten Zuschlagssystem festzuhalten. Ich bin des-
halb von Ihren: Vorstande beauftragt, über die Frage
zu referiere::, ob sich für kleinere Städte die Enführung
einer Grundbcsitzbesteucrung nach dem gemeinen Werte
empfiehlt. I n Westpreußen giebt es, wie ich durch
eine Ruudfrage festgestellt habe, noch keine Stadt, in
der eine besondere Gemeindcgrundsteuer besteht, und
nur iu Danzig, Graudcnz und Marienwerder sind
Vorbereituugen im Gange, um die Frage der Ein-
führung zur Entscheidung zu bringen.

Da auf unscrm Städtetag die Frage der Aus-
gestaltung der städtischen Grundbesitzsteuer noch nicht
erörtert worden ist, bin ich genötigt, mein Thema etwas
weit zu fassen und die ganze Materie der kommunalen
Grnndbesitzbcsteucruug im Zusammenhange zu behandeln.

Wir müssen ausgehen von der staatlichen Be-
stcueruug des Grundbesitzes. Die staatliche Besteuerung,
die durch das Grundsteuergesetz vom 21. M a i 1861
und das Gcbäudestcuergesetz von demselben Tage geregelt
ist, zerfällt in zwei ganz getrennte Steuern; der bebaute
Grundbesitz einschließlich der dazugehörigen Höfe und
der nicht über 1 Morgen großen Hausgärten wird zur
Gcbäudesteuer, der unbebaute Grundbesitz zur Grund-
steuer veranlagt.

Den Maßstab für die Veranlagung zur Gebäude»
steuer bildet der Nutzungswer t der einzelnen Gebäude,
worunter zu verstehen ist der Iahresmietswert ohne
Abzug der Unkosten des Eigentümers für Unterhaltung,
Abgaben nnd Verzinsung der Hypotheken. Die Gebäude-
steuer fällt also in die Klasse der Steuern nach dem
Ertrage.

Es läßt sich nicht sagen, daß eine Besteuerung
des bebauten Grundbesitzes nach dem Ertrage überhaupt
uud speziell für eine kommunale Besteuerung grund-
sätzlich ungeeiguet sei. Denn wenn eine kommunale
Realsteucr die Grundstücke treffen soll nach dem Maß
der Vorteile, die ihnen aus der Zugehörigkeit Zu dem
Gemeinwesen erwachsen, so drücken sich diese Vorteile
regelmäßig in der Höhe der Erträge, die dem Eigen-
tümer aus dem Hause erwachsen, aus.

Daß die Hypothckenzinsen nicht in Abzug gebracht
werden, ist auch nicht zu beanstanden und entspricht dem
Standpunkt des Kommunalabgabengcsetzes. Denn der
Nutzen, der dem Grundstück aus der Gcmeindezugehörig-
keit erwächst, ist uuabhängig von der Hypothekenlast, die
auf dem Grundstück ruht; ein Grundstück mit Hypotheken-
schulden wird beispielsweise durch Kanalisierung der
Straße genau ebenso hoch in seinem Wert und seinen
Erträgen gesteigert, als wenn es schuldenfrei ist.

Dagegen entspricht es nicht den Forderungen der Ge-
rechtigkeit, daß von dem Bruttomietswerte kein Abzug der
Unterhaltungskosten gemacht wird, gerechterweise kann nur
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der Nettoertrag des Grundstücks die Grundlage bilden.
Darin liegt nicht bloß ein formeller Unterschied, denn
je mehr die Art der Häufer im städtischen Leben
sich differenziert, desto verschiedener ist auch bei den
einzelnen Kategorien das Verhältnis des Bruttomiets-
werts zu der Höhe der davon abgehenden Unkosten
des Eigentümers für Instandhaltung usw. Insbesondere
tritt hierin ein großer Unterschied hervor zwischen den
Häusern einerseits mit herrschaftlichen, andrerseits mit
mittleren und Arbeiterwohnungen. Bei den besseren
Wohnungen ist der Betrag der Miete, der für Instand-
haltung aufgewendet werden muß, verhältnismäßig
gering. Je weniger bemittelt die Einwohner sind,
desto mehr erhöhen sich die Ausgaben für Reparaturen
und desto mehr wird ferner mit Mietsausfällen zu
rechnen sein, desto geringer wird also schließlich auch
der dem Hauseigentümer verbleibende Nettoertrag.
Infolgedessen trifft eine Steuer, die den Bruttouutzungs-
wert zugrundelegt, die Hänfer für Kleinwohnungen
verhältnismäßig stärker, als die mittleren und herrschaft-
lichen. Das ist nicht nur sozialpolitisch bedenklich,
sondern es widerspricht auch der Gerechtigkeit.

Auf Grund unfcres Wohnungssteuermaterials
einerseits und des bei der Veranlagungskommission
vorhandenen Materials andrerseits haben wir vor
einigen Jahren bei einer Berechnung ermittelt, daß
die Bruttomicten im Verhältnis zum Grundstückswert
betrugeu bei Häusern mit Kleinwohnungen 7,4, mit
mittleren Wohnuugen 6,4 und mit herrschaftlichen
Wohnungen 5,8 "/a, worin sich, da anzunehmen ist,
daß der Nettoertrag überall den gleichen Zinssatz
erreicht, die verschiedene Höhe der Unkosten des Eigen-
tümers deutlich ausprägt. Uutcr Zngruudeleguug dieser
Bruttomietserträge ergibt sich, daß ein Haus mit
großen Wohnungen im Werte von 50000 M . an
Miete einbringen wird 3 700 M. , ein Haus von gleichem
Werte mit mittleren Wohnungen 3200 M . und eiu
Haus mit kleineren Wohnungen von gleichem Werte
2900 M. , woraus sich bei einem 4prozcntigen Steucr-
fuß eine Gebäudesteucr ergeben würde von 148, 132
und 120 M . oder bei einem 200prozentigen Zuschlag
vou 296, 264 und 240 M . Das Haus mit Klein-
wohnungen zahlt also 30 "/<, mehr an Steuern, als
ein Haus mit herrschaftlichen Wohnungen von gleichem
Werte.

Der Steuerfuß beträgt bei der staatlichen Steuer
teils 4 teils 2 «/<>. M i t 4 "/<, werden besteuert
Gebäude, die zu Wohnzwecken dienen, mit 2 "/y Ge-
bäude für gewerb l iche Zwecke. Dient ein Gebäude
zum Teil Wohnzwecken, zum Teil gewerblichen Zwecken,
so entscheidet für die Heranziehung zu der ciucn oder
anderen Kategorie regelmüßig die vorwiegende Be-
stimmung des Gebäudes. Die gewerblichen Gebäude
geuießen also eine privilegierte Behandlung. Dies
Privileg erscheint nicht begründet. Die besondere
kommunale Besteuerung des Grundbesitzes findet darin
ihre Begründung, daß dem Gruudbesitz durch die
Leistungen der Gemeinden, insbesondere durch Straßen-
anlagen, Kanalisation und dergl. besondere Vorteile
erwachsen, welche sich in der Werterhöhuug des Grund-

besitzes ausdrücken und es zugleich rechtfertigen, daß
die Grundeigentümer neben allgemeinen Steuern noch
besondere Abgaben von Grundbesitz entrichten. Diese
Vorteile kommen aber denjenigen Grundstücken, welche
gewerblich benutzt werden, in demselben Umfange zugut,
wie deu nicht gewerblich benutzten, man kann sogar
sagen, in noch höherem Maße, denn für diejenigen
Stadtteile nnd Straßen, in denen gewerbliche Anlagen
bestehen, sind die Aufwendungen der Gemeinde infolge
der starken Inanspruchnahme der Anlagen höher als
anderswo, und daher erscheint es gerechtfertigt, daß
die gewerblich benutzten Gebäude ebenso zu einer Steuer
von Grundbesitz herangezogen werden, als die Wohn-
gebäude. Es ist auch darauf hinzuweiscu, daß das
bisherige Privileg der gewerblichen Gebäude nur den
großen Betrieben zugut gekommen ist, denn das Privileg
haben nur diejeuigen Gebäude, welche zu mehr als ^
ihres Rauminhalts gewerblichen Zwecken dienen, also
meistens nur Fabriken und Geschäftshäuser, während
die kleinen Gewerbetreibenden und Hausindustriellen,
welche uur einen kleinen Teil eines Gebäudes für den
Betrieb benutzen, mit 4 «/„ herangezogen werden. Daß
die Gewerbetreibenden neben der Gebäudesteucr eine
besondere Gewerbesteuer entrichten, läßt den Anspruch
auf weiteres Bestehen der bevorzugten Behandlung bei
der Gebäudestcucr nicht begründet erscheinen, denn die
Gewerbesteuer soll den Ausgleich dafür bieten, daß der
Gemeinde durch die Gewerbebetriebe als solche noch
besondere Ausgaben erwachsen, wobei vor allem die
Schul- und Armcnlastcn von Bedeutung sind. Tagegen
kommen den gewerblich benutzten Grundstücken als
solchen aber auch noch alle diejenigen Aufwendnngcn
der Gemeinde zugut, welche überhaupt den Grundstücken
zugut kommen, und daher ist es gerechtfertigt, daß die
Gewerbebetriebe für ihre Grundstücke dieselben Gruud-
besitzsteuern entrichten, wie die übrigen Grundstücks-
eigentümer.

Ein weiterer Mangel der staatlichen Gebäude-
steuer ist die seltene V e r a n l a g u n g . Die letzte
Veranlagung fand 1893/94 statt und deren Ergebnis
gilt noch unverändert bis zum 1. Apri l 1910. Eine
Veranlagung von 15 zu 15 Jahren ist da unbedenklich, wo
man es mit Verhältnissen zu tun hat, die sich im Laufe
von 15 Jahren nicht wesentlich verändern. I n allen Städ-
ten, auch in den kleineren, werden aber in einem Zeitraum
von 15 Jahren mehr oder weniger Veränderungen vor
sich gehen, die sich in einem Steigen oder Fallen der
Grundstückswerte und ihre Erträge ausdrücken. Man
muß dabei nicht bloß daran denken, daß ganze Städte
infolge besserer Verhältnisse einen starken Aufschwung
erfahren, sondern auch an Verschicbungen innerhalb
der Stadt, nämlich zwischen den einzelnen Stadtteilen
wie sie durch Anlegung von neuen Wegen und Straßen
Brücken, Straßenbahnen, Anlegung von Bahnhöfen
und dgl. hervorgerufen werden. Für diejenigen Grund-
stücke, welche so eine Wert- und Ertragssteigerung er-
fahren, bedeutet die 15 jährige Vcranlaguugsperiodc
eine Bevorzugung, für diejenigen, welche einen Wert-
odcr Nutzungsvcrminderung erlitten haben, eine unge-
rechte Erschwerung, und dieses Verhältnis wird dadurch



noch größer, daß der Vcranlaguug nicht der momentane
Zustand bei Beginn der Vcranlagungspcriode, sondern
der zehnjährige Durchschnitt davor zugrundegelegt wird,
svdaß die Besteuerung gegen Ende der Vcranlagungs-
Pcriodc auf Verhältnisse gegründet ist, welche bis zu
25 Jahren zurückliegen.

Alles in allem wird man hiernach sagen müssen,
daß die staatliche Gebäudcstcucr auf städtische Ver-
hältnisse nicht berechnet ist, sodaß sich aus ihrer
Anwendung auf städtische Verhältnisse erhebliche Män-
gel ergeben.

Noch weniger brauchbar ist die Besteuerung des
unbebauten Grundbesitzes auf Gruud der staatlichen
Grundsteuer. Die staatliche Gruudstcuer ist folgender-
maßen geordnet: Den Maßstab der Veranlagung bil-
det der landwirtschaftliche Reinertrag der Grundstücke,
der sich je nach der Kulturart der betreffenden Liegenschaft
nach den Kategorien (Ackerland, Garten, Wiese, Weide,
Holzung, Ödland) und nach der Bonität der Parzelle
bestimmt. Der von den einzelnen Grundstücken zu
entrichtende Steuerbetrug ist dann in der Weise fest-
gestellt, daß bei der ersten Vcranlaguug im Anfange
der Sechziger Jahre für den ganzen Preußischcu Staat
der fixierte Betrag von 30 Millionen festgesetzt uud
auf die einzelnen grundstcucrpflichtigen Grundstücke nach
ihrer Knlturart und Bonität verhältnismäßig repartiert
wurde, und der damals auf die eiuzclueu Grundstücke
verteilte Betrag gilt unverändert auch heute uoch, gleich-
gültig was mit dem Grundstück inzwischen geschehen
ist, auch wenn es eine ganz andere Kulturart erhalten
und der Ertrag sich vervielfältigt hat. Denn nach dem
Grundsteuergesetz findet eine periodische Neuvcranlagung,
wie bei der Gcbäudcsteuer, uicht statt. Die einzige
Änderung, die überhaupt eintreten kann, ist die, daß
eine Liegenschaft bebaut wird und damit aus dem
Kreise der grnndstcucrpflichtigen Grundstücke in die Reihe
der gebäudesteuerpflichtigen übertritt. Alle übrigen
Veränderungen, die eintreten können, veranlassen keine
Änderung der Veranlagung.

Daß eine Steuer, die den Bestand des Grund-
besitzes vor 40 Jahren znr Grundlage hat, mit den
Verhältnissen der Gegenwart vielfach in. eklatantem
Widerspruch stehen muß, bedarf keiner Ausführuug.
Verbesserung der wirtschaftlichen Methode, günstigere
Absatzverhältnisse infolge der Anlegung von Chausfeeen
und Eisenbahnen, Anderuug der Kulturart und dergl.
haben die Erträge der einzelnen Grundstücke gesteigert,
während umgekehrt der Geldwert geringer geworden
ist. Die damals festgesetzten Steuererträge werden also
durchaus nicht mehr den Verhältnissen der Gegenwart
gerecht. Einige Zahlen aus Danzig, die ich aber nur
mit großer Reserve vortragen kann, weil ich nicht
Zeit hatte, mir umfassenderes Material zu beschaffen,
mögen zur Erläuterung dienen. Ich habe ver-
glichen die Pachtfumme, die Danzig für eine Anzahl
von Parzellen bekommt und die Höhe der Steuer.
Danzig hat eine Reihe kleinerer Parzellen in den
Danziger Vorstädten verpachtet für zusammen 3151 M .
Tie Grundsteuer dafür beträgt 82,89 M . ^ 2,57 «/<,,
wobei man berücksichtigen muß, daß tatsächlich der Er-

trag der Parzelleu etwas höher ist, als die Pacht, deun
der Pächter wi l l doch etwas übrig behalten, sodaß die
Steuer wohl höchstens 2 "/̂  vom Ertrage betragen wird,
während die Gcbäudesteuer uormaler Weise 4"/^ beträgt.
Die Ungleichheit gegenüber der Gebäudesteuer, auch
bei landwirtschaftlichen Grundstücken, tritt hierin deutlich
hervor.

Bei der Verwendung als städtische Steuer kommt
aber noch hinzu, daß eine Schätzuug alles unbebauten
Grundbesitzes lediglich nach dem landwirtschaftlichen
Reinertrage bei städtischen Verhältnissen ein Unding ist,
weil dabei die Verwendung zu Lagerp lä tzen oder
als B a u l a n d ganz unberücksichtigt bleibt.

Ich habe mir ausgerechnet, in welchem Verhältnis
bei uns in Danzig die Pachterträge von Lagerplätzen,
die der Stadt gehören und von dieser verpachtet sind,
zum landwirtschaftlichen Reinerträge stehen, der bei der
Grnndsteuer angenommen ist, und die staatliche Grund-
steuer selbst. Ich habe dabei das Resultat erhalten,
daß die Stadt sieben Lagerplätze verpachtet hat für
4400 M , während die Grnndstcuer nur beträgt
4,78 M . - 0,11 "/<,, das darin zu Tage tretende
Mißverhältnis ist eklatant.

Der Ertrag, den ein unbebautes Grundstück ab-
wirft, besteht bei städtischen Verhältnissen keineswegs
aber bloß in: landwirtschaftlichen Reinertrage oder im
Mietswcrt als Lagerplatz, fondern die allgemeine Kon-
junktur kauu dem Eigentümer ohne fein Zutun infolge
allmählicher Steigerung des Wertes seines Grundstücks
jährlich große Gewinne in den Schoß werfen, die zu-
nächst freilich nur auf dem Papier stehen, die sich aber
realisieren, sobald ein Verkauf des Grundstücks erfolgt.
Die angemessene Besteuerung dieser K o n j u n k t u r -
g e w i n n e , die dem Eigentümer lediglich infolge der
fonstigen Entwicklnng des Kommunalwescns, dem er
angehört, Zufällt für kommunale Zwecke, ist ein Gebot der
Gerechtigkeit, wobei auch iu Betracht kommt, daß eine ent-
sprechende Besteuerung dazu beitrageu würde, eine über-
mäßige Spekulation mit Bauplätzen einzudämmen. Bei der
staatlichen Grundsteuer fiuden diese Verhältnisse aber
gar keine Berücksichtigung. Der Koujuukturgewiuu des
Eigentümers wird zwar, falls eine Umfatzsteucr besteht,
durch diese auch mitgetroffeu, indessen die Umsatzsteuer
trifft den früheren Erwcrbspreis und den dazugekommenen
Gewinn nur iu gleichen: Maße, und deshalb liegt in
der Mitbcsteuerung des Gewinns bei der Umsatzsteuer
kein ausreichendes Äquivalent dafür, daß jahrelang bei
der Iahresstcuer die Wirkung der Konjunktur ganz
unberücksichtigt geblieben ist.

Es ergibt sich also, daß nnter Zugrundelegung
der staatlichen Gruudsteuer der ganze unbebau te
Grundbes i tz gegenüber dem bebauten u n v e r h ä l t -
n i s m ä ß i g n i e d r i g zur Steuer herangezogen wird,
vor allem L a g e r - und Baup lä t ze nicht dem
Nutzen, deu sie abwerfen, entsprechend getroffen werden.
Die Zahlen, die ich mir erlaubt habe, aus Danzig
anzuführen, sind ja nicht unbedingt maßgebend für die
Verhältnisse in den kleineren Städten, aber sie zeigen
die Linie, in der sich wohl überall die Entwicklung
vollzieht; in den kleineren Städten in geringem Maße,
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in den größeren Städten mehr. Anch für die kleinen
Städte wird also die Grundsteuer regelmäßig als nicht
geeignet zn bezeichnen sein.

Es fragt sich nun, was zu tun ist, um diesen
Mängeln abzuhelfen. Daß der Staat die Grund-
nnd Gebäudesteuer-Gesetzgebung einer Revision unter-
zieht, ist wohl ausgeschlosseu, nachdem er auf die
Erhebung dieser Steuer für staatliche Zwecke Ver-
zicht geleistet hat. Die Kommuuen müssen sich selbst
helfen. Sie können das dadurch, daß sie die
Grundbesteuerung im Wege des Erlasses besonderer
Steuerordnungen selbständig ordnen. Das Kommuual-
abgabcngcsetz hat in dieser. Beziehung folgende den
Kommunen einen genügenden Spielraum gewähreudc
Bestimmungen getroffen:

„§ ' 25.
Den Gemeinden ist die Einführung besonderer

Steuern vom Grundbesitz gestattet.
Die Umlegung kann insbesondere erfolgen nach

dem Reinertrage bezw. Nutzungswerte eines oder
mehrerer Jahre nach dem Pacht- bezw. Mietswerte
oder dem gemeinen Werte der Grundstücke uud Gebäude,
nach den in der Gemeinde stattfindenden Abstufungen
des Grundbesitzes oder nach einer Verbindung mehrer
dieser Maßstäbe.

8 27.
Die Steuern vom Gruudbesitz sind nach gleichen

Normen und Sätzen zu verteile::.
Liegenschaften, welche durch die Festlegung vou

Baufluchtlinien in ihrem Werte erhöht worden sind
(Bauplätze), köunen nach Maßgabe dieses höheren Wer-
tes zu eiuer höheren Steuer als die übrigen Liegen-
schaften herangezogen werden. Diese Besteuernng muß
durch Steuerordnung gesichert werden."

Es ist gut, sich gleich klar Zu machen, daß mit
der zuletzt genannten Bestimmung, die von der Bau-
platzsteuer handelt, nichts anzufangen ist. Man könnte
ja der Ansicht sein, daß der Hauptfehler, au dem
das staatliche System leidet, in der ungenügenden Be-
steuerung der durch die Konjunktur in ihrem Werte
manchmal außerordentlich gesteigerten Grundstücke zu
sehen ist, und daß man sich daher damit begnügen
könnte, die staatliche Besteuerung im übrigen bestehen
zu lassen und daneben nur eine besondere Bauplatzsteuer
auf Gruud des § 27 einzuführen. Aber die Bestimmung
des § 27, die erst im Abgeordnetenhause in das Gesetz
eingefügt worden ist, hat sich in der Praxis als nicht
durchführbar erwiesen. Nur eine einzige der preußischen
Städte von mehr als 100000 Einwohnern, nämlich
Berlin, hat eine Bauplatzstencr eingeführt, hat sie aber
nach kurzer Zeit wieder aufgehoben. Aus dem Wort-
laut der Bestimmung ergibt sich, daß das Ziel, die
lediglich durch die Konjuuktur dem Grundbesitzer zu-
fallenden Gewinne zu treffen, auf diesem Wege erreicht
werden kann. Zunächst ist die Abgrenzung der dieser
Steuer unterliegenden Grundstücke auf „Liegenschaften,
welche durch die Festsetzung von Baufluchtlinien iu
ihrem Werte erhöht worden sind" willkürlich. Denn
ob für ein unbebautes Grundstück eine Bauflucht-
linie festgesetzt wird, — nämlich gemäß dem Flucht-

liniengesetz vom 2. Ju l i 1875 häugt mehr oder weniger
von Zufälligkeiten ab. I n bestehenden Straßen erfolgt
eine Baufluchtlinienfestsetzung, auch wenn unbebaute
Grundstücke an der Straße liegeu, nur, wenn die tat-
sächlich bestehenden Fluchten geändert werden sollen.
Noch mehr spielen Zufälligkeiten aber eine Rolle bei
der Festsetzung von Fluchtlinien für unbebautes Gelände.
Dazu kommt die undurchführbare Bemessung der Höhe
der Steuern. „Liegenschaften, welche durch die Fest-
setzung von Baufluchtlinien in ihrem Werte erhöht
worden sind," sagt die Vorschrift, sollen nach Maßgabe
„dieses" höheren Wertes, also des durch die Fluchtliuie
hervorgerufenen höheren Wertes zu einer höheren Steuer
als die übrigen Liegenschaften herangezogen werden
dürfen. Es muß schou als zweifelhaft bezeichnet werden,
ob die Fluchtlimenfcstsctzung als solche überhaupt einem
Grundstück einen Mehrwert verleiht. Denn aus der
Fluchtliniensestsctzuug ergibt sich uicht auch schou die
Absicht der Verwaltung, die betreffende Straße bald
auszubauen, jedenfalls aber wird es nicht möglich sein,
diejenige Wertstcigcrung, die durch die Fluchtlinicnfest-
setzung hervorgerufen ist, zu scheiden von derjenigen,
die auf der allgemeinen Konjunktur uud anderen Um-
ständen beruht. Zudem ist es nicht verständlich, wes-
halb denn nur die Wcrtsteigeruug, die auf die Flucht-
liuienfestsctzuug zurückzuführen ist, mit einer Extrasteuer
belegt wcrdcu soll uud nicht auch die sonstige ohne
Zutun des Besitzers durch die Konjunktur hervorgerufene.

Wi l l mau die Mängel der staatlichen Besteuerung
beseitigen, so bleibt also nichts übrig, als das System
der Erhebung von Prozenten zu den staatlichen Steuern
falleu zu lassen uud auf Grund des ß 25 die ganze
Grundbcsitzbesteuerung selbständig zu regeln. I n der
Art der Ausgestaltung haben die Kommunen durch den
mitgeteilten § 25 vollständig freie Hand, ß 25 weist
nur beispielsweise darauf hin, daß die Veranlagung
insbesondere erfolgen könne nach dem Reinertrage bczw.
Nutzungswert einer oder mehrerer Gruudstücke, uach
dem Pacht- bezw. Mietswertc oder dem gemeinen Werte
der Grundstücke und Gebäude uach deu in der Gemeinde
stattfindenden Abstnfuugen des Grundbesitzes oder nach
einer Verbindung mehrerer dieser Maßstäbe. I n der
Hauptsache civcr werdeu doch nur zwei Typen in Frage
kommen: eine verbesserte Bcstenerung nach dem E r t r a g e
und die Bcstencruug nach dem geme inen W e r t . Über
beide Typen sind vom Finanzministcr Mnstcr aus-
gearbeitet worden. Die alte Musterordnung, mitgeteilt
mit der A. A. zum K. A. G., basiert auf dem Er-
trage, die neuere auf der Grundlage des gemeinen
Werts, ist durch Erlaß vom 2. Oktober 1899 jetzt in
erster Linie Zur Einführung empfohlen.

Die Besteuerung nach dem Ertrage ist eine ver-
besserte Auflage des staatlichen Systems. Sie beruht
auf demselbeu Besteuerungsprinzip, aber, während die
staatliche Besteuerung den bebauteu und unbebauten
Besitz verschieden behanoelte nnd bei dem bebauten
den Bruttomietswert, bei dem unbebaute« den land-
wirtschaftlichen Reinertrag zn Grunde legte, wird jetzt
zu Grunde gelegt der wirkliche Ertrag, dcu das eiuzelne
Grundstück tatsächlich erzielt hat. Die Veranlagung



soll nach der Musterordnung nicht alle 15 Jahre er-
folgen, sondern alljährlich, oder alle drei Jahre. Zwischen
dem bebauten und unbebauten Grundbesitz wird dabei
kein Unterschied gemacht.

Daß diese Form der Besteuerung eine erhebliche
Verbesserung gegenüber dem staatlichen Steuersystem
darstellt, ist unzweifelhaft. Die meisten der Mängel
die dem staatlichen System anhaften, werden hierdurch
beseitigt.

Die kurze Veranlagungsperiode gestattet die Berück-
sichtigung aller in der Benutzung des Grundstücks ein-
tretenden nnd auf die Höhe des Ertrages einwirkenden
Veränderungen, auch das Privileg der gewerblichen
Gebäude fällt, da nur ein Steuerfusi für alle Grund-
stücke ohne Ausnahme festgesetzt wird, von selbst hin-
weg. Auch wird bei deu nicht landwirtschaftlich benutzten
Grundstücken, die z. B. als Lagerplatz Verwendung
finden, der durch diese Benntzung erzielte Ertrag voll
erfaßt.

Einige Mängel bleiben jedoch bestehen. Bei
Gebäuden bleibt, wenn man mit der Musterordmmg
all der Besteuerung nach dein Bruttoertrage festhält,
— den Nettoertrag zugrundezulcgen würde erhebliche
Schwierigkeiten bieten, — die privilegierte Behandlung
der Wohnhäuser mit besseren Wohnungen gegenüber
den Hänsern mit mittleren uud Arbeiterwohmmgcn
bestehen. Vor allem aber wird bei dem unbebauten
Besitz der Koujunkturgewinn der Eigentümer voll Bau-
geläude gar nicht getroffen. Dazu kommt noch, daß
die Veranlagung, die von der Gemeindeverwaltung
ganz selbständig vorgenommen werden muß, der Ge-
meinde eine erhebliche Arbeit verursacht.

Die Besteuerung des Grundbesitzes nach dem
Ertrage hat sich aus diesen Gründen auch uur wenig
eingebürgert. Von den Großstädten haben sich nur
drei, nämlich A l t o n a , H a l l e , B e r l i n , diesem
System altgeschlossen. Die Mehrzahl — es sind dies
die Städte: Aachen, B a r m e n , B r e s l a u , C h a r -
l o t t e n b u r g , K ö l n , K r e f e l d , D o r t m u n d ,
D ü s s e l d o r f , E l b e r f e l d , Essen, K i e l , ncnerdings
auch S t e t t i n — haben das zweite System, nämlich
das System des gemeinen Werts, acccptiert, von den
Großstädten mit dem Ertragssystem ist inzwischen meines
Wissens H a l l e auch bereits zum System des gemeinen
Werts übergegangen.

Die Besteuerung basiert bei diesem System, das
den eigentlichen Gegenstand meines Referats bildet,
formell auf einem anderen Bcstcuerungsprinziv. Die
Veranlagung erfolgt hier sowohl bei bebautem, wie bei
unbebautem, bei gewerblichem und nichtgewerblichem
Besitz dnrchweg nach Maßgabe des gemeinen Werts
des Grundstücks, wobei nnter gemeinem Wert zu ver-
stehen ist der Kaufwert, mit dein das Grundstück im
wirtschaftlichen Verkehr allgemein bewertet wird.

Bei dieser Besteuerungsart werden alle diejenigen
Mängel vermieden, die dem staatlichen System anhaften.

Die Hauptwirkung tritt hervor beim unbebauteil
Besitz. Man wird aus dein Begriff des gemeinen
Werts entnehmen, daß bei solchen Grundstücken, die
normal landwirtschaftlich benutzt werden, — vor allen

Gütern in der Nähe der Städte, -̂ - ferner bei Grund-
stücken, die zu Lagerplätzen benutzt werden, sich der
gemeine -Wert darstellt als der kapitalisierte Ertrag.
Die Steuer wird also dem Ertrage entsprechen, aber
dem wirklichen Ertrage, im Gegensatz zu dem, der bei
der staatlichen Veranlagung zugrunde gelegt war.

Dazu kommt, daß es bei dieser Besteucrungsform
anch gelnigt, die Konjunkturgewinne Zn besteuern. Bei
denjenigen Grnndstücken, die durch Konjunkturgewinne in
ihrem Werte erhöht sind, wird allerdings der Wert nicht im
Einklang stehen mit dem Ertrage und die Besteuerung
nach dein Wert wird höher sein, als sie dem Ertrage
entsprechend wäre, aber man braucht dabei nicht eine
ungerechte Besteuerung zu befürchten. Man kann sich
das an einem einfachen Exempel klar machen. Wenn
eine Stadt einen hohen Satz der Steuer nach dem
gemeinen Wert hat, so ist das ein Satz von 4 l)i-o N i l i s .
Man kann nun wohl mindestens rechnen, daß ein
Bauspckulant von seinen Terrains seine Zinsen hat in
der Form, daß sich später die Zinsen in dem erhöhten
Kaufpreis realisieren. Wenn Sie annehmen, daß sich
sein Grundstück für ihn, zunächst allerdings noch latent,
mit 3—4 "/a verzinst, so sind 4 ^ro N i l i s kein unbilliges
Verlangen gegenüber einem Besitzer, der ohne jedes
Zutun Tausende gewinnt.

Man pflegt leicht in den Kreisen der Grundbesitzer
wenn von der Besteueruug des Baulandes durch die
gemeine Wertsteuer die Rede ist die Befürchtung aus-
zusprechen, es wäre eine nicht gerechtfertigte Ungerechtigkeit,
wenn man alles unbebaute Land als Banland be-
werten wollte. Das wäre allerdings ganz verkehrt, aber
das wi l l man auch garnicht. Es ergibt sich aus dem
Begriff des gemeinen Wertes, daß eine mögliche Be-
bauung llur dann in Rücksicht gezogen werden kann,
wenn sie schon gegenwärtig eine Steigerung des Wertes
hervorbringt. Ich weise dabei hin auf einige Vorschriften
des FinanZministers für die Ergänzuugssteuer. Da
spielt ja auch der gemeine Wert eine Rolle, dort wird
auch die Steuer erhoben vom Grundbesitz nach Maß-
gabe des gemeinen Werts, und es ist nnn durch den
Finanzminister in der sogenannten technischen Anleitung
vom 26. Dezember 1893 hinsichtlich der Feststellung des
gemeinen Wertes bei Grundstücken bestimmt:

Artikel I I I .
1. Der gemeine Wert ist derjenige, den das Grund-

stück für jeden Besitzer haben kann. Der Wert
von Annehmlichkeiten und Bequemlichkeiten, die
einein jeden Besitzer schätzbar sind, wird dem ge-
meinen Werte beigerechnet.

2. Der durch besondere Umstände bedingte außer-
ordentliche Wert eines Grundstücks oder der Wert
besonderer Vorliebe, wie er aus zufälligen Eigen-
schaften oder Verhältnissen entsteht, die dem Grund-
stück in der Meinung oder nach den Verhältnissen
seines jeweiligen Besitzers einen Vorzug vor
anderen Grnndstücken gleicher Art beilegen, bleiben
unberücksichtigt.

Artikel I V .
1. Die Erwartung zukünftiger einträglicherer Be-

nutzung ist bei der Schätzung des gemeinen Wertes



des Grundstücks nur insoweit zu berücksichtigen,
als sie im Handel und Wandel schon gegenwärtig
eine Preissteigerung bewirkt.

2. Beispielsweise kommt bei Grundstücken in der
Nähe großer Städte nicht der Wert in Betracht
den sie künftig durch die Bebauung mit Häusern
erlangen können, wohl aber der Wert, der gegen-
wärtig für Grundstücke von gleicher oder ähnlicher
Lage und Beschaffenheit im Hinblick auf eine
künftige gcbäudereichere Benutzung tatsächlich er-
zielt wird, selbst wenn der gegenwärtige Nutzungs-
ertrag der Grundstücke diesem Wert nicht entspricht.

3. Andererseits ist beispielsweise der Wert eines zum
Betriebe der Land- und Forstwirtschaft bestimmten
Landgutes unter Berücksichtigung seines gegen-
wärtigen Bestandes' und seiner gegenwärtigen
Beschaffenheit und Nutzungsweife, nicht aber nach
dem Preise zu bemessen, der erzielt werden könnte,
wenn das Landgut in einzelne kleine Teile zerlegt,
verwertet oder ganz oder teilweise in anderer
Weise bewirtschaftet oder genutzt würde.
"Damit erledigen meines Erachtcns sich die großen

Befürchtungen, die in den Kreisen der Grundbesitzer
vielfach geäußert werden.

Ich möchte auch auf Erfahrungen aus der Praxis
hinweisen, auf Zahlen, die mir vorliegen darüber, wie
sich die Ccnsiten in Städten, wo die Besteuerung nach
dem gemeinen Wert eingeführt ist, zu den Veranlagungen
gestellt haben, ich weise auf die Zahl der Einsprüche.
Ich habe die Zahlen hier von Dortmund. I n Dort-
mund fand die erste Veranlagung nach dem gemeinen
Wert 1899 statt. Unter 5007 Eensiten waren damals
378, die Einspruch erhoben, während bei der Staats-
einkommensteucr durchschnittlich immer 10 "/<, Einsprüche
sind. I m nächsten Jahre ist aber die Zahl der Ein-
sprüche schon auf i/u heruntergegangen, bei 5736 (5cn-
siten kamen 102 Einsprüche vor, und nur Zwei davon
führten zur Klage.

Auch bei dem bebauten Grundbesitz bewirkt die
Besteuerung nach dem gemeinen Wert, daß die Mängel
der staatlichen Gebäudcsteuer beseitigt werden. Bei
dem bebauten Grundstück ist das, was den gemeinen
Wert bestimmt, regelmäßig der Nettoertrag, den das
Grundstück abzüglich der Unterhaltungskosten für den
Eigentümer abwirft, die bebauten Grundstücke werden
also regelmäßig entsprechend ihrem Nettoertrage besteuert
werden, und damit wird die Ungleichheit in der staat-
lichen Gebäudebestcuerung, bei der die Häuser mit
besseren Wohmmgen ungerecht bevorzugt werden, be-
seitigt. Auch das erörterte Privileg der gewerblichen
Gebäude würde, da für alle Grundstücke nur ein Steuer-
satz gilt, hinwcgfallen.

Das Veranlagungsgcschäft selbst ist bei dem System
des gemeinen Werts nicht allzu schwierig. Es handelt
sich darum Material zu sammeln für die Beurteilung
des Wertes eines bestimmten Grundstücks, und das ist
dadurch möglich, daß man die tatsächlich gezahlten Kauf-
preise aus der betreffenden Gegend, der Straße, dem
Stadtviertel fammclt. Dadurch bekommt man genü-
gendes Material, um den Wert eines anderen Grund-

stücks, das nicht verkauft ist, annähernd zu bestimmen,
wenn man bedenkt, daß es nicht darauf ankommt, den
höchstmöglichen Wert herauszurechnen. Es kommt aber
hinzu, daß diese gemeinen Werte bei der Ergänznngs-
steuer vom Staate auch schon gesammelt sind. Die
Kommune kann also das gesamte Ergänzungsstcucr-
material verwerten und daraufhin ihre Veranlagung
vornehmen. Für die erstmalige Veranlagung wird es
sich vielleicht empfehlen, einfach die Werte der Er-
gänzungsstcucr zu übernehmen, später wird man vor-
sichtiger vorgehen und selbst Material sammeln müssen.
Wi l l man fremde Hülfe zuziehen, so wird der Kataster-
kontrolleur derjenige sein, der für eine Kommune die
Arbeiten ausführen könnte, denn er macht ja auch die
Vorarbeiten für die Ergänzungssteuer.

Nach alledcm meine ich, daß die Besteuerung
nach dem gemeinen Wert in der Tat allen Anforderungen
genügt, die an eine gerechte Besteuerung vom Stand-
punkte der Censitcn zu stellen sind. Die Mängel, um
deren Beseitigung es sich handelt, treten, wie ich schon
vorher bemerkte, in gleicher Art wenn auch in kleinerem
Umfange in den kleineren Städten hervor; es wird sich
also die Besteuerung nach dem gemeinen Wert für
kleinere und größere Städte gleichmäßig eignen. Ich
habe kein Bedenken, sie als die beste Bcsteucrungsform
zu bezeichnen.

Die vorstehenden Ausführuugcn bezogen sich aber
bloß auf deu Standpunkt der Ecusitcn, die Frage hat aber
noch eine andere Seite, die finanzielle Seite. Aus meinen
Ausführungen geht hervor, daß bei der Besteuerung
nach dem gemeinen Wert der unbebaute Besitz — die
Lagerplätze — und die gewerblich benutzten Gebäude
höher besteuert werden. Es fragt sich, ob diese Mchr-
besteuerung auch in Form eines Mehrcrtrages für die
städtische Kasse in Erscheinung tritt. I n dieser Be-
ziehung kommen die Bcstimmuugcn des Kommunal-
abgabcngefetzes über die Aufstellung des Finanzplanes
und die Verteilung des jährlichen Steuerbcdarfs in
Betracht. Es bestimmt § 57, daß bei der Verteilung
des Bedarfs auf die verschiedenen Steuerarten das
Aufkommen einer besonderen Gemeindesteuer je nach
ihrer Einrichtung und Beschaffenheit auf denjenigen
Teil des Stcuerbedarfs zu verrechnen ist, welcher durch
Prozentsätze der entsprechenden vom Staate veranlagten
Steuer aufzubringen ist. Also durch die besondere
Gemeindegrundsteucr darf immer nur gerade soviel auf-
gebracht werden, als aufkommen würde, wenn die in
dem Verteiluugsplan eingestellten Prozentsätze der staat-
lichen Grund- und Gcbäudcsteucr erhoben würden.
Es muß mithin je nach dem in den Steuerplan ein-
gestellten Prozentsatz der staatlichen Grund- und Gcbäudc-
steucr alljährlich ein Promillesatz für die gemeine Wert-
stcuer bestimmt werden, derart, daß dadurch das gleiche
Aufkommen erzielt wird, wie bei dem betreffenden
Prozentsatz an staatlicher Steuer. Wenn daher nicht
gleichzeitig in den Steuerplan ein höherer Prozentsatz
an staatlicher Grund- und Gebäudesteucr eingesetzt wird,
so entstehen aus der Einführung der Gemeindesteuer
nach dem gemeinen Wert für die städtischen Finanzen
keine Mehrerträge, sondern die neue Steuer wirkt nur



so, daß ans der einen Seite die mit besseren Wohnungen
versehenen Gebäude, die gewerblich benutzten Gebäude
und vor allem alles unbebaute Gelände höher als
bisher herangezogen wird, auf der anderen Seite aber
in dem gleichen Maße die übrigen Grundstücke eine
Entlastung erfahren, sodaß sich die teilweise Belastung
der einen und die Entlastung der anderen Grundstücke
gegenseitig ausgleichen. Wi l l man aber nicht die ganze
Mehrsteuer, die von dem unbebauten Besitz und den
anderen gekennzeichneten Kategorien aufzubriugeu ist,
zu einer Erleichterung der übrigen Grundstücke ver-
wenden, sondern die Mehrerträge der Stadtkasse Zu-
gute kommen lassen, so müssen die Prozentsätze im
Steucrplan erhöht werden.

Znr Erläuterung aller meiner Ausführungen über
die Wirkung der Besteuerung nach dem gemeinen Wert
erlanbe ich mir noch einige Zahlen aus Danzig an-
zuführen. Sie beruhcu auf ciucr Probevcranlagung,
die im vergangenen Jahre für die ganze Stadt, so gut
es die vorhandenen Materialien gestatteten, aufgestellt
wurde. Die nachstehenden Zahlen gehen zunächst davon
aus, daß keine Erhöhung des Gesamtertrages, sondern
nur eine anderweite Umlegung erfolgen soll. Die auf-
gestellte Berechnung ergibt, daß, um dasselbe Aufkommen
zn erzielen, das sich bei 182 "/o der staatlichen Steuer
ergab, von jedem Tausend Mark des gemeinen Werts
3,62 M. , also 3,62"/«« erhoben werden mnß. Das
ist ein hoher Satz. Nach den Tabellen, die mir vor-
liegen, hat nur Kiel 4 ^ / ^ " / ^ , die übrigen Städte haben
durchweg weniger, meist unter 3.

Ich habe nun folgende Zahlen gewonnen. Sie
geben Ihnen zunächst an, welche Verschiebungen sich in
den Hauptgruppen der gesamten Grundstücke heraus-
stellen. Ich habe gefunden, daß die unbebauten Grund-
stücke bei 182 "/<, an Steuern einbringen 6800 M . , bei
3,62 pro Mil le würden sie einbringen rund 73000 M ,
das ist ein Mehr, von rnnd 66000 M . Dann kommen
die gewerblichen Gebäude, die bisher nur mit dem halben
Steuersatz herangezogen wurden und bei denen die neue
Steuer ungefähr eine Verdoppelung der bisherigen her-
beiführen muß. Dort ergab sich bei 182 "/<> ein Steuer-
crtrag von 64000 M . , während bei 3,62 pro Mil le ein-
tommen würden 109 000 M. , also ein Mehr von 45 000 M .
Diese Mehr von insgesamt rund 111000 M . würde gleich-
zeitig den Wohngebäuden abgenommen werden, die da-
durch um ebensoviel entlastet würden.

Ich habe nun weiter ausgerechnet, wie sich bei
den einzelnen Kategorien von Grundstücken die Be-
lastung und Entlastung zeigt. Bei den landwirtschaftlich
benutzten Grundstücken — ich habe ein paar größere
nnd ein paar kleinere herangezogen — würde sich nach
meinen Unterlagen die Mehrbelastnng stellen: bei den
größeren auf 75"/o und bei den kleineren, solchen, die
zum Gemüsebau usw. Verwendung finden, auf 82 "/o>
Bei den Lagerhöfcn ist das Plus natürlich viel größer.
Die Steigerung würde im Durchschnitt 245"/« betragen.
Das hört sich sehr gefährlich an, ist aber eigentlich eine
Kleinigkeit. Dann ist ein wichtiger Punkt, wie sich die
Grundstücke mit größeren Hausgärten bei der neuen
Steuer stehen. Es ist ja klar, daß eine Steuer, welche

den unbebauten Grundbesitz in erhöhtem Maße her-
anzieht, auch Grundstücke mit größeren Hausgärtcn
etwas höher heranzieht als bisher. Nach meinen
Unterlagen ist die Steigerung nicht so gefährlich,
wie ich eigentlich erwartet hatte. Ich habe 10 Grund-
stücke mit größeren Hausgärten aus allen Teilen der
Stadt ausgewählt uud habe gefunden, daß die Gc-
samtstcuer des Grundstückes sich um 10"/« steigert.
Das ist ja nicht erfreulich, aber immerhin eine Last,
die ertragen werden kann. Bei den gewerblichen Ge-
bäuden ist infolge Aufhebung des früheren Privilegs
eine starke Steigerung zn verzeichnen. Sie betrug bei
meinen Beispielen 77 °/«.

Bei den Wohngcbäuden habe ich unterschieden
solche mit herrschaftlichen, mittleren und kleineren Woh-
nungen. Hier tritt es ganz deutlich zu Tage, daß der
gemeine Wert der Wohngebäude, der sich ja nach dem
Nettoerträge richtet, eine größere Entlastung herbei-
führt für die Gebäude mit Arbeitcrwohnungen, als
für andere. Bei allen mnß aber eine Entlastung ein-
treten, weil das Mehr die unbebauten uud gewerb-
lichen Grundstücke aufbringen. Bei den Gebunden mit
herrschaftlichen Wohnungen beträgt die Entlastung 9 "/<,,
bei den mittleren 12"/« uud bei den kleineren 23"/«.

Eine Verschiebung tritt natürlich auch ein
Zwischen den einzelnen Stadtteilen, und das ist ja auch
von Bedeutung. Stadtteile, die sich in einer rück-
gehendcn Konjunktur befinden, werden eine Entlastung
erfahren, weil bei einer dreijährigen Veranlagung die
Veranlagung weit schneller den Veränderungen im
Grundbesitz folgen kann, umgekehrt werden Stadtteile
in aufsteigender Konjunktur eine Steigerung erfahren.
Desgleichen werden belastet Stadtteile mit großen
unbebauten Flächen, mit vielen Fabrikbetrieben, mit
vorwiegend herrschaftlichen Wohnungen, entlastet da-
gegen die Stadtteile mit überwiegend kleineren Wohnungen.
Ich habe nähere Zahlen über die Tanziger Verhältnisse
auch hier, wi l l Sie aber damit nicht behelligen.

Ich habe dann ferner eine Berechnung darüber auf-
gestellt, was für Erträge man erzielt, wenn man die
neue Besteuerung nicht blos zu einer anderweitigen
Verteilung benutzen, sondern auch für die Stadtfinanzen
nutzbar machen wil l . Wenn die Wohngebäude ebenso
hoch belastet werden, wie bisher, dann beträgt das
Plus aus dem unbebauten Besitz und dem gewerblich
benutzten 135000 M . Das ist gleich einem weiteren Zu -
schlag von 27 "/o zur staatlichen Steuer. Dies würde das
Maximum sein, das wir bei uns durch die neue
Steuer erzielen könnten, wenn wir es bei den Wohn-
gebäuden im großen nnd ganzen bei der alten Steuer
beließen.

Man kann weiter auch so procedieren, daß man
die bewohnten und die gewerblichen Grundstücke wie
bisher besteuern und nur das Mehr aus dem un-
bebauten Besitz behalten wil l . I n diesem Falle würde

.sich bei uns ein Mehr von 71000 M . ergeben, was
einem Zuschlage von 14°/<, zur staatlichen Steuer
gleichkäme.

Diese Zahlen sind natürlich nur ein Beispiel, sie
sind in jeder Stadt anders, sie hängen ab von dem
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Verhältnis des bebauten Besitzes zum unbebauten, der
Wohngcbäudc zu den Fabrikgebäuden, der Gebäude
mit größeren Wohuungcn zu denen mit kleineren. Aber
wenn auch die Höhe der Zahleu nicht maßgebend ist
für andere Städte, fu werden sie ihnen doch ein an-
schanlichcs Bi ld liefern.

Ich komme damit zn der schließlichcn Frage, ob
sich auch für die kleinen Städte die Einführung der
Besteuerung nach dem gemeinen Wert empfiehlt. Un-
bedenklich möchte ich den Satz aufstellen, daß auch für
die kleineren Städte im allgemeinen diese Steuer die
beste ist. Sie ist überhaupt für Städte berechnet,
während die staatliche Steuer uur den, Staatszweck im
Auge hat uud auf speziell städtische Verhältnisse nicht
berechnet ist. Eine andere Frage ist es aber, ob dic
einzelne Stadt die Einführung ins Ange fassen wil l .
Ich kann mich da nur auf eine allgemeine Empfehluug
befchränkcn. Nach meinem Dafürhalten werden auch
die kleineren Städte im allgemeinen gnt tun, sie ein-
zuführen. I u der einzelnen Stadt wird man sich
darüber klar werden müssen, welche Verschiebungen
eiutretcu, ob sie so groß sind, daß sich die Mühe lohnt
oder ob das nicht der Fal l ist, uud welche Folgen sich
für dic städtischen Finanzen ergeben. Je nachdem diese
Fragen beantwortet werden, wird sich dic einzelne
Stadt schlüssig machen. Die Mühe der Veranlagung
wird kaum ein Grund gegen die Einführung sein, denn
das Material ist bereits sehr sorgfältig vorbereitet für
die Ergänzungsstcucr nnd läßt sich auch hier verwenden.

Die Aufgabe, eine neue Steuer einzuführen, ist
freilich nie etwas besonders erfreuliches. Diejenigen
Interessenten, die mehr belastet werden, erheben natürlich
den größten Widerstand nnd diejenigen, die entlastet
werden, frenen sich zwar, aber lassen doch den Magistrat
meist den Kampf allein ausfechten. Immerhin glaube
ich der Hoffnuug Ausdruck geben zn dürfen, daß,
wenn nach einigen Jahren die Frage hier wieder an-
geschnitten werden sollte, doch eine Reihe von Stadt-
verwaltungen den Versuch gemacht haben wird, der
Sache näher Zu treten. Drei Städte in Westprenßen
sind ja bereits mit den Vorarbeiten beschäftigt.

Zum Schluß bitte ich um die Erlaubnis, für die
Praxis einige wenige Bemerkungen zur ministeriellen
Mustcrordnung inachen zu dürfeu.

ß 4 der Musterordnung schlägt vor, die Wcrt-
festsetznng alljährlich zu wiederholen. M i t Rücksicht
darauf, daß auch bei der Ergänzungssteuer die Ver-
anlagung nnr alle drei Jahre erfolgt, wird sich besser
auch hier eine dreijährige Veranlagungsperiodc empfehlen.

ß 6 der Musterordnung, der die Eigentümer ver-
pflichtet, von Veränderungen in den Grnndstücksvcr-
hältnissen dem Magistrat Anzeige zn machen, ist mit
Rücksicht darauf, daß die gleichen Anzeigen schon dem
Katasteramt gemacht und von diesem der Steuerver-
waltung mitgeteilt werden, zu streichen. Er verursacht
nur unnütze Schreibereien.

I n § 9 müssen dic Vorschriften, die von der
Mithaft des Nießbrauchers handeln, wie inzwischen
auch durch einen Ministerialerlaß anerkannt ist, gestrichen
werden, da nach einer Entscheidung des Oberverwaltung^-

gerichts vom 9. Apri l 1902 (Preußisches Verwaltungs-
blatt 23 Seite 694) die Grundbesitzstencrn nur dem
Eigentümer selbst znr Last fallen.

Neben § 10 wird die bisherige im Gcbäudestencr-
gcsctz H 19 Ziffer 5 enthaltene Bestimmung, daß die
Gebäudcsteuer zu erlassen ist, wenn ein Gebäude während
eines ganzen Jahres unbenutzt gebliebeu ist, billigcr-
weise aufrecht zu erhalten fein, weshalb einige Städte
(Aachen, Cöln) daneben die Bestimmung hinzugefügt
haben: „ I s t ein Gebäude während eines ganzen Jahres
gänzlich uubenutzt geblieben, so ist der auf dcu Bau-
wert entfallende Teil des Steuerbetragcs auf Antrag
so lange in Abgang zu stellen, bis die Bcnntzung
wieder eintritt."

Endlich erlaube ich mir, noch darauf hinzuweisen,
daß die Besteuerung nach dem gemeinen Wert bereits
in mehreren kleinen Monographien ausführlich behandelt
ist, die in den Buchhandel gebracht sind, von denen ich
nenne: A. Döring, die Gemeindcgrundsteucr nach dem
gemeinen Wert, Cöln 1900, zur Niedcn, die zweck-
mäßigere Ausgestaltung der Grund- nnd Gebäudesteucr,
Düsseldorf 1900, Neusen, die Besteuerung der Grund-
besitzer nach dem gemeinen Wert, Eöln.

Bürgermeister Stachowih-Thoru: Ich glaube wir
können dem Vorstande nur dankbar sein, daß er das
Thema auf die Tagesordnung gesetzt hat, denn wir
alle, die wir in der Verwaltung stehen, sind gezwungen
uns gerade mit diesem Thema eingehender zu beschäf-
tigen. Ich glaube, wir dürfen anch dem Referenten
Tank aussprechen sür seinen so überaus klarcu uud
gründlichen Vortrag, der wohl jedem, der sich mit
diesen Fragen noch nicht beschäftigt hat, eine Übersicht
über den Stoff gegeben nnd ihm die Überzeugung bei-
gebracht haben wird, daß hier die Arbeit der Kommuueu
wird einsetzen müssen. Als wir den außerordentlichen
Städtetag in Thorn im Jahre 1893 abhielten, um den
damals vorliegenden Entwurf des Kommnnalabgabcn-
gesetzes zn behandeln, da wnrde seitens der Referenten
Stadtkämmercr Ehlers nnd mir hervorgehoben, daß nach
diesem Entwürfe gerade auf die Realabgaben ein großer
Teil der kommunalen Besteuerung geworfen werden
sollte, daß die Realabgaben viel mehr als bisher als
Grundlage für die Kommunalbesteucrung gelten sollten
und daß alle die Bedenken, die sich schon früher gegen
die staatlichen Realstcuern geltend machten, um so be-
denklicher sein würden, wenn eben diese Steuern nun
zur Grundlage der erheblicheren Kommunalsteucrn ge-
nommen würden. Diese Bedenken sind tatsächlich sehr
wesentlicher und schwerwiegender Art. Herr Mitzlaff
wird Sie überzeugt haben, daß man über sie nicht
hinforttonnnen kann. Es fragt sich, wenn man sich den
Ausführungen des Herrn Mitzlaff anschließt: Wie kommt
es dann, das bisher die Kommunen in Anerkennung
dieser Bedenken nicht schon von der Bestimmung des
Kommunalabgabengcsetzes Gebrauch gemacht und eigene
besondere Grnnd- und Gebäudesteucru eingeführt haben?
Das wäre doch sehr naheliegend gewesen. Ja , meine
Herren, damals hatte man noch vielerlei Bedenken, wie
sich das Kommunalabgabengesetz überhaupt in der Praxis
stellen würde. Heute kann man wohl sagen, daß, Gott



sei Tank, diese Bedenken im Wesentlichen sich nicht er-
füllt haben. I m ganzen können wir heute sagen: Das
Kommnnalabgabengesetz hat sich bewährt, nnd wenn
man nicht gleich auf Grnnd dieses Gesetzes von feiten
der Kommnnc in eine neue Kommunalabgabengesetz-
gcbung hincimrctcn wollte, weil man erst Erfahrungen
fammeln wollte, fo fällt das jetzt weg. Nachdem wir
zehn Jahre lang gesehen haben, welche Resultate das
Kommunalabgabcngesctz für die Städte hatte, können
wir auf Grund dicfcs Gesetzes nnn auch mehr unsere
eigene Gesetzgebung einrichten. Grundlegend dafür, daß
wir noch keine befondcre Grund- uud Gebäudesteucr
eingeführt haben, war einmal die Abneigung der Bürger-
schaft gegen neue Steuerarten, dann auch die Be-
fürchtung, daß damit eine neue Belastung der Steuer-
zahler, besonders der Grundbesitzer eintreten würde.
Nuu haben sich aber die Verhältnisse geändert, wir
haben mehr Zulraueu zu dem Gesetz gefaßt, und es
ist auch das Gefühl stärker geworden, daß die bisherige
Bestcueruugs-Art uicht mehr ganz zutrifft.

Es ist nnn angeführt worden, daß die Wirkung
der Besteuerung nach dem gemeinen Wert, gegenüber
der bisherigen Besteuerung verschieden sein wird bei
großen und kleinen Grundstücken. Es ist aber wesentlich
namentlich anch die Wirkung der verschiedenartigen
Besteuerung bei Luxusbautcu. Wir müssen doch zu-
geben, daß gerade das letzte Jahrzehnt, vor allen
Tingcu in den großen Städten, aber auch in den
kleinen, immer mehr Luxusbauteu gezeitigt hat. Es
kaun eine schloßartige Vi l la mit einem Kostenanfwande
von 100 000 M . erbaut sein, und doch kann ihr
Nutzungswert sehr gering sein, vielleicht nur 1500 bis
2000 M . , weil der Luxus in der Art des Baues, in
der Verwendung des Materials liegt, die auf den
Mictswert nicht unbedingten Einfluß hat. Dem gegen-
über können andere 100 000 M . sehr gut mit einem
Nutznngswert von 5—6000 M . angelegt sein. Es
würde also der Besitzer des Luxusbaues erheblich ge-
ringer besteuert sein von seinen 1500 M. , als der-
jenige, der mit gleich hohem Kapital einen Nutz-
wert von 6000 M . erzielt.

Tann ist wesentlich, daß die Besteuerung nach dem
gemeinen Wert die Grundsteuer den Kommunen in höhcrem
Maße zur Verfügung stellen würde. Zwar ist ja die
Grundstencr für die Kommunen zumeist nicht sehr erheblich,
meist ist es gleichgültig, ob das Doppelte oder Dreisache her-
auskommt, immerhin wächst der Ertrag mit den Jahren.
Auch die kleinen Städte dehnen sich mehr aus, es zeigt
sich das Bedürfnis, Ländercicn um die Stadt anzu-
kaufen; es wird alfo der Eteuercffckt von Jahr zn
Jahr größer, und er ist es sicher in den letzten zehn
Jahren geworden. Ich meine also, die Sachlage ist
hcnte nicht mehr dieselbe, wie vor zehn Jahren. Wir
standen damals einem neuen Gesetz gegenüber und,
wir mußten erst abwarten, wie wir damit wirtschaften
würden. Heute kennen wir feine Ergebnisse, wir sehen
die tatsächlichen Änderungen der Verhältnisse in den
Ttädten, wie die Städte mehr mit luxeriösen Bauten
erfüllt worden sind, wie sie sich ausgedehnt haben,
wie der umliegende Grund und Boden größeren Wert

bekommen hat, — kurz, wcun wir vor zehn Jahren noch
nicht gezwungen waren zur Herstellung einer neuen
Steuerordnnng, so stehen wir heute vor der ziemlichen
Notwendigkeit, sie zu schaffen.

Daß da nur der gemeine Wert Platz greifen
darf, das, glaube ich, werden wir kaum bezweifeln.
Wollen wir die Reform nur nach dem Ertrage vor-
nehmen, so würden wir zwar eine verbesserte Auflage
des bisherigen Steuersystems bekommen, aber nicht
eine veränderte, nnd wir würden nicht das erreichen,
was wir erreichen müssen. Ich glaube, daß wir alle
hier weggehen können mit dem Gefühl, daß wir uns
werden daran machen müssen, um eine derartige neue
Stcucrordnuug ins Leben zn rufen. Es war mir neu,
daß fchon einige Städte in Wcstpreußen dabei sind.
Jedenfalls wird auch Thorn sich entschließen, nach
dieser Richtung vorzugehen.

Beigeordneter Dous-Marienwerdcr: MeineHcrren!
Wie sie von dem Herrn Berichterstatter gehört haben,
hat sich Marienwcrder auch mit Vorarbeiten für die
Einführung der gemeinen Wcrtsteucr beschäftigt. Die
Zahlen, die der Herr Berichterstatter gegeben hat, be-
treffen ja allein Tanzig, nnd es wird Ihnen vielleicht
interessant sein zu erfahren, wie sie sich für Marien-
werder stellen. Ich habe die Zusammenstellung (ver-
gleiche anliegende Nachweisung) nach etwas anderen
Gesichtspunkten gemacht als Herr Stadtrat Mitzlaff.
Ich habe sämtliche Verkäufe vom 1. Apri l 1901
bis 1. April 1903 Zusammengestellt nnd habe die
Kaufpreise verglichen mit den Steucru und dem
Nutzwert der Grundstücke. Maricnwerder hat 840
bebaute und unbebaute Grundstücke. Von diesen
sind in den zwei Jahren 119 in andere Hände über-
gegangen, also etwa der siebente Teil, und Zwar mit
einen: Werte von annähernd zwei Millionen M . Anch
unter diesen 119 Grundstücken befinden sich bebaute
und uubebaute. Wem: wir die gesamte Steuer von
diesen 119 Grundstücken zusammenrechnen (Spalte 9) und
200 "/y Zuschlag zur Grund- und Gebäudesteuer umrechnen
im Verhältnis zu dem Verkaufswert, so kommen wir
zu einer gemeinen Wertstcuer von 4 ^ pro Mil le
(Sp. 10). Es deckt sich das fast mit derselben Zahl, die der
Herr Berichterstatter aus der Probeveranlagung für
Danzig gewonnen hat. Ich habe auch den Kaufpreis
in Verhältnis gefetzt zum Gebäudesteuernutzungswert uud
zum Grundsteuerreinertrage (Sp. 12), wobei ich allerdings
den Grundsteucrreinertrag doppelt und den Gebäude-
stcucrnutzuugswert einfach angesetzt habe, und habe ge-
funden, daß bei sämtlichen Grundstücken der Kaufpreis
das 17,6 fache vom Nutzungswerte ausmacht. Bei
einzelnen Grundstücken variiert aber diese Differenz
vom 9 /̂2 fachen bis zum 570 fachen. (Heiterkeit).

Wenn wir bei Einführung der neuen Steuer ins-
gesamt auch nur den alten Steuerertrag erzielen wollen,
so ergibt es sich, daß von den 119 Grundstücken
69Grundstücke (Summet) mit über 72000 M . Gebäude-
steuernutzungswert und 900 M . Grundsteuerreinertrag um
durchschnittlich 20,3 "/<, durch die Steuer nach dem ge-
meinen Wert entlastet werden, und daß nur 50 Grund-
stücke (Summe V) mit weniger als dem halben Nutzungs-



werte um 47"/<> im Durchschnitt erhöht werden. Die größte
Ermäßigung ist, daß ein Grundstück in seiner Steucr-
leistung auf 32 "/y ermäßigt wird, daß es also, wenn
es jetzt 100 M . zahlte, in Znkunft nur 32 M . zu
zahlen hätte, und die größte Erhöhung ist, daß ein
Grundstück, das bei entsprechender Größe heute 100 M .
zu zahlen hätte, in Zukunft 2 700 M . Zahlen müßte.
(Bewegung).

Daß gerade die Wohnhäuser mit kleinen Woh-
nungen wesentlich durch die neue Steuer entlastet
werden, trifft für Marienwerder im großen und ganzen
nicht zu. Die Entlastung trifft dort fowohl Häuser
mit kleinen, als auch mit mittleren und mit großen Woh-
nungen. Es hat dort der Liebhabcrwert der Grund-
stücke einen ganz erheblichen Einfluß auf den Kaufpreis,
und es ist bei manchen Grundstücken tatsächlich nicht
zn verstehen, wie ein so großer Kaufpreis hat gezahlt
werden können. Merkwürdigerweise finden sich nnter
den Gruudstücken, die entlastet werden, auch solche, die
in der Zwangsversteigerung übergegangen sind uud sich
in sehr guter Geschäftslage befinden.

Einzelne Resultate möchte ich hier noch heraus-
greifen. Bei den wesentlichen Erhöhungen kommen vor
allem die Bauplätze in Betracht. Z. B. ein Platz (Nr. 116),
der zur Kleinbahn genommen und 7 ^ Morgen groß ist,
hat mehr als das 6 fache zu zahlen, zwei andere Bau-
plätze (Nr. 118) an ungepflasterter Straße hätten das
25^fachc zu zahlen, ein anderer Bauplatz (Nr. 119), der zur
Abrundung des Grundstücks gewonnen ist, das 27 fache
des bisherigen Betrages. Bei einigen Grundstücken,
die zu Warenhäusern bestimmt sind, würde ungefähr
das Doppelte des bisherigen Betrages herauskommen.
I m großen und ganzen treffen die Vorteile, welche die
Einführung der Besteuerung nach dem gemeinen Wert
an sich bietet, auch für Marienwcrder zu, uud was
für Marienwerder gilt, wird ja wohl auch für andere
Städte von gleicher Größe anzunehmen sein.

Stadtverordneter ßarow-Danzig: Herr Stadtrat
Mitzlaff beschäftigt sich mit dieser Frage schon seit zwei
Jahren und war deshalb auch in der Lage, Ihnen klar und
deutlich die Ergebnisse seiner Prüfung vorzutragen.
Gleichwohl möchte ich bezweifeln, ob fein Schluß, daß
die Veranlagung nach dem gemeinen Wert die beste sei,
zutreffend ist. Herr Stadtrat Mitzlaff sagt, es würden die
Grundstücke mit Gewerbebetrieb dadurch erheblich heran-
gezogen werden. Gerade hierin würde aber nach meiner
Auffassung eine ungeheure Ungerechtigkeit liegen. Bei
Einführung einer neuen Steuer ist es doch die erste
Aufgabe, sie so gerecht wie möglich zu verteilen. Dies
kann aber bei einer Einschätzung nach dem gemeinen
Wert unmöglich der Fal l sein, denn die Grundstücke
mit Gewerbebetrieb sind einmal schon belastet durch
die Gewerbesteuer und zweitens in vielen Städten
durch die ziemlich hohe Wohnungssteuer. Also es sind
bereits zwei Steuern vorhanden, die auf den gewerb-
lichen Grundstücken lasten; wenn nuu noch ein Zuschlag
nach dem gemeinen Wert hinzukäme, so wäre das doch
wohl etwas zuviel. Gewisse Grundstücke in Danzig,
z. B. in der Langgasse, werden sehr schlecht bei der
neuen Veranlagung wegkommen, denn sie sind im Wert

bedeutend gestiegen; trotzdem aber haben die Gewerbe-
treibenden darin mit erheblichen Schwierigkeiten zu
kämpfen. Der eigentliche Zweck der Reform foll doch
nur der fein, die Konjunkturgewinne treffen zn können.
Man hat gesehen, welche großen Gewinne das Unter-
nehmertum durch deu Ankanf von Ländercicn, die
nachher als Bauplätze verkauft wurden, eingeheimst Hai:
und dies hat wohl die Städte in hervorragendem
Maße veranlaßt, sich zn fragen, ob man diefc Lcntc
nicht stärker steuerlich heranziehen kann. Diese wil l
man treffen, aber man trifft dnrch die Einführung der
Steuer nach dem gemeinen Wert viele andere zugleich
mit, man trifft in fchr erheblichen Maße eigentlich die
Unschuldigen. Das müßte vermieden werden, und es
läßt sich vermeiden, wenn man einen anderen Weg
beschreibt, wenn man einfach die fogcnanntc K o n -
j u n k t u r steuer einführt. Sie werden vielleicht die Schrift
des Di-. Pabst-Berlin gelesen haben. Darin ist ziem-
lich klar ausgeführt, daß man sehr wohl eine Kon-
juukturstcuer einführen könne, daß man deu Kaufwcrt des
Grundstückes in Ansatz bringen und, wenn das Grund-
stück nach einer Reihe von Jahren verkauft wird, vou
dem Reingewinn den der Verkäufer erzielt, eine Kon-
junktursteuer von 20 "/u erheben könne. Das würde
sicherlich einen erheblich größeren Betrag ergeben, als
wie er hier durch die Einschätzuug nach dem gemeinen
Wert erzielt werden würde. Wenn jemand ein Grund-
stück für 100000 M . kauft und es nach Jahren für
200000 M . wiederverkauft (Zuruf: Das kommt ja kaum
vor). — es kommt vor, es ist Tatsache, — so würde
dadurch eine Summe von 20000 M . vermittels der
Konjunkturstener erzielt werden, und das würde anch
ganz gerecht sein; anders liegt die Sache aber, wenn
jemand heute eiucn größeren Grundbesitz hat, der mit
100000 M . bewertet wird, der ihm aber nichts ein-
bringt, und er soll nun vier pro Mil le das sind 400 M .
pro Jahr noch dazu Zahlen. Der Mann sitzt schon jetzt
unglücklich mit dem Grundstück fest, er kann es nicht
los werden, nnd nun soll er doppelt gestraft werden, er
foll zu dem Zinsverlust, dcu er ohnehin alljährlich hat,
noch 400 M . drauflegen.

Noch einen weiteren Nachteil würde diefc Steuer
nach dem gemeinen Wert zeitigen. I n einer Stadt,
die eng bebaut ist, ist man sehr froh, wenn man ein-
mal ein Grundstück mit einem Garten sieht, denn die
Gärten geben Licht und Luft, uud kommen nicht nur
dem Besitzer des Grundstückes, sondern auch den Um-
licgcrn zu Gute. Wenn man nun die Besteuerung
nach dem gemeinen Wert einführt, dann wird der Mann
nichts Schleunigeres zu tun haben, als den Garten
mit zu bebauen, um das Grundstück besser auszunutzen.
Er hat ohnehin für den Garten erhebliche Kosten, und
er wird nicht dafür auch noch Steuern zahlen wollen.
Man sollte es sich daher sehr überlegen, ob mau wirklich
diese Besteueruug nach dem gemeinen Wert einführen
w i l l ; ich halte die Einschätzung nach dem Ertrage, wenn
sie alle drei Jahre erfolgt für besser.

Nnn sagtHerrStadtratMitzlaff, dieSteuer nach dem
gemeinen Wert habe ganz gut genützt, wo sie eingeführt
sei. Ja. Herr Mitzlaff hat seine Auskunft von der



Behörde. Der Magistrat als solcher wird dieses System
immer als das bequemere empfehlen, das werden aber
nicht die Steuerzahler tun. Wir schöpfen unsere Aus-
kunft ans einer anderen Qncllc, wir haben sie von
den Grundbesitzcrvcrcinen (Heiterkeit) und diese haben
sich einstimmig ablehnend gegen das neue System aus-
gesprochen. Herr Stadtrat Mitzlaff sagt weiter, die Zahl der
Reklamationen sei bei der Besteuerung nach dem gemeinen
Wert viel geringer, als gegen die Einkommensteuer-
vcranlagnng. Das ist doch garnicht verwunderlich;
von der Stcncr nach dem gemeinen Wert werden doch
anch verhältnismäßig viel weniger Lente getroffen.
Ich behaupte, daß unter den 5000 Zensiten, von denen
er spricht, vielleicht nur 600 von dieser Steuer ge-
troffen werden, nnd wenn von diesen die Hälfte reklamiert
dann sind dies nicht 7 sondern 50 "/̂ .

Nun meine Herren, man kann eine Sache so
und so beleuchten; jedenfalls möchte ich sie dringend
bitten, erst noch einmal sorgfältig Zu prüfen, welche
von den beiden Steuern wirklich die gerechtere ist, die
Ertragssteucr oder die nach dem gemeinen Wert.
(Beifall).

Stcllv. Stadtverordnetenvorsteher Dr. Schrock-
Maricnwcrder: Meine Herren! Wenn ich als Zweiter
Vertreter von Maricnwcrdcr in der Sache das Wort
ergreife, so bitte ich nm Nachsicht. Es geschieht des-
halb, weil wir uns, wie Sie gehört haben, mit den
Vorarbeiten für diese Stcncr bereits beschäftigt haben,
und weil ich von mir sagen kann, daß ich der An-
regung des Herrn Dons am lebhaftesten gefolgt bin
nnd ihr mit am meisten Anerkennung zu verschaffen
gesucht habe. Ich glaube, den Momenten, die für
diese Stener sprechen, steht auf der anderen Seite wohl
nur die Schwierigkeit gegenüber, ans einem bestehenden
System, bei welchem jeder weiß, was er zn tragen hat,
sei es viel oder wenig, herauszukommen in ein anderes
System, von dem regelmäßig die große Mehrzahl denkt:
Es soll eine neue Steuer gcbeu. Von den sozial-
politischen , steucrtcchnischen Verwaltungsgrundsätzcn
und Gesichtspunkten, die dem Gedanken der Reform
zu Grnnde liegen, hat das Gros unserer Mitbürger,
so hoch ich sie schätze, keine Vorstellung, sondern es
prüft jeder: Kann dich die nene Stener nicht höher
treffen, als die bisherige? M i t diesem Gruudzuge in
der Stimmnng unserer Städter haben wir zu rechnen,
und ich gebe dem letzten Herrn Vorredner nach der
Richtung recht, daß man mit großer Vorsicht zu ver-
fahren hat, weil man zu kämpfeu hat nicht allein niit
berechtigter Gegnerschaft, sondern auch mit der Kraft
der Trägheit nnd Gewohnheit. Ich glaube indessen,
an den meisten Stellen muß sich doch diese Kraft der
Trägheit und Gewohnheit bei richtigem Anfafscn über-
winden lassen. Ich glaube nicht an eine mechanische
Gerechtigkeit, die in dem Falle gleichmäßig den
einzelnen trifft; eine Steuer, die so beschaffen ist, läßt
sich überhaupt nicht finden, aber eine richtig bemessene
Steuer muß doch so sein, daß sie wenigstens in der
Mehrzahl der Regelfälle gerecht und billig im Ver-
hältnis von Leistung und Gegenleistung ist. Ich meine
aber, es kann gar keinem Zweifel unterliegen, daß die

Besteuerung nach dem gemeinen Wert in weitaus
höherem Grade als die bisherige Besteuerung und auch
als die Ertragsbestcucrung mit kurzer Veranlagungs-
zeit, dem Interesse der Billigkeit nnd Gerechtigkeit ent-
spricht. Was der letzte Herr Vorredner vorbrachte,
das waren doch nur Ausnahmefälle, die nicht darauf
angesprochen werden können, als Grundlage für eine
generelle Regelung zu dienen. Ist das wirklich ein
unglücklicher Spekulant, der eine Parzelle im Wenc
von 100000 M . hat, nnd von dem der Vorredner
sagt, daß er sie nicht los werden kann und nun noch
400 Mk. Steuern drauf zahlen soll? Das Leben und
die Erfahrung lehrt uns doch etwas anderes. Das
ist zu Neunzehnteln nicht der unglückliche Mann, der
mit der Parzelle festsitzt, sondern es ist gerade die
stärkste Hand, in der die Parzelle sich befindet, und die
sie festhält, bis sie 10 mal soviel wert ist, wie hentc.
Das ist der Regelfall, und den wollen wir treffen,
denn er wird heute durch nichts weiteres getroffen, als
durch die paar Pfennige Zuschlag zur Grundsteuer,
die ein versteinertes nnd verknöchertes Gebilde darstellt
und zur Grundlage einer zweckmäßigen Bestenerung
in keiner Weise geeignet ist.

Nun haben wir ja aber alle Grundlagen, um
mit Leichtigkeit diese neue Veraulaguug nach dem ge-
meinen Wert einzuführen. Man kann sie aufbauen
in ganz einfacher Anlehnung an die Ergänzungssteucr.
Den: Bedürfnis der individuellen Gerechtigkeit im
einzelnen Falle wird immer noch nachträglich ent-
sprochen werden können; jedenfalls aber haben wir es
in der Hauptfache mit ganz einfachen Verhältnissen zn
tnn. Wir erhalten durch die Einführung der Steuer
nach dem gemeinen Wert eine elastische Grundlage, die
jeder Wertändernng gerecht wird. Gegen die Konjunktur-
steucr — ich kenne das vom Herrn Vorredner an-
geführte Buch nicht — habe ich das Bedenken, daß
sie keine hinreichend gleichmäßige Steuerquelle sein
würde; im übrigen wird es auf dasselbe hinauskommen,
ob jemand nach dem Konjnnktnrgewinn besteuert wird,
oder nach dem Wert, den eine Parzelle in steigender
Weise hat. Ich meine also, wenn die Gesichtspunkte
der Billigkeit nnd Gerechtigkeit nach Maßgabe von
Leistung und Gegenleistung für diefe neue Steuer
sprechen, dann werden auch die Schwierigkeiten nicht
so groß sein, daß man vor ihrer Einführung zurück-
zuschrecken braucht.

Die Überwindung der Besorgniß vor höherer Be-
lastung kommt für die meisten kleinen Städte nicht sehr
in Betracht. Man kann den Lenten sagen: Wir haben
20()"/o Zuschlag, und es handelt sich nicht darum,
mehr aus euch herauszuholen, sondern nur die Steuer
gerechter zu verteilen. Wir haben in Marienwerdcr
^ ^ Vo Zuschlag, und es giebt ja leider wenige Städte
bei uns, die weniger haben. Da kann von einem
Mehrherausholen nicht mehr die Rede sein, sondern
nur von einer gerechteren Verteilung von den
schwächeren Schultern auf die stärkeren, die ein Mehr
sehr wohl tragen können.

Dann möchte ich noch einen Punkt berühren, der
wohl das Hauptbedenken sein wird. Herr Stadtrat
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Mitzlaff ging mit einer gewissen Selbstverständlichkeit
darüber hin, daß eine besondere Veranlassung, ge-
werbliche Räume weniger zu fassen als Wohnräume,
nicht bestehe. Das ist mir in dieser Allgemeinheit doch
sehr zweifelhaft. Ich bin selbst kein Gewcrbsmann, und ich
meine daher eine gerechte Empfindung dafür zn haben, daß
die Klagen der Gewerbetreibenden, die doch die Haupt-
träger unserer Steuerlasten sind, über mehrfache Bc-
stenerung doch eine gewisse Grundlage haben. Bei
der Beantwortung der Frage, ob man die gewerblichen
Ränme in gleicher Weise wie die Wohnräume heran-
ziehen soll, mnß man also sehr vorsichtig sein. Ich
möchte, sofern das in die Hand genommen wird, bitten,
auch hier wieder den Gesichtspunkt der Gerechtigkeit
in den Vordergrund Zu stellen. Wenn hcnte am besten
Punkte der Stadt eiu Haus eingerichtet wird znm
Warenhanse, das seine Räume im Keller uud in allen
drei Stockwerken hat, das mit Anfzug und allen
modernen Errungenschaften eingerichtet ist, so arbeitet
ein solches Hans nach bekannten Erfahrnngcn im Ver-
hältnis mit geringeren Mietsspcsen als der kleine Laden
im Nachbarhause. Wenn mm auch hier die gewerblichen
Räume nnr zur Hälfte besteuert wcrdcu, so verviel-
fachen sie den Vorrang, den der große weitsichtige
kapitalkräftige Kaufmann ohnehin hat durch die Art
seines Großbetriebes, den vervielfachen sie noch dadurch,
daß er auch für das ganze Hans nnr halbe Realstcuer-
zuschläge Zu zahlen braucht. Das ist vor Allem un-
berechtigt und unwirtschaftlich nnd entspricht nicht dem
Verhältnis von Leistung und Gegenleistung, und das
ist ein schlagenderes Beispiel, als wenn gesagt wird,
daß in der Langgasse bei einzelnen Gewerbetreibenden
trotz der Werterhöhung ihrer Grundstücke doch schwierige
Verhältnisse bestehen. Wenn Häuser wertvoller geworden
sind, und sie nach ihrem vollen Wert getroffen werden,
fo werden sie nur gerecht und billig getroffen. Die
Hausbesitzervereine — ich weiß nicht, ob Herr Karow auch
Mitglied ist — (Zurufe: Jawohl! Natürlich!) sind doch
leicht geneigt, die Gesamtheit der Aufgaben und Lasten
der Gemeinde ein klein wenig zn sehr vom Stand-
punkte des besitzenden Hauseigentümers aus zu be-
trachten. Wir sind doch hier teilweise dazu da, auch
dagegen ein gewisses Gegengewicht zn schaffen. Ich
bin anch Hausbesitzer, wenn auch nicht Mitglied eines
Hausbesitzervereins und ich glaube, die Hausbesitzer-
vereine werden, wenn sie der Sache näher treten,
erkennen, daß ihnen kein Unrecht geschehen soll, daß
nicht die Hausbesitzer als solche stärker herangezogen
werden sollen, sondern daß auch unter den Hausbesitzern
der schwächere und kleinere weniger tragen soll, so viel
wie er tragen kann, und daß der Stärkere mehr tragen
soll, wie er mehr tragen kann. Das soll unser Ziel
sein in der Verteilung städtischer Lasten, und deshalb
bitte ich Sie, den Vorschlägen des Herrn Stadtrat Mitzlaff
auch für kleinere Städte zuzustimmen. (Beifall).

Vorsitzender: Ein paar Worte! Wenn Sie die
Tagesordnung umdrehen, fo finden Sie, daß für heute
Schluß der Sitzung um spätestens 2 Uhr vorgesehen
ist. Nun bin ich von vielen Seiten darum angegangen,
doch dahin zu wirken, daß wir hcnte überhaupt fertig

werdeu. Das wäre nicht ausgeschlossen, denn Nr. 8
fällt weg, und wir würden, fobald wir mit diesem
Gegenstande fertig sind, nnr einige kleine Sachen noch
zu erledigen habeu. Die jetzige Debatte hat mir den
Eindruck gemacht: Wir bewegen uus auf dem Gebiete
der Konjektur, wir behandeln ein Thema, dessen Be-
sprechungen, wenn jeder seinem Gefühl nachgibt, sich bis
ins Unendliche ausdehnen kann. Wir würden, wie
man zu sagen pflegt, ins Uferlose kommen. Ich möchte
daher diejenigen, die noch zu sprechen Neigung haben,
bitten, wenn es 'geht, diese Neignng Zu unterdrücken,
wenn es nicht geht, sich aber möglichst knrz zu fassen.
Es ist Brauch gewesen, daß man in solchen Fällen
eine Redezeit festsetzt, ich würde vorschlagen, daß jeder
nnr noch 5 Minuten reden darf. (Znstimmung). Ich
sehe, daß Sie damit einverstanden sind, aber wie gesagt,
ich möchte bitten wenn es geht, den Rededrang über-
haupt einzudämmen.

Stadtrat Di-. Deichen - Graudenz: Ich überlege
eben, ob ich meine Wortmeldung zurückziehen soll; aber
wenn ich mich knrz fasfc, werden Sie wohl auch ohne
dies mit mir zufrieden sein. Sie haben gehört, daß
auch Graudcnz Erhcbuugen angestellt hat, und da
möchte ich betonen, daß es nicht die vom Referenten
besprochenen Mängel gewesen sind, die Mängel der
Gebäudestencr, die nns zu diesen Erhebungen geführt
haben. So kraß, wie in großen Städten, treten bei.
nns die Mängel der Gebäudesteuer nicht hervor; und
gerade die Leichtigkeit der Veranlagnng könnte für nns
vielleicht maßgebend sein, sie noch beizubehalten. Bei
uns war hauptsächlich entscheidend die Gerechtigkeit
gegenüber den Gebäudcbesitzern. Bei nns haben sich
die Reallasten kolossal gesteigert, und es war keiner
von uns darüber im Zweifel, daß die Hausbesitzer,
uameutlich die kleinen Besitzer von Arbeiterwohnhäusern,
nicht mehr wissen, wie sie die immerfort gesteigerten
Zuschläge hcrauswirtschaften sollen. Ans diesen Er-
wägungen heraus sind wir zu jenen Erhebungen gekommen.
Wir wollen im Interesse der Gerechtigkeit eine Ent-
lastung der Gcbäudesteuer herbeiführen, und zur Er-
reichung dieses Zieles ist gerade die Grundwertsteuer
angetan. Herr Mitzlaff sagte, es würde bei den herr-
schaftlichen Wohnungen eine Entlastung von 9 "/o, bei
den mittleren Wohnuugen eine solche von 12 "/<> nnd
bei den Arbeiterwohnungen eine Entlastung von 23 "/̂
eintreten. Das würde also heißen, daß bei 200"/<>
Realsteuer 18 bezw. 24 bezw. 46 "/<, weniger erhoben
werden. Das ist doch immerhin ein Punkt, der die Über-
legung naheführt, ob man nicht eine solche Grundwert-
steuer einführen sollte. Je kleiner die Stadt, desto
größer sollte eigentlich der Wunsch sein, diese Steuer
zu besitzen. I n der Großstadt ist der Bodenpreis
schon so erheblich gestiegen, daß das Fett bereits ab-
geschöpft ist, also eine Steigerung des Grundwertes
in so hohem Maße nicht mehr anzunehmen ist. M a n
sollte deshalb mit der Einführung dieser Steuer
am ehesten gerade dort anfangen, wo die Boden-
preise noch niedrig sind, wo der Boden noch nicht
Handelsware geworden ist, wie in der Großstadt.
Man sollte also den Besitzer fassen, der den Boden
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noch als Ackerland erwürben oder ererbt hat und ihn
noch lange liegen lasseil kann und wil l .

Vorsitzender: Es hat sich niemand mehr zum Wort
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Herr Karow hat das Wort zu einer persönlichen
Bemerkung.

Stadtverordneter ßarow-Danzig. Ich habe nicht
gesagt: unglücklicher Spekulant, sondern unglücklicher
Besitzer. Man kann ein unglücklicher Besitzer sein,
ohne ein unglücklicher Spekulant zu sein. Dann hat
Herr Dr. Schrock mir vorgeworfen, daß ich die Haus-
und Grnndbesitzervereine gewissermaßen vertrete. Da-
gegen verwahre ich mich entschieden. Ich vertrete die
Interessen der städtischen Verwaltuug ebenso sehr wie
jeder andere. (Zuruf des Herrn Dr. Schrock: Ich
glaube das nicht gesagt zu haben).

Zerichterftntter, Stadtrat Witzlaff-Danzig (Schluß-
wort): Ich möchte nur noch bemerken, daß meine
Ausführungen im Einvernehmen mit dem Herrn Vor-
referenten ausklingcn sollten in eine Anzahl von Thesen,
welche nicht Gegenstand der Beschlußfassung seil:, sondern
nnr ein Rcsums uuscrcr Ausführungen bieten sollten.

Diese gemeinsam aufgestellten Thesen lantcn
folgendermaßen:

I . Die staatliche G e b ä n d esteucr ist als städtische
Steuer nicht einwandfrei, weil

a) bei der Zugrundelegung des Brnttonutzungs-
werts die bei den verschiedenen Arten von
Gebäuden vorhandene Verschiedenheit in
der Höhe der Vcrwaltungskosten (für I n -
standhaltung, Mietsausfällc usw.) nicht
berücksichtigt wird, und deshalb insbe-
sondere die Häuser mit kleinen (Arbeiter-)
Wohnungen im Verhältnis zu hoch be-
steuert werden, ferner

d) die bevorzugte Behandlung der gewerblich
benutzten Gebäude der Begründung entbehrt,
und

o) bei einer 15jährigcn Veranlagnngspcriode
die Wert- und Nntzungsändcruugen im
städtischcu Grundbesitz nicht genügend be-
rücksichtigt werden.

I I . Noch weniger bietet die staatliche Grundsteuer unter
städtischen Verhältnissen eine geeignete Grundlage
für eine kommunale Besteuerung, weil dieselbe

g,) unverändert nach der zu Anfang der 1860er
Jahre bestehenden Grundstücksbenutzung ver-
anlagt ist,

d) auch bei nicht landwirtschaftlich, insbe-
sondere zu Lagerplätzen, benutzten Grund-
stücken lediglich der landwirtschaftliche Rein-
ertrag der Besteuerung zugrunde gelegt
wird,

o) die durch die Konjunktur geschaffenen Wert-
steigcrungen im Grundbesitz durch die Steuer
nicht getroffen werden.

I I I . Die genannten Mängel der staatlichen Grund-
und Gebäudesteuer treten in den größeren Städten

in größeren: Umfange hervor, in derselben Art —
nur in kleinerem Umfange — aber auch in den
kleineren Städten.

I V . Als beste und einfachste Besteuerungsform, durch
welche diefc Mängel beseitigt werden, empfiehlt
sich, auch in den kleineren Städten, die Besteuerung
nach dem gemeinen Wert.
Auf die Ausführungen der einzelnen Redner

einzugehen, glaube ich keine Veranlassung mehr zu
haben. Ich wollte eigentlich Herrn Karow erwidern,
aber durch die Rede des Herrn Dr. Schrock bin ich
der Erwideruug euthoben. Ich schließe mich seinen
Ausführungen im ganzen au.

Vorsitzender: Sie haben gehört, daß es sich nicht
um einen Antrag handelt, sondern nm eine Mitteilung
von Thesen, über welche abzustimmen nicht nötig ist.
Wünscht noch jemand das Wort? Das ist nicht der Fal l ,
ich werde annehmen, daß die Versammlung dem Herrn
Referenten zustimmt, indem sie anerkennt daß die
Thesen im höchsten G r a d e e r w ä g e n s w e r t
sind. (Zustimmung).

Punkt 5 wäre damit erledigt.

Was Punkt 8 anbelangt, betreffend die

Begründung eines Mihegeljaltskassenverliandes,

so ist der Berichterstatter Herr Bürgermeister M ü l l e r ,
wie Ihnen bekannt, nicht anwesend. Ich bin aber in
der Lage, Ihnen folgendes Schreiben des Herrn Müller
zn verlesen:

„Wegen Überhäufuug mit anderen Arbeiten und
dauerudcr Krankheit bin ich nicht in der Lage
gcwcfen, die Angelegenheit wegen der Ruhe-
gchaltskasse weiter zu bearbeiten nnd auch vor»
aussichtlich in nächster Zeit nicht dazu im Stande.
Ich lege deshalb mein Amt als Mitglied der mit
Bearbeitung der Sache betrantcn Kommission
nieder und ziehe gleichzeitig den von mir seiner
Zeit gestellten Antrag auf Errichtung der Ruhe-
gehaltskasse hiermit zurück, hoffe aber, daß er
vou anderer Seite wird aufgenommen werden.
Dem Städtetage wünsche ich einen gedeihlichen
Verlauf." (Beifaly.

Wi l l sofort einer der anwesenden Herren die
Sache wieder aufnehmen? — Das ist, wie ich kon-
statiere, nicht der Fall. Damit wäre Punkt 8 einst-
weilen erledigt.

Dann käme noch die

Anregung des Ae r rn Fandrates desAreises Kerent :
Die Merhandlungen des weftpreußischen Städtetages
künf t ig den Fandräten resp. Areisausschüffen der
Prov inz Mestpreußen regelmäßig zugehen zu lassen.

Der Herr Landrat hat ein Schreiben an mich
gerichtet in dieser Sache und ich habe es gestern im
Vorstande zur Sprache gebracht. Es handelt sich da
um ein Ersuchen, dem meines Erachtens nur Folge
geleistet werden kann. Die in Betracht kommende Zahl
von Druckexemplaren ist ja nicht sehr groß. Wenn
kein Widerspruch erfolgt, nehme ich an, daß die Ver-



sammlung damit einverstanden ist, daß diesem Ersuchen
.entsprochen wird. Ich stelle ihr Einverständnis fest.

Für Pnnkt 10:

Offerte der Schweizerischen Mnfallversicherungs-
Mtien-Gesellschaft M in te r thu r über Gemeinde-

ijaftpffichtversicherung
ist ein Referent nicht gestellt worden. Ich habe das
Anschreiben mit dem Prospekt ja hierher gelegt, so-
daß da anch nichts weiter zn veranlassen ist.

Sind zu Punkt 11 noch irgend welche

Mi t te i l ungen
zu machen?

Bürgermeister Kude-Löbau: Wenn ich Sie auf
etwas aufmerksam mache, so geschieht es im Interesse
der kleinen Städte. Der Herr Regierungspräsident von
Marienwerder hat eine landespolizeiliche Anordnung be-
züglich der Überwachung der Schweincmärkte erlassen.
Diese Anordnung geht dahin, daß auch die wöchentlichen
Schwcincmärkte nur vou beamteten Tierärzten über-
wacht werden sollen. Das hat in unsere Finanz-
verhältnisse erhebliche Löcher gerissen. Für diejenigen
Städte, die einen Kreistierarzt am Orte wohnen haben,
war die Sache nicht schlimm, für diejenigen Städte
aber, die einen beamteten Tierarzt nicht am Orte
haben, war sie recht kostspielig. Von Löbau hat der
Krcistierarzt nicht weniger als 1000.M. als Pausch-
quantum verlangt, von Bischofswerder fogar angeblich
1700 M . für die wöchentliche Überwachung der Schweinc-
märktc, und von Freystadt 750 M . Ich glaube, das sind
Summen, die vielen Städten die Schweinemärkte gar-
nicht einbringen. Bei uns mag es ja der Fall sein,
bei vielen anderen aber ist es sicher nicht der Fall.
Da werden die Märkte nnr zu dem Zwecke abgehalten,
daß überhaupt noch einmal Leute nach der Stadt
kommen. Angesichts dieser Tatsachen, und wenn Sie
bedenken, welch großer Betrag eine Summe von
1000 M . für eine kleine Stadtgemeinde ist, habe
ich mich an den Herrn Regierungspräsidenten von
Marienwerder mit der Bitte gewandt, es auch uns zu
gestatten, daß der Schlachthoftierarzt die Überwachung
übernimmt, wie es in vielen anderen Städten geschehe.
Ich habe daraufhin den Bescheid erhalten, das ginge
nicht, daß sei nur dann gestattet, wenn der beamtete
Tierarzt verhindert sei. Die Überwachung durch
den Schlachthaustierarzt ist in Riesenburg zugelassen
worden, weil der K^reistierarzt am selben Tage
in Eylau die Überwachung hat. Die Folge da-
von ist, daß die Ausgaben in der einen Stadt nur
300 M . betragen, während sie sich in der anderen
vielleicht ans 900 M . belaufen. Ich habe mich dann
weiter an den Herrn Regierungspräsidenten gewandt,
er möchte es dann doch wenigstens in die Hand nehmen,
daß die Kosten für diejenigen Reisen, die der Kreis-
ncrarzt an dem Markttage zugleich in: dienstlichen
Interesse ausführt vom Staate "getragen werden. Der
Herr Regierungspräsident hat mir hierauf einen Be-
scheid zugehen lassen, nach welchem es so anssicht, als
ob der Kreistierarzt von der Kommune nur diejenigen
Kosten liquidieren soll, die er vom Staate nicht erstattet

erhält, aber genau läßt sich das aus dem Bescheide
nicht ersehen.

Ich möchte nnn um Auskunft bitten, ob nicht
seitens des Städtctagcs etwas geschehen könnte,
eine Mildcrnng der bestehenden Bestimmungcu herbei-
zuführen, um den Herrn Regierungspräsidenten zu be-
wegen, etwas nachzugeben und denjenigen Städten, die
einen Tierarzt am Orte haben die Überwachung der
Schweinemärttc durch diesen Tierarzt zu gestatten.

Vorsitzender: Sie bringen nns da in eine schlimme
Lage. Die Versammlung wird kanm einen Antrag
in dieser Sache annehmen können, da sie nicht auf der
Tagesordnung steht. Ich frage die Vcrsammlnng, ob
sie diesen Gegenstand als dringlich ansieht. Ich bitte
diejenigen Herren, die dafür sind, die Hand zu erheben.
Das sind 26. Ich bitte um die Gegenprobe. Das
sind 30. Die Dringlichkeit ist abgelehnt. (Große
Unruhe, Zuruf: Das ist aber sehr bedauerlich. Wort-
meldungen). Daran ist nun nach der Abstimmung
nichts mehr zu ändern; ich kann infolgedessen anch das
Wort nicht mehr in der Sache erteilen. Ich würde
Herrn Bürgermeister Kude bitten, die Sache auf die
Tagesordnung des nächsten Städtetages zu bringen.
Ich werde sie dem Vorsitzenden, den wir heute wählen,
mitteilen.

Wir kommen zur

Korstandswalj l .

Wie sie wissen, fehlt unserm Vorstande znr Zeit
der Vorsitzende. Ich meine, es ist wohl selbstverständlich,
daß wir wieder den Ersten Bürgermeister von Danzig
dazu wählen. (Allseitige Zustimmung). Da I h r Ein-
verständnis ein allgemeines zn sein scheint, nehme ich
an, daß Herr Ehlers zum Vorsitzcudeu gewählt ist.

Bürgermeister Stnchowitz - Thorn: I m übrigen
würde ich vorschlagen Wiederwahl eintreten zu lassen,
bis auf Herrn Bürgermeister Würtz, der ja leider
sein Amt als Bürgermeister demnächst niederlegt und
somit ausscheiden würde. Ich möchte Ihnen empfehlen,
an seiner Stelle unfern Ersten Bürgermeister Herrn
Dr. Kersten-Thorn zu wählen.

Vorsitzender: Sie haben gehört, daß Wiederwahl
vorgeschlagen ist und daß weiter vorgeschlagen ist, für
Herrn Würtz, dem ich für seine rege Anteilnahme nnd
sein großes Interesse für die Sache der Wcstprcußischen
Städte speziellen Dank ausspreche, Herrn Dr. Kersten -
Thorn zn wählen. Wenn kein Widerspruch erfolgt,
nehme ich an, daß Sie dem Antrage des Hern:
Stach owitz zustimmen.

Der Vorstand würde demnach bestehen aus:
Erster Bürgermeister Ehlers - Danzig,
Stadtverodnctenvorsteher Wehrlcin - Graudenz,
Stadtverorncter Wünsterberg - Tanzig,
Oberbürgermeister W i t t - Elbing,
Erster Bürgermeister Dr. Kersten-Thorn,
Bürgermeister Hartwig - Culmsee,
Bürgermeister Müller-Dt. Krone.

Es erfolgt kein Widerspruch. Der Vorstand ist
in dieser Zusammensetzung gewählt worden.



Wir würden nunmehr zur
Beschlußfassung über O t t und Ze i t des

dreizehnten Städtetages
kommen.

Sind hierzu Vorschläge zu macheu? Das geschieht
nicht, wir würden dann wohl wieder in die alte
Reihenfolge eintreten, und soviel ich mich erinnere,
würde Danzig daran sein. (Zuruf: Überlassen wir
das doch dem Vorstande). Erhebt sich gegen diesen
Vorschlag ein Widerspruch? Das ist nicht der Fall.
Dann wird es also Sache des Vorstandes sein, Ihnen
mitzuteilen, wo und wann der nächstjährige Städtetag
stattfindet.

Die Tagesordnung ist erschöpft.
Bürgermeister Stachonntz-Thorn: Ehe der Vor-

sitzende die Verhandlungen schließt, möchte ich Sie

bitten, unsenn gemeinsamen Gefühl des Dankes gegen-
über dem Vorstande Ausdruck zu geben, dafür, daß
er so sorgfältig gearbeitet und eine so reiche Tages-
ordnung geschaffen hat. Wir wollen insbesondere diesen
Dank noch Herrn Stadtvcrordnetenvorsteher Mehrlein
für die umsichtige Leitung der Verhandlungen aus-
sprechen. Ich bitte Sie, sich zum Zeichen dieses ^Dankes
von den Plätzen zu erheben. (Geschieht).

Vorsitzender: Meine Herren! Ich danke Ihnen
für die Nachsicht die Sie mit mir geübt haben.

Ich schließe hiermit den zwölften westpreußischen
Städtetag und bitte Sie, nuu freundlichst teilzunehmen
an allem, was Ihnen die Stadt Zoppot heute und
morgen bietet.

Schluß 2V4 Uhr.



IV. Anlage zu j^unkt 5 der Tagesordnung.

Wusterordnung.
Krundsteuerordnung der Gemeinde ^s.

Als amtliches Muster mitgeteilt M B . 1899 S . 160; P V B . X X I S. 47.

Auf Gruud des Beschlusses der Stadtverordueten-Verfammlung (Gemeiudcvertrctung) vom
wird gemäß den W 23, 25, 27 des Kommunalabgabengesctzes vom 14. Ju l i 1893 (G. 3 . S . 152) für die
Gemeinde . . . . . . . . folgende Grundsteuerordnung erlassen:

Von allen im Stadt-(Gemeinde-)bezirkc belcgencn bebauten und unbebauten Grundstücke», soweit
ihnen nicht nach § 24 des Kommunalabgabcngesetzcs vom 14. I n l i 1893 Befreiung von der Gemeindesteuer
vom Grundbesitz zusteht, wird eine Gcmeindegrnndstcucr nach den Bestimmungen dieser Steuerordnung
erhoben.

§ 2.
Der Besteuerung wird der gemeine Wert der steuerpflichtigen Grundstücke zu Grunde gelegt.
Die Grundsteuer wird nach einem für jedes Steuerjahr durch Gemcindebeschlnß festzustellenden und

in ortsüblicher Weife bekannt zu machenden Satze von jedem Tausend Mark des gemeinen Wertes der
einzelnen Grundstücke erhoben.

8 3.
Der gemeine Wert kommt für die Besteucrnng nur mit drei Vierteln (der Hälfte) zur Anrechnung

bei Gebäuden
1. der Aktiengesellschaften, Genossenschaften uud Gesellschaften mit beschränkter Haftnng, deren dnrch

Statut bestimmter Zweck ausschließlich darauf gerichtet ist, uu b e m i t t e l t e n Familien gesunde
und zweckmäßig eingerichtete Wohnungen in eigens erbauten oder angetansten Häufern zu billigen
Preisen zu verschaffen, nnd deren Statut die an die Gesellschafter zu verteilende Dividende anf
höchstens vier Prozent ihrer Anteile beschränkt, auch den Gesellschaftern für den Fal l der Anf-
lösung der Gesellschaft nicht mehr als den Nennwert ihrer Anteile zusichert, den etwaigen Rest
des Gesellschaftsvermögens aber für gemeinnützige Zwecke bestimmt;

2. der Arbeiter, Handwerker oder diesen wirtschaftlich gleichzustellender Pcrsoucu, wenn die Gcbändc
dazu bestimmt sind, von ihnen ausschließlich oder außer vou ihnen selbst uur von höchstens
zwei auderen Arbeiter-, Handwerker- oder diesen wirtschaftlich gleichzustellenden Familien bewohnt
zu werdcu.

Die Feststellung des gemeinen Wertes erfolgt für jedes Steucrjahr durch dcu Steuerausfchuß
(Magistrat, Gemcindevorstand).

8 5.
Zum Zwecke der Veranlagung ist jeder Eigentümer eines steuerpflichtigen Grundstücks verpflichtet,

auf die an ihn gerichtete schriftliche Aufforderung des Steucrausschusses (Magistrats u. s. f.) über bestimmte,
für die Besteuerung erhebliche Tatsachen innerhalb der ihm zu bezeichnenden Frist Auskunft zu erteilen.
Der Stcuerausfchuß (Magistrat u. s. f.) ist bei der Veranlagung au die Angaben des Steuerpflichtigen nicht
gebunden. Wird die Auskunft beanstandet, so sind dem Steuerpflichtigen vor der Veranlagung die Gründe
der Bcanstanduug mit dem Anheimstellen mitzuteilen, hierüber binnen einer angemessenen Frist eine weitere
Erklärung abzugeben.

8 6.
Jeder Eigentümer eines steuerpflichtige« Gruudstücks hat dem Magistrat (Gemcindevorstande) unter

Vorlegung der betreffenden Urkunden oder sonstigen Nachweise binnen vier Wochen nach Eintritt der Ver-
änderung Anzeige zu macheu,

1. wenn in dem Eigentum des Grundstücks ein Wechsel eintritt,
2. wenn bisher steuerpflichtige Grundstücke in die Klasse der steuerfreien übergehen und umgekehrt.



3. wenn Gebändc neu erstehen oder gänzlich eingehen,
4. wenn besteuerte Hausgrundstücke in ihrer Substanz, insbesondere dnrch das Aussetzen oder Ab-

nehmen eines Stockwerkes oder durch das Anbauen oder Abbrecheu eines Grnndstücktciles, durch
Vergrößerung oder gänzliche oder teilweise Abtrennung dazu gehöriger Hofränme und Gärten,
oder besteuerte unbebaute Grundstücke durch Tciluug oder Zusammenlegnng mit anderen bebauten
oder unbebauten verändert werden.

Tic nach dieser Stcucrorduung den Eigentümern der steuerpflichtigen Grundstücke obliegenden Ver-
pflichtungen liegen in gleicher Weise ihren gesetzlichen Vertretern (Vormündern, Pflegern, Vorstehern von
Korporationen, Aktiengesellschaften u. s. f.), sowie den von den Eigentümern mit der Verwaltung der Grund-
stücke beauftragten Personen ob.

8 ^'
Tie Stcucrpflicht oder Steuercrhöhung hiusichtlich neuerbauter oder in ihrer Substanz verbesserter

Gebäude (§ 6 Nr. 3 und 4) beginnt nach Ablauf des Rechnungsjahres, in welchem der Neubau bewohnbar
oder benutzbar gcwordcu oder die Verbesserung vollendet ist.

I m übrigen treten Ermäßigungen und Erhöhungen der Steuer infolge der in § 6 erwähnten Ver-
änderungen mit dem ersten Tage des auf die Vcräudcrung folgenden Monats in Kraft. Sind jedoch die im
§ 6 unter Nr. 2, 3 und 4 erwähnten Veränderungen nicht bis zu diesem Tage in der vorgeschriebenen
Weise angezeigt, so tritt eine dadurch bedingte Ermäßigung oder Befreinng von der Steuer erst mit dem
Tage des auf die Anzeige folgenden Monats in Kraft.

Tie hiernach erfolgenden Zugangsvcranlaguugen erfolgen für den Rest des laufcuden Rechnungs-
jahres nach den Bestimmungen dieser Steucrordnung. I m übrigen werden die im Laufe eines Rechnung^
jahres eintretenden Verändcrnngen im gemeinen Werte der steuerpflichtigen Grundstücke erst bei der nächsten
Veranlagung berücksichtigt.

Für die Gemcindegrundstcuer haftet außer dem Eigentümer der Nießbrauchs des steuerpflichtigen
Gruudstücks.

Mehrere Miteigentümer oder Nießbraucher desselben Grundstücks haften solidarisch.
Tie Bestimmung im Absatz 2 findet auch Anwendung, wenn das Eigentum einerseits an Grund

und Boden, andererseits an den darauf errichteten Gebäuden verschiedenen Personen zusteht.
I m Falle des Eigentumswechsels haftet außer dem neuen der bisherige Eigentümer bis zur Er-

stattung der im § 6 vorgeschriebenen Anzeige.
8 10.

Veranlagte Grundstcuerbeträge können in einzelnen Fällen durch deu Magistrat (Gemeindevorstand)
niedergeschlagen werden, wenn deren zwangsweise Beitreibung die Steuerpflichtigen in ihrer wirtschaftlichen
Existenz gefährden, oder wenn das Bcitreibuugsverfahreu voraussichtlich ohne Erfolg sein würde.

8 11-
Gegen die dem Eigentümer des steucrpflichtigeu Grundstücks dnrch besondere Mitteilung bekannt zu

machende Veranlagung steht diesem innerhalb einer mit dem ersten Tage nach erfolgter Mitteilnng beginnen-
den vicrwöchigen Frist das Rechtsmittel des Einspruchs bei dem Magistrat (Gemeindevorstand) und gegen
dessen Bescheid innerhalb einer mit dem ersten Tage nach erfolgter Zustellung beginnenden zweiwöchigen
Frist die Klage bei dem Bezirks-(Krcis-)Ausschussc offen.

Einspruch und Klage haben auf die Verpflichtung znr vorlänfigen Zahlnng der veranlagten Steuer
teiuen Einfluß.

8 12.
Tie Steuer ist iu vierteljährlichen Beträgen in der ersten Hälfte des zweiten Monats eines jeden

Vierteljahres Zu entrichten.
Rückstände werden im Wege des Verwaltungszwaugsverfahrens bcigetriebcn.

8 13.
Wer eine ihm gemäß §§ 5 bis 7 obliegende Auskunft oder Anzeige nicht rechtzeitig in der vorge-

schriebenen Form erstattet, wird, insofern nicht nach bestehenden Gesetzen eine höhere Strafe verwirkt ist, mit
Geldstrafe bis zn 30 Mark bestraft.

8 14-
Tiefe Steuerordnung tritt am 1. Apri l 19— in Kraft.
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Mach-
der im Stadtbezirke Warienwerder vom 1. Apri l 1901 bis 1. Apri l 1903

unter Bezugnahme

1

Laufende

Nr.

1
2

3—7

8—20

21—32

33—49

50—69

8a. ^

70—78
79—86

87—90
91—95

96—97

98—101

102—106

107
108—111

112
113

114
115
116
117
118

119

2

Bezeichnung

der Gruudstücke nach Lage

nnd Beschaffenheit. ,

Früherer Artillerie-Pferdestall .
Arbeiter-Wohnhaus
2 Geschäftshäuser und 3 Klein-

wohnhänser
13 Wohnhäuser, meist mit kleinen

Wohnungen
12 Wohnhänser, meist in abge-

legenen Straßen
17 Wohnhänser in mittelguter

Straßenlage
20 Wohnhänser in mittelguter

Straßenlage

69 Grundstücke, welche in der
Stener ermäßigt werden . .

9 Grundstücke in mittelguter Lage
8 Grundstücke in verschiedener

Lage
4 GrundstückeinabgelegenerLage
5 Grundstücke mit mittleren

Wohnungen
2 Grundstücke mit mittleren

Wohnungen
4 Grundstücke in guter Geschäfts-

lage
5 Grundstücke in verschiedener

Lage
1 Schmiede in guter Lage . . .
4 Grundstücke verschiedener Art .
1 Bäckerei in guter Lage . . .
1 ländliches Grundstück von der

Zuckerfabrik gekauft . . . .
1 Bauplatz in guter Straßenlage
Ackerstück zum Friedhof . . . .
Enteignet für die Kleinbahn . .
Zur Ubrundung des Grundstücks
2 Bauplätze an ungepflasterter

Straße
Zur Abrundung des Grundstücks

50 Grundstücke, welche in der
Steuer erhöht werden . . .

- 8a. ^. -> L

3

Groß
der

Grnndst

da j ar

-

12

1
1

-

16

12
11
27
87
20

31
1

-

e

ücke

71

03
57
66
73
90

15
94

-

4

Grund-
steuer-

Reinertrag

7,11

9,03

4,95

752,58

132,87

906,54

144,72

23,07
217,56

18,96

3,30

81,69

64,50

93,48
8,16

33,00
48,54

1,12

8,07
0,34

746,51

1653,05

5

Gebäude-
steucr-

Nutzungs-
wert

1000
180

3 857

15 773

11 741

18 078

21480

72109

7 708

6 005

890

4 557

1204

4 570
1871

340
3 277

490

240

31152

103 261

6

Grnnd-

stener

0,69

0,86

0,48

72,06

12,73

86,82

13,85

2,23
20,85

1,82

0,32

7,82

6,17

8,95
0,78
3,16
4,65
0,12

0,77
0,03

71,52

158,34

7

Gcbäudc-

steuer

19,50
7,20

146,20

592,90

445,30

660,20

780,90

2652,20

283,40

228,10
29,90

138,70

45,60

161,30

72,80
10,80

105,80
16,10

9,60

—

1102,10

3 754,30
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Anlage.

wei suu g
in andern Desth übergegangenen Grundstücke und ihrer Steuern eryältnisse
auf den Kaufpreis.

8

Kaufreis

3 000
1700

38 340

189 701

159 200

300 651

355 810

1 048 402

148 250

127 900
30 440

92 613

' 32 000

118 100

67 350
10 000

119 736
21 500

29 000
1500
6 875

13 677
600

9 500
388

829 429

1 877 831

9

200 o/o
Zuschlag zur
Grund- und

Gebäudesteuer
betrage»

39,00
14,40

293,78

1187,52

891,56

1 464,52

1 587,26

5 478,04

594,50

460,66
101,50

231,04

91,84

322,60

161,24
21,60

223,94
32,20

37,10
1,56
6,32
9,30
0,24

1,54
0,06

2 347,24

7 825,28

10

4,1672 "/«<,
des Kauf-

preises
betragen

.^

12,50

7,08

159,77

790,52

663,42

1 252,87

1 482,73

4368,89

- 617,79

532,98
126,85

385,93

133,35

492,15

280,66
41,67

498,96
89,60

120,85
6,25

28,65
56,99

2,50

39,59
1,62

3 456,39

7 825,28

11

Spalte 10 ergibt

gegen Spalte 9 in

Prozenten

32
49,1

53 bis 57

61 „ 69

70 „ 79

80 „ 89

90 „ 100

32 bis 100
79,7 o/u im
Durchschnitt

Über
100 bis 109

111 „ 119
121 „ 127

135 „ 139

143 und 150

151 bis 153

170 „ 178
193

216 bis 239
272

326
400
453
613
1041

2572
2700

100 bis 2700
147,2 «/«

im Durchschnitt
100

12

Der Kaufpreis
ist vom

Nutzungswerte^)
das

? fache

9,4
9,4

9,6 bis 10,4

10,8 bis 16,9

11,9 „ 14,3

13,2 „ 17,7

14,1 „ 18,7

9,4 bis 18,7

16,4 bis 20,9

19,5 „ 22,3
21,7 „ 26,2

12,7 „ 24,1

26,0 „ 26,6

24,4 „ 26,9

31,7 „ 35,0
29,4

33,1 bis 54,8
43,9

67,9
91,9

104,2
140,9
267,9

588,6
570,6

12,7 bis 588

17,62

13

Bemerkungen.

Gebäude unbrauchbar.

Die beiden Geschäftshäuser sind
in der Zwangsversteigerung
erworben.

Darunter eine Ziegelei mit
7,34 kg. Land. '

28,7 Pf. pro Hin.

3,05 M . pro hin.
2,00 M . pro ^ n .

*) Hier ist unter Nutzungswert
der doppelte Grundsteuer-Reinertrag
addiert zum Gebäudesteuer-Nutzungs-
wert zu verstehen.

10



V. Geschäftsbericht

Porstandes des westpreußischen Städtetages
für das

Geschäftsjahr 1902/03.

Der in der ordentlichen Versammlung des Städtetagcs vom 26. August 1902 in Graudenz ge-
wählte Vorstand hat sich in einer an demselben Tage abgehaltenen Sitzung konstituiert uud setzt sich danach
zusammen, wie folgt:

Oberbürgermeister Dclbrück - Tanzig, Vorsitzender,
Siadtvcrordnetenvorstcher M chr lc in - Graudcnz, stellvertretender Vorsitzender,
Stadtverordneter M ünstcrberg - Tanzig, Kasscnführer,
Bürgernicister H a r t w i ch - Culmsce, Schriftführer,
Oberbürgermeister Elditt-Elbing 1
Bürgermeister Würtz-Maricnwcrdcr ^ Beisitzer.
Bürgermeister M ü l l c r - D t . Krone

Anstelle des Herrn Sandfnchs, dcfscn Mandat als Schriftführer des Vorstandes des westpreußi-
schcn Städtctagcs durch seiuc Amtslncdcrleguug als Bürgermeister von Maricnbnrg erloschen war, ist der
bisherige Beisitzer, Herr Bürgermeister Hartwich-Culmsee, gewählt. An dessen Stelle ist Herr Bürger-
meister Mü l l e r -D t . Krone neu gewählt.

Auch das Maudat des allvcrchrten Vorsitzenden, des Herrn Oberbürgermeisters Delbrück-Tanzig,
ist erloschen, nachdem dieser Ende Oktober 1902 von Seiner Majestät zum Obcrpräsidenten der Provinz
Westpreußcn berufen worden ist. ' ^

Tie Stelle des Vorsitzenden ist mithin uubcsetzt.

Tie Resolution des Referenten Herrn Stadtrates Toop-Tanzig zu dem Berichte über die Durch-
führung des Gesetzes, betr. die Fürsorgecrziehuug Miuderjähriger vom 2. Juli 1900, unter Berücksichtigung
der hierzu bisher seitens der Aufsichtsbehörde:! uud Gerichte gctroffeueu grundsätzlich wichtigen Entscheidungen
S. 10 ff. der vorjährigen Aktenstücke, ist znr Ausführung gebracht, durch ciue unterm 3. November 1902
an den Herrn Minister des Innern gerichtete entsprechende Petition, unter Beifügung von 6 Exemplaren der
gedruckten Aktenstücke des westprcußischcn Städtctages von 1902.

Auch der Vortrag des Herrn Stadtrates Mitzlaff-Tanzig über die Bedeutung der §§ 5 und 14
des prcußischeu Gesetzes betr. Ausführung des Schlachtvieh- uud Flcischbeschaugcsetzes für die Gemeinden
mit öffentlichen Schlachthäufcru hat sehr fruchtbringend gewirkt, weil daraus vielfach Material zn Petitionen
an den Herrn Minister wegen Beseitigung der Fleischnot in reichem Maße geschöpft ist.

Die Aktenstücke über die Verhaudluugcu des elften wcstprenßischen Städtetagcs vom 25. und
26. August 1902 siud den einzelnen Städten der Provinz Westprcußen bereits im November 1902 I , 1
4535/02 in üblicher Weise zugegangen.

Tcr Deutsche Städtetag findet am 1., 2. nnd 3. September d. I . in Dresden statt.

Tie Einziehuug der Umlage für deu Zwölften westpreußischcn Städtetag im Jahre 1903 in Zoppot
ist mittels Schreibens vom 19. April 1903 I , 1 1536/03 ins Werk gesetzt.

Die Rechnung schloß zur Zeit der Berichtcrstattuug mit einem Bestände von 610,00 Mk. ab.
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Die Kassenführung ist in der im Geschäftsbericht 1898/99 beschriebenen Weise weitergeführt. Die
Kassenanwcisuugen für Ausgaben haben der Unterzeichnete und Herr Stadtverordneter Münsterberg
vollzogen.

Bezüglich des Punktes 4 der vorjährigen Tagesordnung des westpreußischen Städtetagcs:

„Bericht der Konnnission zur Gründung eines Ruhegchaltskasseuverbandcs für die Kom-
munalbeamten"

wird Herr Bürgermeister Mü l l e r -D t . Krone bei Puukt 8 der diesjährige« Tagesordnung referieren.

Weiteres war zur Ausführung der vorjährigen Beschlüsse nicht zn veranlassen.

Znr stenographischen Ausnahme der Verhandluugeu des diesjährige« westpreußischcu Städtetages ist
der in den Vorjahren bereits tätig gewesene Parlamcntsbcrichterstatter wiedergewonnen.

Grandcnz, den 23. Juli 1903.

Der Vorstand des westpreußischen Städtetages.
I. A.

t l . ,

tadtuerorduetenvorsteher.




